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Helfer gesetzlich versichert Seite 18

Tausende Flüchtlinge kommen derzeit auch nach Sachsen. Noch geht 

es um medizinische Erstversorgung, Essen und ein Dach über dem 

Kopf. Doch soll Integration gelingen, braucht es mehr. Unterstützung, 

die nur mit ehrenamtlicher Hilfe zu bewältigen ist. Wir sagen Ihnen, 

wann Versicherungsschutz besteht und was dabei zu beachten ist.
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Niemand ist perfekt

60 Plus: Selten so gefragt Seite 08

Die Zahl der älteren Mitarbeiter steigt und steigt. Das Umdenken in

den Betrieben ist im vollen Gange. An altersgerechter Arbeitsgestal-

tung kommt wohl keiner vorbei. Was das ist und warum die betrieb-

liche Gesundheitsförderung dafür als eine tragende Säule gilt. 
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Bei gleicher Eignung bevorzugt? Wer zu den mehr als zehn Prozent 

der Deutschen gehört, die eine Behinderung haben, weiß: Wenn 

es um den Beruf geht, gilt es, nicht nur sichtbare Hürden zu über-

winden. Dabei werden die Leistungsfähigkeit und Belastbarkeit 

Impressum Mitteilungsblatt

Auf den Punkt gebracht

Ablenkung durch Handys und Smartphones im Auto wird wahnsinnig 

unterschätzt. Wer während der Fahrt eine SMS checkt oder schreibt, 

fährt pro Sekunde 14 Meter blind. Bei rund einem Drittel der Straßen-

verkehrsunfälle spielt Unaufmerksamkeit eine Rolle. Dazu kommt ei-

ne äußerst beunruhigende Tendenz zu mangelnder Konzentration bei 

allen Verkehrsteilnehmern, ganz gleich, ob sie mit dem Auto, per Rad 

oder zu Fuß unterwegs sind. Experten sehen in Smartphones die Haupt-

ursache für Unfälle durch Unaufmerksamkeit. Denn ihre Nutzung im 

Straßenverkehr kann das Unfallrisiko über drei verschiedene Arten von 

Ablenkung zur gleichen Zeit besonders stark erhöhen. Das Lesen oder 

Schreiben einer Textnachricht beispielsweise ist gleichermaßen eine 

motorische, eine visuelle und eine mentale Ablenkung.

Mehr Infos. Deutscher Verkehrssicherheitsrat – www.dvr.de

Foto: www.picture-alliance.com
Foto: www.picture-alliance.com
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Was macht meinen Arbeitsplatz unfallsicher? Wie bleibe ich im 

Job gesund? Zwischen viertausend und fünftausend Beschäftigte  

besuchen jedes Jahr die 200 Seminare der UK Sachsen – ein breit 

gefächertes Angebot. Unsere Übersicht hilft bei der Entscheidung. 
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Niemand ist perfekt
oft unterschätzt. Arbeitgeber loben Beschäftigte mit Handicap 

meist als besonders motiviert und ein Gewinn für Unternehmens-

kultur und Betriebsklima.

Seite 04

Beilagenhinweis:

SiBe-Report 1/2015 bis 4/2015 und der UKS Kalender 2016
Außerdem für Schulen: Pluspunkt Nr. 4

Fehlte etwas? Telefon (03521) 724 314

Informationen für Sicherheitsbeauft ragte – Ausgabe 1/2015SiBe-Report

Die Gründe sind grundsätzlich bekannt. 

Jugendliche haben wenig Erfahrung und 

sind oft  unbekümmert genug, hohe Risi-

ken einzugehen – am Arbeitsplatz wie in 

der Freizeit. Weil junge Erwachsene selbst 

entscheiden wollen, helfen gut gemeinte 

Hinweise und Belehrungen von Eltern 

oder Vorgesetzten zudem meist wenig.

Die Berufsgenossenschaft  Energie Textil 

Elektro Medienerzeugnisse (BG ETEM) 

versucht deshalb in ihrer neuen Kampag-

ne „Ein Unfall ändert alles“, Jugendliche 

ohne erhobenen Zeigefi nger für Risiken 

zu sensibilisieren. Neben Postkarten und 

Muskel-Skelett-Erkrankungen führen die 

Statistiken der Arbeitsunfähigkeitstage 

an und belasten Beschäft igte wie Ar-

beitgeber. 

Das neue Arbeitsprogramm der 

Gemeinsamen Deutschen Ar-

beitsschutzstrategie (GDA) will 

deshalb die Präventionskultur in den 

Betrieben stärken. Gleichzeitig möchte 

man die Gesundheitskompetenz der Be-

schäft igten fördern und sie zu gesund-

heitsgerechtem Verhalten motivieren.

Konkret sollen mehr Betriebe ergono-

misch optimierte Arbeitsplätze, -stätten 

und -abläufe einrichten, MSE-Präven-

„ Ein Unfall ändert alles!“ – 

Neue Kampagne für junge Berufstätige
Plakaten, die unter anderem an Berufs-

schulen und in Unternehmen verteilt 

 werden, ist eine Website Zentrum der 

Kampagne. Dort sollen Videoclips, die 

 bewusst an die Ästhetik von YouTube- 

oder Facebook-Videos anknüpfen, junge 

Berufstätige zielgruppengerecht anspre-

chen und ihnen helfen, Gefahren richtig 

einzuschätzen. Interviews mit tatsäch-

lichen Unfallopfern vertiefen das Gelernte. 

Auch eine Microsite mit Chatstreams soll 

eine Brücke zur Erlebniswelt der jungen 

Erwachsenen schlagen.

 � www.ein-unfall-ändert-alles.de

Mit einem Anteil von fast 20 Prozent 

bei den meldepflichtigen Unfällen 

 verunglücken junge Berufstätige bis 

25 besonders häufi g. 

GDA-Arbeitsprogramm Muskel-Skelett-

Erkrankungen (MSE) gestartet

tionsangebote anbieten und ein Betrieb-

liches Gesundheitsmanagement (BGM) 

einführen. Auch bei den Gefähr-

dungsbeurteilungen zu physi-

schen und psychischen Belas-

tungen gibt es Verbesserungs-

potenzial. Die Aufsichtsdienste 

der GDA-Träger besuchen seit 

Projektbeginn im September 2014 

noch bis Ende 2017 mehr als 16.000 

 Betriebe, um sie bei Muskel-Skelett- 

Erkrankungen zu unterstützen. Das 

 MSE-Webportal bündelt Informationen 

zu allen Aspekten der Prävention von 

Muskel-Skelett-Erkrankungen.

 � www.gdabewegt.de 

Ar-
ei

Neue Suchmaschine 

„Präventionsforum+“ 

Dank der neuen Website kann man 

zielgenau nach Stichwörtern im Be-

reich Arbeits- und Gesundheitsschutz 

suchen. Praktisch: Die Suche ist auf 

qualitätsgesicherte Websites und 

 Datenbanken beschränkt, sodass 

man nur seriöse Antworten erhält. 

 Präventionsforum+ ist eine Koopera-

tion der Allgemeinen Unfallversiche-

rungsanstalt Österreichs (AUVA), der 

Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-

cherung (DGUV), des Paritätischen 

 Komitees für Bauwesen (PKB) und der 

Schweizer Unfallversicherungsanstalt 

(Suva). 

 � www.praeventionsforum-plus.info 
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Worauf es bei alternsgerechten 

Arbeitsplätzen ankommt

Der demografi sche Wandel stellt Arbeitgeber vor vollendete Tatsachen: Künft ig 

müssen Verwaltungen, Behörden und Unternehmen ältere Arbeitnehmer unter-

stützen, statt sie allzu früh dem Rentnerdasein zu überlassen. Komplizierte Maß-

nahmen sind dazu zum Glück nicht erforderlich. 

Wer Beschäft igte möglichst lange im 

 Erwerbsleben hält, hat zudem viele Vor-

teile. So hat eine Studie am Berliner 

Max-Planck-Institut für Bildungsfor-

schung ergeben, dass Ältere zuverlässi-

ger und konstanter Leistung zeigen als 

die Jungen und zudem deutlich weniger 

„teure“ Fehler machen – zum Beispiel 

in der Produktion oder bei anderen 

handwerklichen Arbeiten.

Wenn die tagtägliche Arbeitsumgebung 

stimmt, können Beschäft igte ihre ge-

wohnte Arbeit lange gut erledigen. Be-

Bleib fair … auf Autobahn und Landstraße! 

Neue Schwerpunktaktion zur Verkehrssicherheit

Rund ein Viertel der Erwerbstätigen in Deutschland legt täglich  einen Arbeitsweg 

von mehr als 20 Kilometern zurück, oft  auf Autobahnen und Landstraßen. Hohes 

Verkehrsaufk ommen, riskante  Auff ahr- und Überholmanöver von Dränglern und 

nicht angepasste Geschwindigkeit  machen den Weg zur Arbeit anstrengend. 

„Bleib fair“, die jährliche Schwerpunktaktion zur Verkehrssicherheit, die Unfall-

kassen,  Berufsgenossenschaft en und der Deutsche Verkehrssicherheitsrat 

 gemeinsam gestalten, konzentriert sich deshalb 2015 auf Risiken auf außerört-

lichen Straßen.

Größtes Unfallrisiko auf Landstraßen 

und Autobahnen ist und bleibt der 

Mensch. Zwei Drittel der Unfälle mit 

 Personen auf Autobahnen ereignen sich 

auf trockener Fahrbahn oder tagsüber. 

Montags zwischen 7 und 8 Uhr sowie 

am frühen Freitagnachmittag, also in 

akuten Stressphasen des Pendlerver-

kehrs, häufen sich die Unfälle. Nicht 

 angepasste Geschwindigkeit ist in 37 % 

 aller Autobahnunfälle die Unfallursa-

che. Aber auch Drängler gefährden sich 

und andere Verkehrsteilnehmer. Proble-

matisch wirken sich auch die sehr un-

terschiedlichen Geschwindigkeiten von 

Pkw, Motorrädern, Lkw und Transpor-

tern aus. Verkehrsexperten treten des-

halb für ein gleichmäßigeres Tempo 

 aller Fahrzeuge und eine Höchstge-

schwindigkeit von 130 km/h ein. 

 Außerdem geben sie diese Tipps:

• Wenn Sie bei drei Fahrspuren je Rich-

tung die mittlere Spur befahren, soll-

ten Sie schneller fahren als überholte 

Fahrzeuge bzw. das Überholmanöver 

so schnell wie möglich abschließen.

• Auf der linken oder mittleren Spur 

sollten Sie auf langsamere Fahrzeuge 

auf der mittleren oder rechten Spur 

achten, denn folgende Pkw könnten 

zum Überholen auf Ihre Spur aus-

scheren. 

• Fahren Sie im Bereich von Baustellen 

besonders vorsichtig. Achten Sie auf 

verengte oder verschmutzte Fahrbah-

nen, die Wahl der richtigen Fahrspur, 

das Einhalten der zulässigen Höchst-

geschwindigkeit und auf ausreichen-

den Abstand. Vorsicht ist auch gebo-

ten, wenn Kleintransporter oder Ge-

ländewagen sich auf der linken, meist 

schmaleren Spur vorbeizwängen. 

Die Kampagne wirbt für eine rück-

sichtsvoll-partnerschaft liche Fahrwei-

se. Hauptgewinn beim begleitenden 

Gewinnspiel ist eine Reise. Einsende-

schluss ist der 29. Februar 2016. 

 � www.bleibfair.info 

.
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Handgeführte Elektrowerkzeuge – 
So arbeiten Sie sicher

Gerade ein Elektrowerkzeug kann nur 
so sicher sein, wie es der jeweilige Be-
nutzer zulässt. Schwerwiegende techni-
sche Mängel sind in Behörden oder Ver-
waltungen eher seltene Unfallursachen. 
Häufi ger ereignen sich Unfälle, weil 
elektrotechnische Laien Sicherheitsre-
geln nicht kennen oder aus Sorglosig-
keit missachten. Handgeführte Elektro-
werkzeuge gehören zu den ortsverän-
derlichen elektrischen Betriebsmitteln 
und müssen regelmäßig geprüft , gewar-
tet und instand gesetzt werden. 

Sicherheitsregeln
• Bei Unsicherheiten vor der Benut-

zung die Elektrofachkraft  fragen
• Sichtprüfung vor jeder Benutzung 

(Schutzabdeckung vorhanden, Ge-
häuse, Leitungen, Anschlüsse und 
Schalter intakt)

• Reparaturen aller Art sind ausschließ-
liche Aufgabe einer Elektrofachkraft !

• Elektrogeräte bei Nässe, Regen oder 
in feuchter Umgebung nicht verwen-
den

• Elektrowerkzeuge im Freien nur mit 
für den Außenbereich vorgesehenen 
und zugelassenen Verlängerungslei-
tungen nutzen

• Vor dem Wechseln von Zubehörteilen 
den Netzstecker ziehen 

• Nur passendes Zubehör verwenden, 
das vom Hersteller für den jeweiligen 
Einsatzzweck vorgesehen ist

• Elektrowerkzeuge immer durch Heraus-
ziehen des Steckers vom Stromnetz 
trennen, nie am Werkzeug selbst oder 
am Kabel aus der Steckdose  ziehen

• Elektrowerkzeuge trocken und staub-
geschützt aufb ewahren

• Betriebsanleitungen beachten

Vorsicht, selbst anlaufende 
Elektro geräte!
Neuere Elektrogeräte verfügen häufi g 
über automatische Sicherheitssperren, 
die den Selbstanlauf nach einer beho-
benen Stromunterbrechung verhindern. 
Bei älteren Modellen ist das oft  nicht 
der Fall, und es kann zum gefährlichen 
Selbstanlaufen kommen, etwa wenn 
ein Gerät am Netzstecker vom Strom-
kreis getrennt wurde, ohne dass der 
Ausschalter betätigt wurde. Das Dezer-
nat Geräte- und Produktsicherheit des 
Regierungspräsidiums Gießen über-
prüft e 2010 den Selbstanlauf handge-
führter Elektrowerkzeuge aus Baumärk-
ten oder von Lebensmittel-Discountern. 
12 von 20 untersuchten Modellen ver-
fügten über keinerlei Schutz gegen un-
gewollten Selbstanlauf – darunter auch 
Geräte von Markenherstellern.

Napo: „Vorsicht  Elektrizität!“
Napo, beliebter Held einer Trickfi lm-
serie für den Arbeitsschutz, erlebt 
neue Abenteuer. Wie viele Arbeitneh-
mer vergisst auch er, dass leichtsinni-
ger Umgang mit Elektrizität zu schwe-
ren oder sogar tödlichen Unfällen füh-
ren kann. Vorsichtsmaßnahmen zeigt 
der kleine Held deshalb im Film „Napo 
in ... Vorsicht Elektrizität!“. 

 � www.dguv.de
 � Webcode: d1063370 � Download des 

Films „Napo in ... Vorsicht Elektrizität!“

Ladungssicherung bei Bauarbeiten
Gerade wenn man bei kurzfristigen 
und kleinen Arbeiten Baumaterial und 
-maschinen transportieren muss, ver-
gisst man die vorschrift smäßige La-
dungssicherung gern einmal. Eine 
neue Broschüre der Berufsgenossen-
schaft  BAU schafft   Abhilfe und erläu-
tert alle Möglichkeiten der Sicherung 
von Material und Maschinen. Außer-
dem informiert sie über rechtliche 
Grundlagen und Verantwortlichkeiten. 

 � www.bgbau-medien.de
 � Suche „Ladungssicherung“ � Ladungssi-

cherung auf Fahrzeugen für die Bauwirtschaft 

Kurzmeldungen

Für viele Arbeiten reicht die menschliche Kraft  nicht aus, und Elektrowerkzeuge 

kommen zum Einsatz. Werden diese von Profi s bedient, ist das kein Problem. 

Weil aber gerade für kleinere Arbeiten oft  auch elektrotechnische Laien zum 

 Akkuschrauber oder einer anderen Maschine greifen, sollte man einschlägige 

 Sicherheitshinweise ruhig mehr als einmal wiederholen.
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Lärmbelastung – auch im Büro ein Thema

Die Klimaanlage rauscht, die Kollegen  telefonieren oder unterhalten sich und der Ventilator des PCs surrt – nur wer Glück hat, wird am Büroarbeitsplatz von störenden Geräuschen verschont. Dazu kommt Lärm über Fenster, Türen, Wände oder der hohe Geräuschpegel eines Großraumbüros. 

Lange haben selbst Fachleute die Ge-räuschbelastung im Büro bestenfalls als lästig abgetan, doch heute steht fest: Auch ein vermeintlich niedriger Lärmpe-gel führt zu messbaren physiologischen Stressreaktionen und zu psychischen  Belastungen. Aufmerksamkeit, Leistungs-fähigkeit und Reaktionszeit sinken, der Blutdruck steigt, das Herz-Kreislauf-System wird belastet – und das, obwohl gerade Büroarbeit hohe Konzentration  erfordert, auch bei vermeintlichen Rou-tinetätigkeiten. 

Natürlich ist gerade an Büroarbeitsplätzen 
die Kommunikation mit Kolleginnen und Kollegen, Kunden oder anderen Besuchern 

wichtig. Trotzdem wäre es ideal, wenn je-der Beschäft igte täglich längere Phasen in 
Ruhe arbeiten könnte. In größeren Büros reduzieren spezielle Raumkonzepte die Lärmbelastung, etwa Bereiche für Gesprä-che und ausreichend freie Fläche zwischen 

den einzelnen Arbeitsplätzen. Geräusch-arme Geräte sowie die lärmdämmende Ausstattung von Böden, Möbeln und Wän-den sorgen ebenfalls für mehr Ruhe.
Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) hat untersucht,  welche akustischen Belastungen bei wel-chen Aufgaben stören und dabei heraus-gefunden, dass komplexe Aufgaben be-sonders störanfällig sind, da Bearbeitungs-

dauer und Fehlerrate bei Lärm steigen. Ge-spräche beeinträchtigen die Konzentration 
besonders stark, weil man bewusst „weg-zuhören“ versucht. Zwar gibt es für Büro-lärm keine gesetzlich verbindlichen Grenz-werte, doch empfehlen die BAuA-Experten einen Schalldruckpegel bis 30 dB (A) als optimal, einen Wert von 40 dB (A) als sehr gut und einen Wert bis 45 dB (A) als gut.  Ältere Empfehlungen gingen noch von  einem Wert von 55 dB(A) aus. � www.baua.de

 � Suche: AWE 101 Arbeitswissenschaft liche 
 Erkenntnisse 101: Auswirkungen von Geräu-
schen mittlerer Intensität auf Büro- und Ver-
waltungsaufgaben

 � www.baua.de
 � Suche: AWE 124 � Arbeitswissenschaft liche 

Erkenntnisse 124: Bildschirmarbeit � Lärmmin-
derung in Mehrpersonenbüros.

Zentrale Expositionsdatenbank (ZED)
Gefahrstoff e können auch Jahrzehnte nach der Einwirkung krank machen – das ist spätestens seit dem Asbestskandal bekannt. 

Mit gutem Grund fordert deshalb die Ge-fahrstoff verordnung, dass Unternehmen ein Verzeichnis der Beschäft igten führt, die krebserzeugenden, erbgutverändern-den oder fruchtbarkeitsgefährdenden Stoff en ausgesetzt sind. Dieses muss An-gaben zur Höhe und Dauer der Exposition 
enthalten und 40 Jahre aufb ewahrt wer-den. Weil diese Aufgabe sehr aufwendig ist und viele Unternehmen betrifft  , hat die 

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 

(DGUV) eine „Zentrale Expositions-datenbank“ (ZED) erarbeitet. Unterneh-men können dort betriebseigene Daten in die ZED eingeben und dort verwal-ten, wobei die ZED auch die Archivie-rung der Daten übernimmt. Teilneh-mende Behörden, Verwaltungen oder Unternehmen können sich darauf ver-lassen, dass der Datenschutz gewahrt bleibt. Schon die Anmeldung erfolgt über einen sicheren Internetzugang unter � https://zed.dguv.de. Eine Kon-taktaufnahme ist möglich über � zed@dguv.de. Allgemeine Informa-tionen gibt es unter � www.dguv.de � Webcode: d1014446

Tag gegen Lärm
Am 29. April 2015 fand wieder der „Tag gegen Lärm“ statt. Schwerpunkt in diesem Jahr war die Geräuschbelastung von  Kindern und Jugendlichen unter dem Motto „Lärm – voll nervig!“.

� www.tag-gegen-laerm.de
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Niemand ist perfekt …
Der lange Weg zur Inklusion

Menschen mit  Behinderung gehören zu unserer  Gesellschaft .  Doch nach wie vor  erfahren sie  wenig Akzeptanz, 

auch im Berufsleben.  Das sol l  s ich ändern.  Am besten in  den Köpfen der  „Normalen“.  Fakt  ist :  Niemand ist 

perfekt .  Niemand kann al les.  Die  Gesellschaft  muss lernen,  mit  den Def iz i ten eines jeden zu leben und ihn als 

das zu respektieren,  was er  ist :  e in  Mensch.

Bei gleicher Eignung bevorzugt? Wer zu 

den mehr als zehn Prozent der Deutschen 

gehört, die eine Behinderung haben, weiß: 

Wenn es um den Beruf geht, gilt es, nicht nur 

sichtbare Hürden zu überwinden. Zwar hat 

Deutschland die Behindertenrechtskonven-

tion der Vereinten Nationen unterzeichnet 

und den besonderen Schutz von Behinder-

ten gesetzlich verankert. Zahlreiche Ver-

ordnungen sollen sicherstellen, dass Men-

schen mit Behinderung im Alltag integriert 

werden (Inklusion), doch „bei den aktuellen 

Bemühungen sehe ich auch manchmal die 

Gefahr, dass wir Inklusion überreglementie-

ren“, sagt Manuela Schmermund, Aktiven-

sprecherin der paralympischen Athleten in 

Deutschland. Denn, so die Sportschützin: 

„Verordnungen allein ändern nicht das Ver-

halten der Menschen.“

Zum Beispiel nicht das der Arbeitgeber. Tat-

sache ist: Menschen mit Behinderung sind 

seltener erwerbstätig, länger arbeitslos 

oder werden unter ihrem Qualifi kationsni-

veau beschäftigt. Die Initiative Gesundheit 

und Arbeit hat analysiert, warum das so ist. 

Die erste Hürde ist die Einstellung bei der 

Einstellung – nämlich die des Arbeitgebers 

gegenüber Menschen mit Handicap. Viele 

Unternehmen haben nur wenig Interesse an 

der Beschäftigung von Menschen mit Behin-

derungen, weil deren Leistungsfähigkeit und 

Belastbarkeit oft unterschätzt werden. Dazu 

kommt, dass noch immer unterstellt wird, 

Menschen mit einer Körper- oder Sinnesbe-

hinderung hätten zugleich auch eine geistige 

Beeinträchtigung – und sie neigten dazu, 

öfter krank zu sein. Auch Vorbehalte gegen-

über der sozialen Kompetenz sind häufi g.

Positive Rückmeldung

Vor allem bei Arbeitgebern ohne Erfahrung 

mit behinderten Angestellten sind diese 

Vorurteile zu fi nden. Unternehmen, die kon-

sequent Mitarbeiter mit Behinderungen ein-

stellen, melden dagegen Positives zurück: 

Gerade sie seien besonders motiviert und 

hätten einen guten Einfl uss auf die Unter-

nehmenskultur und das Betriebsklima.

Neben der Leistungsfähigkeit ist die Qua-

lifi kation das entscheidende Kriterium für 

die Einstellung von Menschen mit Behinde-

rungen. Ohne die richtigen Fachkenntnisse 

lohnt sich gerade für kleinere oder mittlere 

Betriebe eine Beschäftigung nicht – unab-

hängig von Behinderung oder nicht. Denn 

eine Einstellung muss sich wirtschaftlich 

rechnen. Menschen mit einer körperlichen 

Behinderung haben da erheblich bessere 

Chancen, denn ihre Arbeitsleistung wird 

deutlich besser eingeschätzt als die von 

Menschen mit geistiger oder psychischer 

Beeinträchtigung.

„Menschen mit Behinderung werden immer 

noch häufi g unterschätzt“, sagt auch der 

Rollstuhlfahrer und Extremsportler David 
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Lebuser. Seit einem schweren Unfall sitzt 

der gelernte Maler und Lackierer im Roll-

stuhl. Nach einer Umschulung arbeitet er 

heute als Informatikkaufmann. „Inklusion 

bedeutet für mich aber, dass wir alle als 

gleichwertig akzeptiert werden.“

Um das zu verwirklichen, müssten die Din-

ge Hand in Hand gehen, so Lebuser. Die 

Menschen mit Behinderung müssten den 

Mut haben zu mehr Selbstbestimmung, 

und die Gesellschaft müsse die verschie-

denen Bedarfe der Menschen anerkennen. 

Es gibt kein „Alles oder Nichts“. Vielmehr 

müssen die Arbeitgeber genauer hinschau-

en, um Tätigkeiten zu finden, die auch mit 

einer Einschränkung gut zu handeln sind. 

Dazu müssen die Bedingungen an den Ar-

beitsplätzen so gestaltet werden, dass dies 

leichter möglich ist. „Gerade wir von der Un-

fallkasse Sachsen wissen, was notwendig 

ist, damit unsere Versicherten nach einem 

Unfall oder einer Berufskrankheit möglichst 

wieder an ihren Arbeitsplatz zurückkehren 

können“, sagt Anett Schnege, Reha-Mana-

gerin bei der UK Sachsen.

Die jahrelange Erfahrung in der Wiederein-

gliederung nutzt nicht nur, um im Einzelfall 

eine optimale Lösung zu finden, sie bietet 

auch die Erfahrung, um Arbeitsplätze gene-

rell barrierefrei zu gestalten. Egal ob es um 

Prävention oder Rehabilitation geht: Die Ex-

perten der UK Sachsen übernehmen als An-

sprechpartner für Versicherte und Betrieb 

eine wichtige Funktion für ein inklusives Ar-

beitsleben. Ohnehin hat der demografische 

Wandel für ein Umdenken gesorgt, bei dem 

das Thema körperliche oder geistige Ein-

schränkung mehr Raum eingenommen hat. 

Wie lassen sich Arbeitsplätze so gestalten, 

dass auch Menschen mit körperlichen Han-

dicaps möglichst belastungsfrei eingesetzt 

werden können? Wo sind Belastungen im 

Betrieb, die Einfluss auf die Leistungsfähig-

keit haben? Unter dem Eindruck von älter 

werdenden Belegschaften öffnen sich die 

Betriebe einem neuen Denken, von dem 

nicht nur Behinderte profitieren, sondern 

auch andere Bevölkerungsgruppen. „Seit 

einigen Jahren wird vielen Unternehmen 

bewusst, dass die Vielfältigkeit ihrer Beleg-

schaft kein Nachteil ist, sondern die Gesell-

schaft als Ganzes widerspiegelt, und dass 

darin Chancen liegen“, sagt Barbara David, 

die das Diversity-Management der Com-

merzbank leitet.

Die Vielfalt zählt

Den Kunden in ihrer Vielfalt werden An-

sprechpartner im Unternehmen präsentiert, 

die ähnlich sind wie sie. „Wenn zum Beispiel 

ein türkischsprachiger Mitarbeiter in einer 

Filiale mit hohem Anteil türkischstämmiger 

Kunden beschäftigt ist, wirkt sich das po-

sitiv auf die Akzeptanz aus“, sagt Barbara 

David. Aber auch intern nutzt das Diversity-

Konzept. „Wenn homosexuelle Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter zum Beispiel das 

Gefühl haben, sich offen zu ihrer Homose-

xualität bekennen zu können, ist das gut. 

Das Versteckspiel beeinträchtigt und kostet 

Arbeitskraft.“ Die Bank unterhält mit ARCO 

das größte Firmennetzwerk für Homo- und 

Transsexuelle in Deutschland.

Sozialromantik ist also fehl am Platz. Die 

neue Denke der Unternehmen, die auch für 

Menschen mit Behinderungen neue Ansät-

ze bringt, ist kein elementar humanistischer 

Weg, sondern ein wirtschaftlich kalkulierter. 

Was nicht die positiven Entwicklungen 

schmälert, die damit einhergehen. Etwa aus 

Mangel an Arbeitskräften eher in Erwägung 

zu ziehen, auch Mitarbeiter mit Einschrän-

kungen einzustellen. Und so vielen der rund 

zehn Millionen Menschen mit Behinderung 

in Deutschland höhere Chancen zu bieten, 

aktiv am Arbeitsleben teilzunehmen. Bei 

ihnen liegt ein großes Potenzial brach, das 

die Unternehmen gut gebrauchen könnten, 

um wettbewerbsfähig zu bleiben. Zu solch 

ungenutzten Talenten zählt Ina Bloding die 

Autisten. 80 Prozent der diagnostizierten 

Autisten in Deutschland seien arbeitsuchend 

oder nicht in adäquaten Jobs beschäftigt, so 

die Employment Services Managerin beim 6. 

Dresdner Forum Employability der Verwal-

tungs-Berufsgenossenschaft. Dabei würden 

70 Prozent der Autisten eine abgeschlossene 

Berufsausbildung oder einen akademischen 

Grad besitzen.

Wer sich mit dem Thema beschäftigt, 

merkt: Nicht die Unterschiede sind der ent-

scheidende Faktor, das macht das Ganze 

nur kompliziert. Wer von vornherein eine 

Paralympics-Sportschützin Manuela Schmermund

10 Millionen Menschen 

mit Behinderungen

In Deutschland leben laut Statistischem 

Bundesamt 10,2 Millionen Menschen 

mit einer amtlich anerkannten Behinde-

rung. Damit ist gut jeder achte Einwohner 

(13 Prozent) behindert. Der größte Teil 

davon, nämlich rund 7,5 Millionen Men-

schen, ist schwerbehindert. Das bedeu-

tet, dass der Grad der Behinderung min-

destens 50 Prozent beträgt. 2,7 Millionen 

Menschen leben mit einer leichteren 

Behinderung. Behinderungen treten vor 

allem bei älteren Menschen auf: So sind 

73 Prozent der betroffenen Menschen 55 

Jahre oder älter. Am Arbeitsmarkt zeigt 

sich eine geringere Teilhabe: 67 Prozent 

der Menschen mit Behinderungen im  

Alter von 25 bis 44 Jahren sind erwerbs-

tätig oder suchen nach einer Tätigkeit. 

Bei den gleichaltrigen Nichtbehinderten 

sind es 88 Prozent. (Alle Zahlen aus dem 

Jahr 2013, Quelle: UKPT Kontakt)
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barrierefreie Gesellschaft mit gesundheits-

erhaltenden Arbeitsplätzen setzt, tut für 

alle etwas. Vor dem Hintergrund einer al-

ternden Bevölkerung, die bis weit über das 

60. Lebensjahr hinaus am Arbeitsprozess 

teilnehmen soll, ist das ein Gewinn.

Das Umdenken bedingt auch, miteinander 

statt übereinander zu reden. Wichtig ist, 

Menschen mit Behinderungen von vornhe-

rein einzubeziehen, nicht über sie nachzu-

denken, sondern mit ihnen. Vielfach wer-

den die Menschen mit Einschränkungen im 

alltäglichen Umgang schlicht nicht ernst 

genommen. David Lebuser erlebt als Roll-

stuhlfahrer immer wieder, dass gut gemeint 

nicht gut gemacht, sondern schlicht res-

pektlos ist: „Lieber mal fragen, ob jemand 

Hilfe braucht, und nicht einfach den Roll-

stuhl über die Straße schieben.“

Es gibt eben keine besseren Experten für Be-

hinderungen als die Betroffenen. Wer macht 

sich schon Gedanken darüber, wie akribisch 

ein Rollstuhlfahrer einen abendlichen Knei-

penbesuch planen muss? „Ich kann nirgend-

wo spontan hingehen“, sagt die Rollstuhl-

fahrerin Manuela Schmermund, „ich muss 

immer vorher recherchieren: Gibt es dort 

einen barrierefreien Eingang, eine barriere-

freie Toilette – ganz grundlegende Dinge.“

Zu den ganz elementaren Voraussetzungen 

für die Teilhabe am Arbeitsleben gehört 

auch, möglichst unkompliziert von der Woh-

nung zur Arbeitsstelle zu gelangen. Auch 

hier gibt es noch Verbesserungsbedarf. Mit 

einer gezielt geförderten Mobilitätskom-

petenz zum Beispiel. Hier machen Projekte 

wie „Kompetent mobil“ Mut, ein Trainings-

konzept der Berufsgenossenschaft für Ge-

sundheitsdienst und Wohlfahrtspflege, 

dem Berufsförderungswerk und Deutschen 

Rollstuhl-Sportverband, das dabei unter-

stützt, sicher zu Fuß – mit oder ohne Hilfs-

mittel –, mit dem Rollstuhl, dem Fahrrad, 

dem Auto oder mit Bus und Bahn unterwegs 

zu sein. Nach einer Selbsteinschätzung 

werden mit professioneller Unterstützung 

ein Fähigkeitenprofil und ein individueller 

Förderplan entwickelt als Grundlage für ge-

zieltes Training.

Respektvoller Umgang

Der Alltag wandelt sich, ein Umdenken hat 

eingesetzt. Doch Inklusion bedeutet das 

Bohren dicker Bretter, bis Menschen mit 

Einschränkungen genauso selbstverständ-

lich am gesellschaftlichen Leben teilnehmen 

wie alle anderen auch. Der Umgang mit dem 

Anderssein ist ein Lernprozess. Manuela 

Schmermund erlebt immer wieder die zwei 

Aspekte: „Ängstliche Zurückhaltung mir ge-

genüber, aber auch respektvolle Ansprache. 

Aber von einem selbstverständlichen Mitei-

nander sind wir immer noch weit entfernt, 

denke ich.“ Ihre Lösung: „Wir müssen die 

Menschen konfrontieren, und zwar dort, wo 

das Leben spielt: mittendrin. Begegnungen 

müssen ermöglicht werden, je häufiger und 

je früher, desto besser. Inklusion ist ein lan-

ger Weg, und jede Aktion, die diesen Weg 

ebnet, bringt uns ein Stück voran.“

Quelle: UK PT

Das Schulungsprogramm „Kompetent mo-

bil“ gibt es unter www.kompetent-mobil.de

Nachgefragt bei …
… Kirsten Bruhn

Die sei t  e inem Motor r adunf all  a l s  jung e Er w achsene Roll s tuhlf ahrer in  is t .  Die  drei f ache P ar aly mpic s-Sieg er in , 

sechsf ache Welt-  und acht f ache Europameis ter in  hat  ihre Schwimmk ar r iere b eendet  und ar b ei tet  in  der  P re sse -

s tel le  de s Unf allk r ankenhau se s Ber l in .  A l s  B ot schaf ter in  f ür  die  T hemen Reha und Sp or t  hält  K ir s ten Br uhn  

unter  anderem Vor t r äg e unter  dem T i tel  „ Du k anns t  mehr,  al s  du denk s t .“

Was treibt Sie an?

Mich treiben die Erinnerungen an meine Zeit 

nach dem Unfall an. Diese Ungewissheit, 

Ahnungslosigkeit, Fremdfühl-Phase, Traurig-

keit und Trägheit, die ich in mir hatte. Keine 

Power zu haben, keine Lust auf Leben und 

diese Gesellschaft und schon gar nicht auf 

mich selbst und meinen behinderten Kör-

per. Diese Phase möchte ich keinem zumu-

ten. Ich möchte helfen, und zwar denen, die 

jetzt in so einer Situation sind, und denen, 

die vielleicht irgendwann auch einmal in so 

einer Situation sein werden, diese schlimme 

Zeit leichter und vor allem kürzer hinter sich 

zu bringen.

Wie gelingt das?

Es gilt, die Dinge weniger kompliziert, lang-

atmig und fremd zu erleben. Wir haben die 

Technik heute, das Internet, das Netzwerk 

– und wir haben die Erfahrungen. Erfah-

rungen, die wir miteinander austauschen 

und daraus resultierend dann gestalten, ver-

ändern, verbessern und erweitern können. 

In der heutigen Zeit geht alles so schnell, 

so hektisch und auch oft sehr oberflächlich 

zu. Da können wir nur bedingt intervenieren. 

Aber genau das müssen wir tun: Da, wo wir 

durch Menschlichkeit und Authentizität noch 

Verständnis und Aufmerksamkeit bewirken 

und gewinnen können, müssen wir interve-

nieren! Ich bin mir sicher, dass dann Begriffe 

wie Integration und Inklusion von jedem und 

für jeden verstanden und automatisch ge-

lebt und praktiziert werden.

Sie erzählen öffentlich sehr offen von Ihren 

großen Ängsten, von Ihrer Verzweiflung, 

von Ihren Erfahrungen im Rollstuhl, von 

Niederlagen und Siegen. Sie nennen ande-

rerseits aber auch konkrete Lösungen für 

die alltäglichen Probleme von Rollstuhlfah-

rern. Was sollten zum Beispiel Stadtplaner 

unbedingt berücksichtigen?

Spontan fällt mir natürlich das Wort „Barri-

erefreiheit“ ein. Aber das ist zu einfach. Bar-
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Für unsere Arbeit brauchen wir …
Eine Wanderausstellung zum gesunden Arbeiten auch in stressigen Zeiten

Was brauchen wir ,  um erfolgreich zu arbeiten –  mit  Freude und Energie  –  und dabei  gesund zu bleiben? 

Diese Frage stel len sich viele  Betr iebe,  Führungskräfte,  Mitarbeiter innen und Mitarbeiter .  Antworten gibt 

jetzt  e ine Wanderausstel lung.

Gesundheit – das körperliche, geistige und 

psychische Wohlergehen – ist ein wert-

volles Gut. Sie stellt für den einzelnen Men-

schen, für die Gesellschaft und für die wirt-

schaftliche Kraft eines Unternehmens einen 

zent-ralen Wert dar. Gesundes Arbeiten ist 

daher ein Ziel, von dem alle profitieren. 

Die Ausstellungstafeln zeigen anhand von 

Interviews und Praxisbeispielen, was so-

wohl Beschäftigte als auch Führungskräfte 

für ihre Arbeit benötigen, um „entspannt“ 

optimale Ergebnisse zu erzielen. Darüber 

hinaus werden die Besucher angeregt, sich 

dem Thema aktiv und spielerisch zu nähern. 

Zusätzlich hält die Ausstellung Tipps, Hand-

lungsempfehlungen und Informationen zum 

Mitnehmen bereit. Die Ausstellung „Für un-

sere Arbeit brauchen wir …“ möchte Sie auf 

dem Weg zum gesunden Arbeiten begleiten 

und Sie zum Nachdenken und Diskutieren 

anregen.

Der Tipp für Ihren nächsten Gesundheitstag

Für die Ausleihe der Ausstellung wird ei-

ne Abwicklungsgebühr von 200 Euro zzgl. 

MwSt erhoben. Für den Versand kommen 

weitere 395 Euro netto dazu. Selbstabho-

lung ist jedoch möglich.

Zusätzlich kann begleitendes Aktionsma-

terial zur Ausstellung bestellt werden. Dies 

wird für zwei Aktionsnischen zum Thema 

Wertschätzung benötigt und umfasst be-

schreibbare Lob- und Belohnungskärtchen 

und Abstimmungschips, die als Einkaufs-

wagenchips weiterverwendbar sind.

Für die Ausstellungsumgebung empfehlen 

wir, einen mind. 35 m2 großen Raum mit guter 

Beleuchtung. Den Auf- und Abbau der Aus-

stellung muss der Entleiher selbst durchfüh-

ren – am besten zu zweit (Dauer ca. 2 – 3 Std.).

Die Plakatvariante

Alternativ gibt es noch eine Plakatserie der 

Ausstellung, die sich auch als Dauervarian-

te eignet. Für 25 Euro inkl. Versand sind die 

14 Plakate im Format DIN A1 erhältlich.

Weitere Informationen zur Wanderausstel-

lung und den aktuellen Belegungsplan un-

ter: www.für-unsere-arbeit.de

Kontakt: 

denise.hausmann@dguv.de oder 

projektteam@iga-info.de

Telefon: +49 (0) 351 457-1010 

rierefreiheit wird oft nur mit Rampen oder 

Fahrstühlen in Verbindung gebracht. Das 

reicht nicht! Wir alle können doch aus Erfah-

rungen am besten lernen, optimalerweise 

aus unseren eigenen Erfahrungen. Es wäre 

also für mich ein Muss für alle „Macher“ auf 

dieser Welt, dass sie nicht nur theoretische 

Kompetenz vorweisen, sondern auch in der 

Praxis wissen, wovon sie reden und was sie 

(Teilen) der Gesellschaft antun.

Was heißt das konkret?

Konkret heißt das: Nicht immer nur reden, 

diskutieren und anhand von Statistiken 

kalkulieren. Nein, die Entscheider müssen 

selbst erleben wie es ist, im Rollstuhl die  

Altstadt zu erkunden, oder durch Hinterein-

gang und Keller über Umwege dann irgend-

wann endlich da zu landen, wo man hin-

möchte und alle anderen schon 20 Minuten 

vorher angekommen sind … Was es heißt, 

nach einem leckeren Essen im Restaurant 

nicht zur Toilette zu können, weil diese in 

einer anderen Etage und nicht barrierefrei 

erreichbar ist. Das ist diskriminierend und 

jedes Mal aufs Neue verletzend. Ganz zu 

schweigen davon, dass sanitäre Anlagen 

für Rollstuhlfahrer oft als Besenkammer 

und Garderobe für Mitarbeiter fremdgenutzt 

werden und somit gar nicht benutzt werden 

können. Oftmals sind sie auch gar nicht ver-

schließbar.

Ihr Appell an alle Planer, Politiker, 

Architekten und Bauleiter heißt?

Den Spiegel vor Augen halten und selbst 

empfinden, was es heißt, als Rollstuhlfahrer 

unterwegs zu sein! Und noch ein Tipp: Holen 

Sie sich doch Rat von Betroffenen … Es sollte 

auch ein Muss sein, bestimmte Positionen 

und Funktionen mit Betroffenen zu beset-

zen. Es bringt nicht viel, wenn ein Sehender 

Vorgesetzter eines Blindenvereins ist. Oder?

Quelle: Unfallkasse Hessen
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60 Plus: Selten so gefragt
Wege zur alter(n)sgerechten Arbeitsgestaltung

Kommt die  Drei-Tage-Arbeitswoche für  Ältere? Ob diese Gewerkschaftsforderung real is ierbar  ist ,  sei  mal  dahin-

gestel l t .  Fakt  ist ,  dass die  Zahl  der  älteren Mitarbeiter  steigt  und steigt .  Invest ieren Betr iebe nicht  in  alternsge-

rechte Jobs,  könnten sie  bald böse Überraschungen erleben.  Wir  sprachen dazu mit  der  Arbeitspsychologin der 

Unfal lkasse Heike Merboth. 

1. Die Thematik „Gesundheit im Alter“ ist 

aktuell ein wesentlicher Schwerpunkt der 

betrieblichen Arbeit. Wo sehen Sie aus Ih-

rer Sicht Potenziale und Handlungsbedarf? 

Heike Merboth: Die Potenziale ergeben sich 

vor allem daraus, dass in den Betrieben ein 

entsprechendes Gesundheitsbewusstsein 

gefördert und gelebt wird. Gesundheits-

förderliches und präventives Verhalten 

kann sich sowohl positiv auf Ausfallzeiten 

und Leistungsbereitschaft von Mitarbeitern 

auswirken als auch die Kostensituation in 

den Betrieben beeinfl ussen. 

Wichtig ist, zu erkennen, dass sich ein Hand-

lungsbedarf nicht erst mit fortgeschritte-

nem Alter ergibt, sondern eher über die ge-

samte Laufzeit der Erwerbsphase besteht 

und auch immer unter Berücksichtigung der 

persönlichen Faktoren eines jeden Erwerbs-

tätigen. Wir sprechen hier in erster Linie 

von alterns- statt nur von altersgerechter 

Arbeitsgestaltung. Der Betrieb kann bereits 

mit Eintritt in das Arbeitsleben sehr viel tun, 

um gesundheitsförderliche Bedingungen 

für alle Mitarbeiter zu schaffen. Das betrifft 

Maßnahmen im Bereich der Arbeitsumge-

bung und -organisation und die Ausgestal-

tung des Aufgabenbereiches. Zur Förderung 

von Gesundheit und Leistung steht die Ge-

staltung der betrieblichen Bedingungen 

immer im Vordergrund. Das belegt auch 

die Aussage „Verhältnisprävention geht vor 

Verhaltensprävention“. Neben den Betrie-

ben sind aber auch die Mitarbeiter selbst 

in der Pfl icht, Angebote zur individuellen 

Gesundheitsförderung in ihren Alltag zu 

integrieren: Bewegung, Sport, gesunde Er-

nährung, körperliche Entspannung. Diese 

Arten der Stressbewältigung bieten dem Er-

werbstätigen möglicherweise einen guten 

Ausgleich zur berufl ichen Tätigkeit.

Von größter Wichtigkeit ist für die Mitarbei-

ter, in den Entscheidungsprozess aktiv mit 

eingebunden zu werden. Nur eine gemein-

same Umsetzung schafft die benötigte Ak-

zeptanz von allen Beteiligten. 

2. Welche Folgen des demografi schen Wan-

dels können auf die Betriebe zukommen? 

Heike Merboth: Der demografi sche Wan-

del birgt für die Betriebe viele Gefahren. Es 

ergibt sich ein Mangel an Nachwuchskräf-

ten, und die Zahl der älteren Arbeitnehmer 

nimmt fortwährend zu. Negative Folgen 

entstehen auch durch die Abwerbung ande-

rer Betriebe, zumal sich die Entlohnungen 

auch im kommunalen Sektor unterscheiden. 

Diejenigen Betriebe, die das attraktivste 

Angebot unterbreiten, bekommen auch die 

besten Fachleute. Der zunehmende Fach-

kräftemangel wird den Kampf um die ge-

fragten Fachleute noch verstärken und die 

Fluktuationsrate in den Betrieben steigern. 

In der Folge unterliegen die verbleibenden 

Arbeitskräfte höheren Arbeitsanforde-

rungen. Die zunehmende Arbeitsmenge, 

wachsender Zeitdruck und Stress führen 

oft zu Kontrollverlust im eigenen Verhalten 

und daraus resultierend auch immer öfter 

zu sozialen Beziehungsstörungen im Kol-

lektiv. Hinzu kommt, dass die junge Nach-

folgegeneration kaum die Möglichkeit ge-

boten bekommt, in Begleitung von älteren 

Kollegen zu lernen. Erfahrungsaustausch, 

Wissenstransfer und das „voneinander Ler-

nen“ bleiben nicht selten auf der Strecke. 

Dabei ist es unerlässlich, Jung und Alt in 

einen gemeinsamen Arbeitsprozess zu in-

tegrieren. Das ist immer eine betriebliche 

Herausforderung und umso mehr gehört 
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es zur Aufgabe der Personalverantwort-

lichen, Möglichkeiten zum gegenseitigen 

Kompetenz- und Erfahrungsaustausch zu 

schaffen. Es muss beiden Seiten möglich 

sein, aufeinander zuzugehen, sich auf ge-

meinsame Schnittstellen im Arbeitsprozess 

und im Umgang miteinander zu einigen. Sie 

sollen in der Lage sein, geforderte Ziele, die 

der Arbeitsprozess mit sich bringt, gemein-

sam zu realisieren.

3. Was sind aus Ihrer Sicht geeignete Ge-

genmaßnahmen, um dem demografischen 

Wandel entgegenzuwirken? 

Heike Merboth: Für künftige Generation-

en müssen alternsgerechte Arbeitsgestal-

tungsmaßnahmen umgesetzt werden. Das 

heißt, es muss ein grundsätzliches Um-

denken in Betrieben passieren. Um Spät-

folgen zu vermeiden, sind die Betriebe in 

der Pflicht, vorsorglich schon für die jungen 

Beschäftigten gute Arbeitsbedingungen zu 

schaffen. Die wenigen jungen Menschen, 

die wir noch haben, müssen auch gesund-

heitsförderlich betreut werden. Und auch 

die ältere Generation kann nicht noch mehr 

durch schlechte Arbeitsbedingungen und 

fortwährenden Zeitdruck an ihre Grenzen 

der Belastbarkeit gebracht werden. Das 

hätte zur Folge, dass die älteren Erwerbs-

tätigen noch eher in Rente gehen und den 

Betrieben wertvolle Erfahrungs- und Wis-

sensressourcen verloren gehen. Das un-

terstreicht die Notwendigkeit, neben einer 

alternsgerechten auch Maßnahmen einer 

altersgerechten Arbeitsgestaltung zu reali-

sieren. Aber altersgerechte Arbeitsgestal-

tung ist kompliziert. Denn die individuellen 

Unterschiede zwischen den Erwerbstätigen 

sind speziell im Alter erheblich. 

Mit zunehmendem Lebensalter nehmen 

solche Kompetenzen, wie Alters- und Be-

rufsweisheit, Erfahrungen, soziale Fähig-

keiten, Vernetzung und Komplexität zu. 

Wir sprechen hier von der sogenannten 

kristallinen Intelligenz. Ebenso gilt es aber, 

altersbedingten Defiziten, wie einer abneh-

menden Reaktions- und Merkfähigkeit und 

Einschränkungen in den sinnesphysiolo-

gischen Fähigkeiten, vorzubeugen. Ältere Er-  

werbstätige benötigen mehr Zeit zum Üben 

und Ausprobieren und ihnen fällt teilweise 

der Umgang mit technischen Neuerungen 

oft schwerer als jüngeren Beschäftigten. 

Daher ist es notwendig, dass Betriebe die-

se Faktoren frühzeitig erkennen und durch 

entsprechende Maßnahmen gegensteuern.

4. Zu den präventiven Aufgaben der Un-

fallkasse gehört u. a., Berufskrankheiten, 

Arbeitsunfälle und arbeitsbedingte Ge-

sundheitsgefahren zu vermeiden. Welche 

Rolle spielt hierbei das Gesundheitsma-

nagement? 

Heike Merboth: Betriebliches Gesundheits-

management heißt für mich, etwas für die 

Gesunderhaltung im Arbeitsprozess zu tun, 

sowohl im Bereich der Bedingungsgestal-

tung als auch für die individuelle körper-

liche und seelische Fitness eines einzelnen 

Beschäftigten. 

Eine effektive Präventionsstrategie muss 

zuerst an den Arbeitsbedingungen anset-

zen. Hier hat die Unfallkasse eine wesent-

liche Aufgabe, die in der Beratung und Kon-

trolle der Unternehmen besteht, und zwar 

zu organisatorischen, verhaltensseitigen, 

sicherheitstechnischen und personellen 

Faktoren des Arbeits- und Gesundheits-

schutzes und das immer auf der Grundlage 

arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse. Mit 

dieser Maßgabe treten wir an die Betriebe 

heran: Wir informieren, wir mahnen an und 

fordern ein, damit die Grundsätze einer ge-

sundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung 

auch eingehalten werden. 

5. Die Betriebliche Gesundheitsförderung 

(BGF) wird als eine Säule zur aktiven Ge-

staltung des Gesundheitsmanagements 

definiert. Inwieweit sehen Sie die Thematik 

in den Betrieben umgesetzt? 

Heike Merboth: Zunächst einmal ist erkenn-

bar, dass BGF in den Betrieben immer mehr 

zum Thema gemacht wird. Die Nachfrage 

nach Unterstützung bei der Organisation 

von Gesundheitstagen steigt. Maßnahmen 

der BGF müssen aber langfristig und ste-

tig erfolgen. Leider wird ein solcher Ansatz 

von den Betrieben noch unzureichend ver-

wirklicht. Kurzzeitige Maßnahmen, wie zum 

Beispiel die Gesundheitstage, reichen nicht 

aus, um BGF nachhaltig in den Betrieben zu 

implementieren. Das gelingt nur, wenn BGF 

als Leitbild, Mission oder Unternehmens-

grundsatz verstanden wird. 

Gesundheitsmanagement wird nicht in aus-

reichendem Maße gelebt. Betriebe haben 

noch immer zu wenige Kenntnisse darüber 

und nehmen sich auch oft nicht ausreichend 

Zeit für notwendige Veränderungsprozesse. 

Veränderungen brauchen jedoch Zeit und 

Durchhaltevermögen. Die Betriebe benöti-

gen dafür viel Kraft und müssen beständig 

Überzeugungsarbeit leisten, um Verände-

rungsmaßnahmen der Arbeitsgestaltung 

umzusetzen. Und wenn es schon kommu-

niziert wird, dann ist es noch lange nicht 

gelebt!

6. Wie sehen Sie die Aussage, dass BGF 

eher Kosten verursacht, statt einen effek-

tiven Nutzen zu stiften?

Heike Merboth: Das kommt ganz darauf an, 

was die Betriebe unter Gesundheitsförde-

rung verstehen. Denjenigen, die die Thema-

tik als umfassendes betriebliches Konzept 

und kontinuierlichen Veränderungsprozess 

begreifen, ist bereits bewusst, dass dieses 

Argument nicht den Tatsachen entspricht. 

Sofern man BGF ausschließlich als betrieb-

lichen Kostenaufwand betrachtet und dabei 

weniger die positiven Folgen für Leistung 

und Gesundheit sieht, wird BGF eben nur 

auf Kurzzeitmaßnahmen oder das Veran-

stalten eines Gesundheitstages reduziert. 

Gewiss rechnen sich Maßnahmen zur Ge-

sundheitsvorsorge und Prävention nicht 

sofort. Eine effektive Wirkung ist erst auf 

langfristige Sicht zu beobachten. Durchhal-

tevermögen genau wie kontinuierliches An-

passungs- und Optimierungsmanagement 

sind hierbei unerlässlich. 

Aber Arbeitsorganisation als Vorausset-

zung für gesundheitsbewusstes Arbeits-

verhalten kostet nicht immer Geld. Sie 

dient vorrangig dazu, bessere und effizi-

entere Abläufe zu schaffen, Schnittstellen 

zu anderen Arbeitsbereichen optimaler zu 

gestalten, Doppelarbeit zu vermeiden, Ab-

sprachen zu tätigen. Es handelt sich hier 

um eine Ressource, die aus meiner Sicht zu 

wenig in den Betrieben genutzt wird. Man 

denkt nicht mehr ausreichend über die Ef-

fizienz der Arbeit nach. Dabei sind es doch 

gerade diese Faktoren, die grundsätzlich 

keine oder nur wenig Kosten verursachen. 

Mein Wunsch wäre, dass die Betriebe diese 

Möglichkeit erkennen und Maßnahmen zum 

Arbeits- und Gesundheitsschutz in das täg-

liche Arbeitsleben integrieren.

Vielen Dank für das Gespräch.



G e s u n d h e i t

10   i p u n k t  1 / 2 0 1 5

Nichts kann uns stressen, 
wenn wir uns nicht stressen lassen 

Selten l iegen Problem und Lösung so eng beieinander  wie beim Thema Stress.  Die  TK-Stressstudie 2013  hat 

scheinbar  wieder  einmal  gezeigt ,  wie stressig unser  Leben geworden ist  und dass die  „Hauptschuld“ daran die 

Arbeitsbedingungen tragen.  Doch st immt das wirkl ich? Die Studie selbst  zeigt  schon auf  Platz  zwei  die  eigenen 

Ansprüche an sich selbst .  Grund genug,  einmal  hinter  die  Kul issen des Themas Stress zu schauen.

So stressen Sie sich:

 Die sieben größten Fallen 

1. Stress schafft einen Teufelskreis

Negativer Stress führt automatisch zu 

einem sogenannten „Tunnelblick“. Das 

heißt, wir sehen nur noch die schwierigen 

Bürger, den nörgelnden Kollegen. Der „Be-

stätigungsirrtum“ führt dazu, dass unsere 

Wahrnehmung sich auf all das fokussiert, 

was zu unseren Annahmen passt, alles an-

dere filtern wir gnadenlos heraus und mer-

ken das nicht einmal. 

2. Unser Gehirn liebt Probleme

Unser Gehirn fokussiert sich bevorzugt auf 

die negativen Seiten der Medaille. Worüber 

sprechen Sie beim Abendessen: Die vielen 

schönen Dinge des Tages, die Ihnen begeg-

net sind? Oder die negativen Dinge, die Sie 

von Kollegen, Nachbarn oder im Fernsehen 

gehört und gesehen haben? 

Es gibt für dieses Phänomen in der Psycho-

logie den Begriff „das katastrophische Ge-

hirn“. Gutes übergehen oder vergessen wir 

schnell, Negatives wiederholen wir nicht 

nur immerzu, sondern machen es auch in 

Gedanken noch größer, als es in der Realität 

ist. 

3. Zu einem Problem gehören immer zwei 

Seiten,

die äußeren Umstände, also z. B. ein Chef, 

der schnell laut wird, und die inneren, al-

so die Art, wie wir darauf reagieren. Etwa 

indem wir den Ärger darüber unterdrücken, 

keine Grenzen ziehen und dann nachts da-

rüber grübeln, was wir hätten sagen kön-

nen. Letzteres hat nichts mit dem Chef zu 

tun, sondern mit uns. 

Das Gefühl, wir müssen im Urlaub oder 

nach Feierabend ständig erreichbar sein, ist 

sicher Engagement, aber auch Selbstüber-

schätzung, dass ohne uns nichts geht. 

4. Wir werden älter

Dies ist an sich kein Stressfaktor. Der 

Stressfaktor ist die jahrzehntelange Selbst-

überforderung. Wir sind also nicht unbe-

dingt weniger belastbar, weil wir älter sind, 
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sondern weil wir unsere Reserven aufge-

braucht haben. Wir haben viel zu oft und zu 

lange über unser Limit gelebt und kommen 

deshalb jetzt an die Grenzen unseres Kör-

pers. 

5. Stress ist ansteckend

Arnold B. Bakker widmet sich an der Eras-

mus Universität Rotterdam der Erforschung 

der Übertragung von Gefühlen. Er stellte 

fest, dass negative Gefühle wie Erschöp-

fung und Zynismus zwischen Paaren und 

Teams übertragen werden. Je mehr wir über 

Stress und Belastung sogar nur hören und 

lesen, umso mehr entwickeln wir diese 

Symptome und Gefühle.

6. Wir schalten nicht mehr ab,

weder die Telefone, noch die Gedanken. So 

mangelt es uns schnell an Erholung. Denn 

wenn wir nachts, am Wochenende und im 

Urlaub mit unseren Sorgen befasst sind, ru-

hen wir uns immer weniger aus und schöp-

fen keine neue Kraft. So werden wir immer 

empfindlicher, denn die Schaltstellen für 

Stress im Gehirn, die Mandelkerne, vergrö-

ßern sich und reagieren immer schneller auf 

Stressoren. 

7. Die sich selbst erfüllende Zukunft 

In der TK-Stressstudie 2012 wurde ermit-

telt, dass die Zukunft sorgenvoll betrachtet 

wird. Jeder Zweite gab an, dass er davon 

ausgeht, dass der Stress zunehmen wird. 

Hier kommen die sich selbst erfüllenden 

Prophezeiungen ins Spiel. Wir sehen, was 

wir erwarten, und verhalten uns dazu pas-

send. So konnte die TK-Stressstudie 2013 

ja auch einen weiteren Anstieg von Stress 

zeigen. 

Stress: Nein danke! Die sieben 

besten Wege der Vorsorge 

1. Kümmern Sie sich um Menschen – zuerst 

um sich selbst 

Tun wir nicht länger so, als ob es uns gut 

geht, sondern sorgen wir ab sofort dafür, 

dass es uns gut geht. Regt sich bei Ihnen 

hier die Sorge, ein Egoist zu sein? Gut für 

sich sorgen, heißt, nicht schlecht für andere 

zu sorgen. Es ist überhaupt erst einmal die 

Voraussetzung dafür, dass wir etwas zum 

Abgeben haben.

2. Setzen Sie auf den Spitzenreiter für 

Stressresistenz: Wohlbefinden 

Es wurde in einer Metaanalyse von Sonja Ly-

ubomirsky wissenschaftlich nachgewiesen, 

dass Wohlbefinden die Arbeitsproduktivität 

besser vorhersagt als die Freude an der Ar-

beit. Das heißt, selbst wenn die Arbeit kei-

nen Spaß macht, wird jemand, dem es gut 

geht, sie besser erledigen als jemand, dem 

es schlecht geht, dessen Lieblingsarbeit! 

3. Legen Sie ein Recht auf gute Stimmung 

fest 

Hilfreich ist, sich mit optimistischen Men-

schen zu umgeben oder optimistische 

Gedanken zu lesen. Halten wir uns mehr 

und mehr fern von Menschen, Zeitungen, 

Fernsehen, wenn negative Informationen, 

Missmut und Zweifel verbreitet werden. Be-

trachten Sie bei neuen Mitarbeitern nicht 

nur deren Zeugnisse, sondern auch, welche 

Stimmung und Einstellung sie mitbringen. 

Gleiches gilt für Dienstleister, mit denen Sie 

regelmäßig zu tun haben. 

4. Meinen Sie, was Sie sagen 

Versteckte Botschaften kommen nicht an. 

Wenn Sie dem Chef Ihre Mitwirkung bei 

einem Projekt anbieten, jedoch eigentlich 

meinen, Sie möchten gern mehr einbezo-

gen werden und Ihre Erfahrung sollte mehr 

geschätzt werden, wird diese Botschaft nur 

ankommen, wenn Sie sie genau so ausspre-

chen. 

5. Bewegen Sie Ihren Körper, beruhigen Sie 

Ihren Geist 

Bewegen Sie sich, wo immer Sie können, 

und sei es, die Treppe im Büro hoch und 

runter zu laufen, wenn der Stress Sie im 

Griff hat. Trainieren Sie eine Sportart, die 

wirklich Spaß macht. Lernen Sie Techniken, 

Ihren Geist zu beruhigen wie die „Liebende 

Güte Meditation“, „Quantenheilung“ oder 

„Body-Scan“. 

6. Erweitern Sie die Perspektive 

Sehen Sie jede Situation aus verschiedenen 

Perspektiven und machen Sie optimistisch 

das Beste daraus. Das kann heißen, sich 

nicht länger mit einem Problem zu befas-

sen, wenn wir sowieso keinen Einfluss 

darauf haben, oder zumindest neben den 

negativen auch die positiven Aspekte zu 

sehen. 

7. Das Wichtigste zum Schluss 

Starten Sie täglich mit dem Bewusstsein, 

dass es heute keiner mehr schaffen kann, 

den ständig wachsenden Ansprüchen in 

allen Lebensbereichen gerecht zu werden. 

Nicht weil wir uns nicht genug anstrengen 

oder nicht effizient genug sind, sondern 

weil es zu viele und zu hohe überall gleich-

zeitig sind. Tun Sie täglich Ihr Bestes und 

relativieren Sie Ihre Erwartungen. 

Dr. Ilona Bürgel ist Expertin für körperliches 

und geistiges Wohlbefinden. Sie hat es sich 

zur Aufgabe gemacht, Menschen an sich 

selbst zu erinnern. Die Diplom-Psychologin 

ist nach 15 Jahren Managementerfahrung in 

der freien Wirtschaft seit 2005 als Referen-

tin und Autorin tätig. Sie lebt und arbeitet in 

Dresden und Aarhus (DK). Mehr Infos unter: 

www.ilonabuergel.de

Dr. Ilona Bürgel
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Statt der bisherigen starren Berechnung 

von Einsatzzeiten für Betriebsarzt und 

Fachkraft für Arbeitssicherheit und der 

damit verbundenen pauschalen Beauftra-

gung werden nun in einem Prozess der Be-

ratungsbedarf ermittelt und Umfang und 

Inhalt der Betreuung abgestimmt. Damit 

werden die Eigenverantwortung und der 

Gestaltungsspielraum der Betriebe gestär-

kt und individualisierte Lösungen möglich.

Herr Wegner, pauschale Einsatzzeiten wa-

ren gestern. Nun ist der Betreuungsumfang 

individuell regelbar. Es muss kalkuliert und 

gewichtet werden. Das ist nicht nur eine 

neue, anspruchsvolle Aufgabe, sondern bie-

tet auch ganz neue Möglichkeiten. Welche 

Hilfe haben Sie den Unternehmen gegeben? 

Uns war klar, dass wir die Umsetzung die-

ser Vorschrift umfangreich unterstützen 

müssen. Deshalb haben wir viele nützliche 

Informationen zusammengetragen und auf 

Reform geschafft?
Die neue DGUV-Vorschrift 2

A m 1 .  Jul i  d ie se s Jahre s t r at  nun auch in  Sachsen nach lang er  Disku ssion die  neue Vor schr i f t  „ Bet r iebs är z te und 

Fachk r äf te  f ür  A r b ei t ssicher hei t “  in  K r af t .  Bet r ieb e können nun den Bet reuung sb edar f  auf  Ba sis  der  b et r iebsin -

di v iduellen A nforder ung en selbs t  fe s t leg en.  W ir  spr achen da zu mit  dem s tel lv.  Ge schäf t sf ührer  und L ei ter  der 

P r ävent ion Hans- Joachim Weg ner.

einer Plattform im Internet bereitgestellt. 

Dort findet man nicht nur eine ausführliche 

Handlungshilfe, sondern wir bieten auch 

Musterverträge an und eine Berechnungs-

hilfe für den Betreuungsbedarf. Außerdem 

boten wir am 12. Mai in der DGUV-Akademie 

in Dresden ein Forum für Unternehmer an. 

Alles zusammengenommen gab es eine 

wirklich gute Starthilfe. Und: Wir profitie-

ren jetzt deutlich von dem Umstand, dass 

in Sachsen die Einführung der UVV lange 

kontrovers diskutiert wurde. Dies gab ein-

fach vielen Betrieben die Gelegenheit, sich 

intensiv vorzubereiten.

Wesentliches Ziel der neuen Vorschrift  

ist es, die Zusammenarbeit in Sachen Ar-

beitsschutz zwischen Unternehmen, Per-

sonalvertretung, Betriebsarzt und Fach-

kraft für Arbeitssicherheit zu fördern. 

Gestaltungsspielraum und Eigenverant-

wortung waren die Schlüsselbegriffe. Wie 

wurde das genutzt?

Wir haben den Eindruck, einige Betriebe 

nutzenv die neu gewonnene Freiheit noch 

nicht. Ohne Frage macht die detaillierte 

Zeitenermittlung Mühe. Aber sie bietet 

in erster Linie Chancen, nämlich weg vom 

starren Zeitkorsett hin zur passgenauen 

Lösung, die genau da ansetzt, wo es Sinn 

macht, an den ganz konkreten Gefähr-

dungen. Es gibt Betriebe, die diese Spiel-

räume schon kreativ nutzen, aber auch 

solche, da geschieht die betriebsbezo-

gene Aufgabenermittlung sehr oberfläch-

lich. Wir hören hier und da, dass sich im  

Abstimmungsprozess zwischen Fachkraft 

und Betriebsarzt doch wenig geändert hat 

und die Aufteilung der Anteile eher sub-

jektiv erfolgt. Aber wir wollen nicht vor-

schnell urteilen. Die Chancen müssen wohl 

noch besser kommuniziert werden, ganz 

zu schweigen vom Problem der fehlenden  

Betriebsärzte, das uns die kommenden Jah-

re noch schwer beschäftigen wird.
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Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 

Ausländerbehörden erleben derzeit eine 

immense Arbeitsbelastung. Wir wissen, 

was es bedeutet, Tag für Tag für Menschen 

da zu sein, die Schreckliches durchlebt ha-

ben. Für Menschen, die verzweifelt sind, 

traumatisiert und seit Wochen auf der 

Flucht. All jenen Beschäftigten gilt unser 

Verständnis und unser Respekt. Sie wollen 

wir beraten.

In der Akademie der Deutschen Gesetzlichen 

Unfallversicherung in Dresden trafen sich am 

8. Oktober 26 Führungskräfte aller 10 säch-

sischen Landkreise und der 3 kreisfreien 

Städte zum Erfahrungsaustausch, moderiert 

von der Unfallkasse Sachsen. 

In insgesamt sechs Workshop-Gruppen wur-

den Fragen gestellt und Erfahrungen ausge-

tauscht. Die Themen Gesundheitsvorsorge 

und Infektionsschutz standen ebenso im 

Zentrum einer angeregten Diskussion wie 

die sicherheitstechnische Arbeitsplatzge-

staltung. Es gab regen Austausch zu Fragen 

der Personalkapazitäten und der sicheren 

Gestaltung von Zahlungsvorgängen. Zu Per-

sonaleignung und Personalentwicklung wur-

de ebenso beraten wie zu psychischen Bela-

stungen, Prävention und Nachsorge.

Kommt das Limit?
Arbeits- und Gesundheitsschutzes in den Ausländerbehörden

Die Arbeitsbelastung in  den Ausländerbehörden war  bereits  im ersten Halbjahr  2015  groß.  Und da ahnten 

nur  wenige,  was da noch kommt.  Heute schätzt  das Bundesamt für  Migrat ion und Flüchtl inge,  dass Deutschland 

in  diesem Jahr  bis  zu eine Mil l ion Flüchtl inge aufnehmen wird,  Sachsen etwa 53.000.  Doch was bedeutet 

das für  den Arbeits-  und Gesundheitsschutz  der  Beschäft igten? Wie gehen die  Verantwortl ichen mit  diesen 

Anforderungen um?

Welche Fragen wurden häufig gestellt? 

Die Einführung lief überraschend geräusch-

los. Große Probleme erreichten uns nicht. 

Meist ging es um den WZ-Schlüssel, al-

so der Tabelle, nach der sich der Betrieb 

selbst einer Gefährdungsgruppe zuordnen 

kann. Außerdem galt das Interesse dem  

Abschluss der neuen Verträge mit Fachkraft 

und Betriebsarzt. Hier hat sich ausgezahlt, 

dass wir die wichtigsten Antworten bereits 

auf unserer Internet-Plattform beantwortet 

haben. Dort findet man auf 22 Fragen eine 

schnelle Antwort.

Ich kann Ihnen versprechen, dass wir an der 

Sache dran bleiben. Unsere Präventions-

abteilung steht natürlich für Fragen bereit 

und demnächst soll die Umsetzung der Vor-

schrift 2 evaluiert werden.

Vielen Dank für das Gespräch.
Stellv. Geschäftsführer Hans-Joachim Wegner

Cornelia Maria Fußy (reSOURCE Dresden) moderiert den Workshop zur Arbeitsplatzgestaltung
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Die Befähigung zur Ersten Hilfe und zur 

Rettung aus Gefahren gehört zu den allge-

meinen Pflichten jedes Unternehmers. Er 

muss dafür sorgen, dass die erforderlichen 

Einrichtungen und Sachmittel sowie das er-

forderliche Personal zur Verfügung stehen 

(§ 24 DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der 

Prävention“). Im § 26 der gleichnamigen 

Unfallverhütungsvorschrift wird die erfor-

derliche Mindestanzahl an Ersthelfern fest-

gelegt, die pro anwesendem Versicherten 

zur Verfügung stehen muss und die je nach 

Betriebsart unterschiedlich sein kann. Auch 

in § 10 des Arbeitsschutzgesetzes werden 

die Pflichten des Arbeitgebers bezüglich 

der Ersten Hilfe geregelt.

Ausbildung zum Ersthelfer

Als Ersthelfer dürfen nur Personen einge-

setzt werden, die bei einer vom Unfallver-

sicherungsträger für die Ausbildung zur 

Ersten Hilfe ermächtigten Stelle ausgebil-

det worden sind. Sie müssen alle zwei Jah-

re fortgebildet werden. Alternativ können 

auch Personen als Erstelfer eingesetzt wer-

den, die über eine sanitäts- oder rettungs-

dienstliche Ausbildung oder eine abge-

schlossene Ausbildung in einem Beruf des 

Gesundheitswesens verfügen. Sie gelten 

als fortgebildet, wenn sie an vergleichbaren 

Fortbildungsveranstaltungen regelmäßig 

teilnehmen oder bei ihrer beruflichen oder 

ehrenamtlichen sanitäts- bzw rettungs-

dienstlichen Tätigkeit regelmäßig Erste-

Hilfe-Maßnahmen durchführen. 

In den letzten Jahren haben sich in den 

verschiedenen Themenfeldern, wie in der 

Reanimation deutliche Vereinfachungen 

ergeben. Gleichzeitig brachten Studien die 

Erkenntnis, dass die Fülle der für die Grund-

ausbildung vorgesehenen Themen negative 

Auswirkungen auf die mittel- bis langfris-

tige Verfügbarkeit der Kenntnisse hat. So-

wohl die Unfallversicherungsträger als auch 

die Bundesarbeitsgemeinschaft Erste Hilfe 

empfahlen deshalb eine Revision der Erste-

Hilfe-Aus- und Fortbildung. 

Neuer Zeitumfang

Die Erste-Hilfe-Aus- und Fortbildung im Be-

trieb umfasst bisher eine Grundschulung im 

Umfang von 16 Unterrichtseinheiten (16 UE) 

und ein Erste-Hilfe-Training mit 8 UE. Seit 

April 2015 reduziert sich die Grundschulung 

auf 9 UE und die Fortbildung, die regelmäßi-

ge alle zwei Jahre erforderlich ist, wird auf  

9 UE ausgeweitet.

Neue inhaltliche Gestaltung

Künftig fokussiert sich die Erste-Hilfe-Aus-

bildung auf die Vermittlung der lebensret-

tenden Maßnahmen und einfacher Erste-

Kompakt und praxisnah
Revision der Ersten-Hilfe-Aus- und Fortbildung

Seit  1 .  A pr i l  2015  is t  bunde s weit  die  Au s-  und For tbi ldung f ür  b et r iebl iche Er s thelfer  neu g ereg elt .  A l le s  wird 

kompak ter,  v ie l  the oret ischer  Balla s t  wird üb er  B ord g ewor fen und noch mehr denn je  wird Wer t  auf  pr ak t ische 

Übung g eleg t .  Wa s s ich al le s  noch änder t .
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Das Neue auf einen Blick: 

•	 mehr Praxis 

•	 Ausbildung wird kompakter

	 (nur noch ein Tag)

•	 Aufwertung der Fortbildung

Hilfe-Maßnahmen sowie grundsätzlicher 

Handlungsstrategien. Dies bedeutet: Ver-

zicht auf zu hohe Detailgenauigkeit der 

Anweisungen und Verzicht auf überflüssige 

medizinische Informationen bei gleichzei-

tiger didaktischer Optimierung. 

Die Erste-Hilfe-Fortbildung wird deutlich 

zielgruppenorientierter. Die in der Grund-

ausbildung erworbenen Kompetenzen 

sollen gesichert, weitere Maßnahmen ent-

wickelt und Notfallsituationen trainiert wer-

den. Hierfür stehen optionale Themen zur 

Verfügung, die anhand des spezifischen 

Bedarfs bzw. der Anforderungen der Teil-

nehmer/Unternehmen ausgewählt werden 

können. Auch Erste-Hilfe-Maßnahmen in 

Bildungs- und Betreuungseinrichtungen für 

Kinder können dann im Rahmen der Fortbil-

dungen abgedeckt werden. 

Einen Überblick über Inhalte der neuen Aus- 

und Fortbildung finden Sie unter www.un-

fallkassesachsen.de Stichwort: Erste Hilfe

Sachsen sucht den Schüler-Super-Sani
Neuer Wettbewerb für Schülersanitätsdienste im Juni 2016

Gibt  e s  an Ihrer  Schule e inen Schüler s ani tät sdiens t?  Dann soll ten Sie  s ich b ewer b en.  Denn 2016  g ibt  e s  wieder 

die  Chance,  Eins at z f ähig kei t  und W issen im f airen Wet t s t re i t  mit  anderen zu me ssen.  E s  er w ar tet  Sie  e in  Tag mit 

spannenden Wet tk ämpfen ,  mit  v ie l  Beweg ung,  Spiel  und Spaß.  Den b e s ten Teams winken at t r ak t i ve P reise.

Die Unfallkasse lädt am 18. Juni 2016 zum 

vierten Schülersanitäts-Wettbewerb nach 

Dresden ein, unterstützt durch die Landes-

verbände des Arbeiter-Samariter-Bundes, 

des Deutschen Roten Kreuzes und der Jo-

hanniter-Unfall-Hilfe.

Die Teams müssen ihre Kenntnisse und 

Fähigkeiten an Teststationen auf einem 

Parcours unter Beweis stellen. Dort sind 

realtypische Hilfesituationen zu bewä- 

ltigen entsprechend der Ausbildungsin-

halte der Unfallkasse Sachsen. Außerdem  

müssen sich die Teilnehmenden einem  

individuellen altersgerechten Wissenstest 

unterziehen.

Lassen Sie Ihre Schülersanis beweisen, dass 

sie es drauf haben – mit kühlem Kopf und 

helfender Hand stets da zu sein, wenn man 

sie braucht. Bewerben Sie sich gleich, die 

Plätze sind begrenzt.

Die Anmeldung erfolgt über das Ver- 

anstaltungsportal unter www.unfallkasse-

sachsen.de.

Anmeldeschluss ist der 4. Februar 2016.

Fragen zur Anmeldung? 

Kontakt: Christine Schurig 

Telefon: 0 35 21 / 72 43 01 oder 

E-Mail: schurig@unfallkassesachsen.de.

Und so können Sie teilnehmen.

Teilnahmeberechtigt sind Schülersanitäter aller Schularten aus Sachsen. Gestartet wird in Teams aus vier bis sechs Personen in drei 

verschiedenen Altersgruppen.



Gruppe A	  Schüler der Jahrgangsstufen* 3 – 4	 (Grund- und Förderschule)

Gruppe B	  Schüler der Jahrgangsstufen* 5 – 7	 (Ober- und Förderschule, Gymnasium)

Gruppe C	  Schüler der Jahrgangsstufen* 8 – 10 	 (Ober- und Förderschule, Gymnasium)

*maßgebend ist der Veranstaltungstag

Zugelassen sind maximal zwei Teams je Schule. Die Gesamtteilnehmerzahl ist begrenzt. Gibt es mehr Bewerber, entscheidet die Jury 

über die Auswahl. Jedes Team sollte durch mindestens eine Aufsichtsperson begleitet werden. Die Fahrtkosten für die Teams und 

deren Begleitpersonen übernimmt die Unfallkasse Sachsen. 

S i c h e r h e i t
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Zahn raus? Zahn rein.
Tausch der Zahnrettungsboxen abgeschlossen

Ob Sp or tunter r icht  oder  Schulhof- Rauferei ,  Ver let zung en der  Front z ähne s ind nicht  selten.  Nun hat  die  Unf all -

k a sse nach den Sommer fer ien in  al len Schulen die  Z ahnret tung sb oxen g etau scht .  Damit  g ibt  e s  wieder  f ür

 drei  volle  Jahre b e s te Au ssichten f ür  au sg e schlag ene Z ähne.  Doch e s g ibt  noch mehr Neuig kei ten.

Leider ist nur unzureichend bekannt, dass 

ausgeschlagene Zähne grundsätzlich wie-

der in den Kiefer zurückgepflanzt werden 

können. Voraussetzung ist jedoch, dass die 

empfindliche Wurzelhaut keinen Schaden 

nimmt. Ein Schaden, der bei falscher Lage-

rung innerhalb von Minuten eintritt. Selbst 

wenn man sich umgehend dem Zahnarzt 

vorstellt, ist in der verstrichenen Zeit oft so 

viel Gewebe zerstört, dass an ein richtiges 

Einheilen nicht mehr zu denken ist. Nur das 

sofortige Retten ausgeschlagener Zähne 

in speziellen Nährlösungen ermöglicht der 

Wurzelhaut das Überleben über ausrei-

chend lange Zeiträume. 

Wo finde ich eine Zahnrettungsbox? 

Die Unfallkasse hat bereits 2009 alle säch-

sischen Schulen mit SOS-Zahnrettungsboxen 

ausgestattet. Doch künftig wird man noch 

mehr Zähne erhalten können. Eine bundes-

landübergreifende Aktion macht es möglich. 

Seit Kurzem existiert sie schon, die inter-

aktive Landkarte mit den Standorten der 

Zahnrettungsboxen. Künftig soll es auch 

bei Privatunfällen mit Zahnschäden möglich 

sein, über eine Internetadresse den nächs-

ten Standort einer Zahnrettungsbox zu fin-

den. Unter www.zahnunfall24.de kann man 

schon heute viele Standorte deutschland-

weit recherchieren, auch für Sachsen. 

Die UK Sachsen unterstützt diese Aktion 

und lässt deshalb alle Schulstandorte für 

Sachsen einpflegen. 

Was Schulen beachten sollen.

Ab sofort können Sie Ihre Zahnrettungs-

boxen auch bei Zahnschäden einsetzen, 

die keine Schulunfälle sind. Sie erhalten 

nach einem Zahnunfall kostenfrei eine neue 

Zahnrettungsbox zugesandt. Kostenträger 

für diese Unfälle sind in aller Regel die ge-

setzlichen Krankenkassen. Die Nachbestel-

lung erfolgt einfach und unkompliziert über 

ein Online-Formular.

Adresse: www.zahnrettungskonzept.info/

de/zahnrettungsbox-anfordern.html

Was noch wichtig ist. 

Das beste Zahnrettungskonzept taugt we-

nig, wenn keiner weiß, wo sich die Boxen 

befinden oder sie gut verschlossen beim 

Schulleiter im Schrank aufbewahrt werden. 

Informieren Sie deshalb alle – Lehrkräfte, 

Schulsekretärin und Schüler – über den 

Aufbewahrungsort und machen Sie ihn je-

derzeit zugänglich.

?Noch Fragen: Silke Möhler
moehler@unfallkassesachsen.de
Tel. (0 35 21) 72 43 17
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Neues Lohnnachweisverfahren  
für die Unfallversicherung

www.gda-psyche.de
Neues Onlineportal für psychische Gesundheit gestartet

Mit Inkrafttreten des Fünften Gesetzes zur 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetz-

buch und anderer Gesetze (5. SGB IV-ÄndG) 

steht fest, dass es in der Unfallversicherung 

auch zukünftig einen summarischen Lohn-

nachweis der Unternehmer geben wird. 

Hierfür hat sich die Unfallversicherung stets 

eingesetzt. Das vom Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales (BMAS) getragene Pro-

jekt Optimiertes Meldeverfahren in der sozi-

alen Sicherung (OMS) hat diesen Weg bestä-

tigt. Allerdings werden sich alle Beteiligten 

auf Verfahrensänderungen vorbereiten müs-

sen. Ab 2019 können die Lohnnachweise nur 

noch elektronisch übermittelt werden. 

Grundlage des neuen elektronischen Lohn-

nachweisverfahrens wird nicht der Daten-

baustein Unfallversicherung (DBUV) sein, 

den die Arbeitgeber seit 2009 mit ihren Ent-

geltmeldungen nach der Datenerfassungs- 

und -übermittlungsverordnung (DEÜV) an 

die Einzugsstellen erstatten. Dieses seiner-

zeit für die Prüfdienste der Rentenversiche-

rung konzipierte DBUV-Verfahren, das dann 

auch für die Ablösung der summarischen 

Lohnnachweise durch die Unternehmer ge-

nutzt werden sollte, hat sich trotz aller zwi-

schenzeitlichen Verbesserungen nicht als 

sichere und fehlerfreie Alternative für die 

Zukunft durchsetzen können. Daher entfällt 

der DBUV als Bestandteil einer jeden Ent-

geltmeldung zum 31.12.2015. Stattdessen 

enthält das 5. SGB IV-ÄndG Vorschriften für 

ein neues elektronisches Lohnnachweis-

verfahren ab 2017 (UV-Meldeverfahren). 

Die Vorbeugung psychischer Belastungen 

und Beanspruchungen am Arbeits-und Aus-

bildungsplatz ist schwierig. In den Betrieben 

fehlt häufig das Wissen über die Belastung 

selbst, über Messmethoden, unterstüt-

zende Materialien und die Möglichkeit, psy-

chische Belastungen zu minimieren oder 

zu optimieren. Eine neue Internetseite hilft 

praktisches Wissen zu vermitteln und Ge-

rüchten und Mutmaßungen vorzubeugen. 

Für die Übergangszeit bis Ende 2018 muss 

daneben der bewährte summarische Jah-

reslohnnachweis der Unternehmer (zum 

Beispiel als Papierlohnnachweis oder im 

Extranet) beibehalten werden, um für die 

elektronische Lösung eine ausreichende Er-

probungsphase zu gewährleisten.

Im Hinblick auf das neue elektronische 

Lohnnachweisverfahren ist Folgendes zu 

beachten:

1. Die Unternehmer haben zwar nach Ablauf 

eines Kalenderjahres die Arbeitsentgelte 

der Versicherten und die geleisteten Ar-

beitsstunden wie bisher mit einem jähr-

lichen Lohnnachweis zu melden, doch 

übermitteln sie diesen Lohnnachweis ab 

01.01.2017 jeweils bis zum 16. Febru-

ar des Folgejahres durch elektronische 

Datenübertragung an den zuständigen 

Unfallversicherungsträger. Die Übermitt-

lung hat aus einem systemgeprüften Ent-

geltabrechnungsprogramm oder einer 

systemgeprüften Ausfüllhilfe zu erfolgen. 

Werden Beiträge für Beschäftigte nicht 

nach Arbeitsentgelten berechnet, hat der 

Unternehmer die zur Berechnung festge-

legten Angaben ebenfalls im Rahmen die-

ses elektronischen Verfahrens zu melden.

2. Ferner hat der Arbeitgeber bereits ab 

01.01.2016 für jeden in einem Kalender-

jahr Beschäftigten, der in der Unfallver-

sicherung versichert ist, zum 16. Februar 

des Folgejahres im DEÜV-Verfahren eine 

„besondere Jahresmeldung zur Unfall-

versicherung“ (UV-Jahresmeldung) an 

die Einzugsstellen zu erstatten. Diese ar-

beitnehmerbezogene UV-Jahresmeldung 

ersetzt den ab 01.01.2016 entfallenden 

DBUV. Die darin enthaltenen Angaben 

sind ausschließlich für den Prüfdienst der 

Rentenversicherung bestimmt. 

3. Zur Unterstützung der Unternehmer wer-

den die Strukturdaten zur Veranlagung ih-

rer Unternehmen künftig in einer Stamm-

datendatei, die von der DGUV (Deutsche 

Gesetzliche Unfallversicherung e.V.) zum 

01.01.2017 errichtet wird, zum Abruf zur 

Verfügung gestellt. Zur Qualitätssiche-

rung wird sowohl für den zukünftigen 

elektronischen Lohnnachweis als auch 

für die besondere Jahresmeldung vor 

Absenden der Meldung ein automatisier-

ter Abgleich mit den Daten dieser Datei 

durchgeführt. So soll sichergestellt wer-

den, dass nur Meldungen mit korrekten 

Mitgliedsnummern und Gefahrtarifstel-

len übermittelt werden.

4. Für die Meldejahre 2016 und 2017 hat das 

zur Folge, dass die Unternehmer sowohl 

den herkömmlichen (Papier- oder Extranet-) 

Lohnnachweis als auch den neuen elektro-

nischen Lohnnachweis erstatten müssen. 

Nur so lässt sich eine ausreichende Erpro-

bung des neuen elektronischen Lohnnach-

weisverfahrens und damit eine richtige und 

transparente Beitragsberechnung in der 

Zukunft sicherstellen.
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Gesetzlicher Versicherungsschutz 
bei Flüchtlingshilfe

Auch in  Sachsen nimmt die  Zahl  der  aufzunehmenden Flüchtl inge stet ig  zu –  für  die  sächsischen Städte und

Gemeinden eine große Herausforderung.  Viele  Aufgaben sind nur  mit  der  Unterstützung ehrenamtl icher 

Helfer innen und Helfer  zu bewält igen.  Wann Versicherungsschutz  besteht  und was dabei  zu beachten ist .

Viele Tausend Flüchtlinge und Asylsuchende 

kommen zurzeit nach Sachsen und bringen 

Sachsens Kommunen an die Belastungs-

grenze. Sie müssen Flüchtlingen eine Unter-

kunft suchen, sie verpflegen, Integrations- 

und Deutschkurse organisieren und die 

Kinder in Schulen und Kitas unterbringen. 

Viele dieser Aufgaben bewältigen die Kom-

munen nur mit der Unterstützung ehrenamt-

licher Helferinnen und Helfern. Sie unter-

stützen die Hilfesuchenden bei rechtlichen 

sowie behördlichen Angelegenheiten. Sie 

fördern das Erlernen der deutschen Sprache 

und helfen mit gebrauchten Kleidern oder 

Möbeln. Sie begleiten Fahrten zu Ärzten und 

Kliniken. Sie machen Ausflüge, besuchen 

Veranstaltungen, Ferien- und Freizeitmaß-

nahmen oder Sportveranstaltungen. Sie 

veranstalten Spielnachmittage für Kinder 

und sensibilisieren die Bevölkerung für das 

Leben von Asylbewerbern und Flüchtlingen.

Viele sächsische Bürgerinnen und Bürger 

engagieren sich für die Flüchtlinge und un-

terstützen somit freiwillig ihre Kommunen. 

Diese freiwilligen Helferinnen und Helfer, 

können bei der Unfallkasse Sachsen bei-

tragsfrei und ohne Anmeldung gesetzlich 

versichert sein. Doch unter welchen Voraus-

setzungen besteht Versicherungsschutz und 

was haben Kommunen hierbei zu beachten?

So sind sie gesetzlich versichert 

Übernehmen Bürger Aufgaben, die offen-

kundig in den Aufgabenbereich der Kommu-

ne fallen, so stehen sie dabei unter gesetz-

lichem Unfallversicherungsschutz bei der UK 

Sachsen. 

Dieser Schutz besteht immer dann, wenn die 

Kommune nach außen als Verantwortliche 

auftritt, also gewissermaßen die Regie über-

nimmt. Dafür sprechen folgende Sachver-

halte: Ihr obliegt den Helfern gegenüber eine 

Weisungsbefugnis. Sie stellt Organisations-

mittel wie Fahrzeuge oder Arbeitsmaterial 

oder erbringt auf andere Weise finanzielle 

Leistungen, wie etwa die Kosten für Schu-

lungen. Sie übernimmt unmittelbar vertrag-

liche und andere Rechtspflichten, zum Bei-

spiel, indem sie die Ehrenamtlichen in den 

Haftpflichtversicherungsschutz einbezieht 

oder sie sicherheitstechnisch unterweist. Sie 

trägt das wirtschaftliche Risiko.

Praxistipp: 

Schriftliche Beauftragung

Eine schriftliche Beauftragung der einzel-

nen Helfenden ist zwar nicht vorgeschrie-

ben, jedoch hilfreich, um umfangreiche 

Ermittlungen nach einem Unfall zu ver-

meiden. Die Kommune muss gegenüber 

der Unfallkasse bestätigen können, wel-

che Personen als Helfende bestimmte 

kommunale Aufgaben wahrgenommen 

haben. Es ist daher sinnvoll, im Vorfeld ei-

ne schriftliche Vereinbarung zu schließen. 

Darin sollte festgehalten sein, zwischen 

wem die Vereinbarung geschlossen wird, 

welche Aufgaben konkret übertragen wer-

den und zu welchem Zeitpunkt die Tätig-

keiten aufgenommen werden.
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Auch Flüchtlinge können 

gesetzlich versichert sein

Auch Flüchtlinge, die im Auftrag der Kom-

mune – auch außerhalb der sogenannten 

gemeinnützigen Tätigkeiten – mit Arbeiten, 

z. B. wie Möbeltransporte, betraut werden, 

sind über die UK Sachsen gesetzlich unfall-

versichert. Ein allgemeiner Aufruf an die Ein-

wohner reicht für den Schutz in der gesetz-

lichen Unfallversicherung jedoch nicht aus. 

Eine schriftliche Beauftragung der einzelnen 

Helfer ist zwar nicht vorgeschrieben, jedoch 

hilfreich, um umfangreiche Ermittlungen nach 

einem Unfall zu vermeiden, denn die Gemein-

de muss bestätigen können, welche Personen 

als Helfer bestimmte kommunale Aufgaben 

wahrgenommen haben. 

Wir empfehlen, ergänzend eine Liste der Hel-

ferinnen und Helfer anzufertigen, die Namen, 

Anschrift und Geburtsdatum enthält, damit 

im Falle eines Unfalls die Daten sofort für die 

Erstattung der Unfallanzeige an die Unfallkas-

se Sachsen vorliegen.

Dies kann im Zweifel zur Beschleunigung 

des Heilverfahrens beitragen. Versichert sind 

dann alle Tätigkeiten, mit denen die Kommu-

ne die Bürger aus ihrem Aufgabenbereich 

beauftragt, einschließlich der hierfür erfor-

derlichen Wege. Auch bei der Teilnahme an 

entsprechenden Fortbildungsmaßnahmen 

oder Besprechungen bei der Kommune sind 

die Helferinnen und Helfer über die Unfallkas-

se Sachsen versichert, wenn sie auf Veranlas-

sung der Kommune daran teilnehmen. 

Dieser Versicherungsschutz besteht per Ge-

setz, das heißt, ohne Anmeldung und Bei-

tragszahlung, bei der Unfallkasse Sachsen.

Nicht gesetzlich  versichert sind …

… Aktivitäten, die Bürger ohne Auftrag der 

Kommune innerhalb ihrer Privatsphäre mit 

den Flüchtlingen durchführen. Dazu gehören 

private Ausflüge, sportliche Aktivitäten oder 

Einladungen zum Essen. Für Unfälle in der 

Privatsphäre ergibt sich die Zuständigkeit der 

jeweiligen privaten oder gesetzlichen Kran-

kenkasse des Bürgers.

Auch Angestellte der Kommunen sind wei-

terhin über ihr Beschäftigungsverhältnis bei 

der Unfallkasse Sachsen versichert, wenn sie 

von ihrem Arbeitgeber andere – außerhalb 

ihres regulären Aufgabenbereichs liegende 

– Tätigkeiten im Bereich der kommunalen 

Integrationshilfe für Flüchtlinge übertragen 

bekommen (z. B. Mitarbeit in Arbeitskreisen, 

sonstige Tätigkeiten).

Unfallmeldung

Mögliche Unfälle sind – genauso wie bei den 

Beschäftigten der Kommunen – der Unfallkas-

se Sachsen mit der gesetzlich vorgeschrie-

benen Unfallanzeige zu melden.

?Mehr Infos?
Unsere Servicemitarbeiter helfen gern 
weiter. Tel. (0 35 21) 72 40

Kurz und klar: 

Dann sind Helfer über die Kommune ge-

setzlich unfallversichert: Die Kommune …

·	 ist für Einteilung und Überwachung der 

Aufgaben zuständig

·	 hat Weisungsbefugnis für Helfer

de in drei Wellen gestartet – vom Altmarkt 

über die Sophienstraße, das Terrassenufer 

und im Anschluss über die Blüherstraße 

zum Lennéplatz. Nach fünf Kilometern en-

dete die Strecke im Glücksgasstadion, wo 

die Läufer gebührend mit Flutlicht und an-

schließender After-Run-Party empfangen 

wurden

Alle der 13.500 Startplätze waren ausge-

bucht, als am Abend des 3. Juni 2015 der 

Startschuss zur REWE-Team-Challenge fiel, 

dem größten Dresdner Firmenlauf. 

1.646 Teams von über 1.000 Firmen star-

teten zur mittlerweile siebenten Auflage. 

Aufgrund der hohen Teilnehmerzahl wur-

Drei Mannschaften mit insgesamt 12 Läu-

fern der UK Sachsen stellten sich zum wie-

derholten Male der Herausforderung. Ein 

Mixed-Team der Unfallkasse kam sogar auf 

einen sensationellen Platz unter die ersten 

Hundert.

UK Sachsen startet wieder beim Dresdner Firmenlauf 
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Ich mach‘s morgen, übermorgen … sicher bald!
Wie „Aufschieberitis“ die Gesundheit gefährden kann

Gute Vor s ät ze? Üb er s tehen selten den nächs ten Morg en und noch seltener  e ine g anze Woche!  Da s g i l t  f ür s 

P r i v at leb en g enau so wie f ür  die  A r b ei t :  Nicht  so lang e ar b ei ten ,  öf ter  mal  auf s tehen und e ine kur ze P au se 

machen ,  mehr b eweg en ,  den Rücken ent spannen und und und. . .  K l ing t  al le s  g ut  und ver nünf t ig ,  ab er  e s  auch 

konse quent  umzu set zen ,  k lappt  t rot zdem nicht  so r icht ig.  War um wir  so g er ne Ding e auf  die  lang e Bank 

schieb en und welche Konse quenzen da s hab en k ann ,  dar üb er  spr achen wir  mit  Dr.  Hi l t r aut  P ar idon vom 

Ins t i tut  f ür  A r b ei t  und Ge sundheit  der  DGU V.

„Was Du heute kannst besorgen, das ver-

schiebe stets auf Morgen“ – so abgewan-

delt passt der Spruch gut zu Vorsätzen, die 

nie umgesetzt werden. Gerade wenn sie die 

Gesundheit betreffen. Warum ist es eigent-

lich so schwer, einen guten Vorsatz auch 

wirklich umzusetzen?

Das ist natürlich immer so, dass, wenn wir 

etwas ändern wollen, das auch Kraft kostet 

irgendwie. Man muss sich dafür anstrengen, 

man muss alte Gewohnheiten ablegen und 

so weiter, und dann fallen einem natürlich 

ganz schnell viele Gründe ein, warum man 

doch noch ein bisschen warten könnte. Es 

geht einem ja auch noch ganz gut, man fühlt 

sich noch fi t und man ist gesund, und dann 

kann man eigentlich auch etwas später an-

fangen mit dem neuen, gesunden Verhalten.

Viele gute Vorsätze betreffen die eigene 

Gesundheit, zum Beispiel etwas für den Rü-

cken zu tun, mit dem Rauchen aufzuhören 

oder sich gesünder zu ernähren. Sollte die 

Gesundheit nicht Motivation genug sein?

Wenn es so einfach wäre, 

dann würden wir uns ja 

alle total gesund ver-

halten, dann wäre das 

ja kein Problem. Aber 

man muss natürlich be-

denken, wenn man jung ist, 

gerade dann, hat man ja oft noch kei-

ne Probleme. Und dann ist das Thema ‚mög-

liche Krankheit’ noch ganz, ganz weit weg, 

und dann denkt man sich‚ Och, naja, ob ich 

jetzt einen Tag früher oder später anfange, 

oder in einem Monat oder vielleicht auch 

erst in einem Jahr, da ist ja noch Zeit, dass 

ich etwas ändern kann.’ Und dann ist aber 

das Problem, wenn man dann später krank 

ist oder irgendein Problem hat, dann ist es 

häufi g zu spät, anzufangen.“

Bleiben wir beim Thema Rückengesund-

heit. Warum sind so viele Menschen von 

Rückenschmerzen betroffen?

Zum einen haben wir in der heutigen Ar-

beitswelt viele Tätigkeiten, wo halt häufi g 

und viel gesessen wird. Das ist das eine. 

Aber zum anderen haben wir natürlich auch 

viele Tätigkeiten, wo schwer gehoben und 

getragen werden muss. Wenn wir uns zum 

Beispiel den Bereich Pfl ege vorstellen. Und 

dann ist es natürlich schon so, dass eben 

Auszubildende oder Berufsanfängerinnen 

und -anfänger sich um diese Gesundheit 

kümmern sollten mit dem Rücken, denn 

wenn Sie einen kaputten Rücken haben, das 

kann auch im schlimmsten Fall Ihre Karrie-

re zerstören, dass Sie nicht mehr arbeiten 

können.

Was kann ich aktiv tun, um meinen Rücken 

zu entlasten?

Das kommt letzten Endes auf den Beruf an, 

den ich ausübe, die Tätigkeit. Also wenn 

man zum Beispiel schwer heben muss, dann 

sollte man auch wirklich Hebe- und Trage-

hilfen verwenden. Oder wenn ich Waren 

einsortiere, dann sollte ich mich nicht bü-

cken, sondern lieber in die Knie gehen, um 

die Wirbelsäule zu entlasten. Friseurinnen 

sollten Rollhocker benutzen oder überhaupt 

Leute, die viel sitzen sollen, die Stühle rich-

tig einstellen. Und natürlich, wenn man 

eben viel sitzt, zwischendurch mal aufste-

hen, sich strecken, den Rücken entspan-

nen und auch natürlich eben in der Freizeit 

bewegen. Viele gute Tipps fi ndet man hier 

auch auf den Internetseiten von ‚Jugend will 

sicher leben’, das ist www.jwsl.de.

Sie sprachen eben das Thema Bewegung 

und Sport an. Vielen fällt es schwer, sich 

dazu zu motivieren: Gibt es Möglichkeiten, 

den „inneren Schweinehund“ leichter zu 

überwinden?

Leider gibt es keine allgemeingültige Lö-

sung. Wenn die jemand hätte, dann könnten 

wir sie natürlich alle verwenden. Es hat 

auch nicht nur mit Disziplin zu tun, sondern 

es ist natürlich wichtig, dass die Umstände 

das auch zulassen, dass also die ganze Or-

ganisation und mein Leben drumherum es 

möglich macht, dass ich mich gesund ver-

halte.

Welche konkreten Tipps haben Sie ab-

schließend noch für unsere Leser?

Wichtig wäre es zum Beispiel schon mal, 

kleine Pausen in den Arbeitsalltag einzu-

bauen. Dass man, wenn man telefoniert, 

aufsteht, oder dass man sich eben reckt 

oder streckt. Dass man in der Mittagspause 

rausgeht, spazieren geht. Wenn man es mit-

tags nicht schafft, dann zumindest abends 

sich bewegt. All solche Dinge tragen dazu 

bei, dass wir fi tter und gesünder bleiben. 

Und wenn halt überhaupt nichts mehr geht, 

dann vielleicht auch mal mit dem Chef spre-

chen, wie kann man die Arbeitsorganisation 

ändern, damit man eben gesund bleibt.

Vielen Dank Frau Paridon für das Gespräch.

Wenn es so einfach wäre, 

dann würden wir uns ja 

alle total gesund ver-

denken, wenn man jung ist, 

Dr. Hiltraut Paridon
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Erstes Kapitel
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich
Diese Unfallverhütungsvorschrift bestimmt näher die Maßnahmen, die der Unter-
nehmer zur Erfüllung der sich aus dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheits-
ingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz) 
ergebenden Pflichten zu treffen hat.

§ 2 Bestellung
(1)  Der Unternehmer hat Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit zur 
Wahrnehmung der in den §§ 3 und 6 des Arbeitssicherheitsgesetzes bezeichneten 
Aufgaben schriftlich nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen zu bestellen. 
Der Unternehmer hat dem Unfallversicherungsträger auf Verlangen nachzuweisen, 
wie er die Verpflichtung nach Satz 1 erfüllt hat.

(2)  Bei Betrieben mit bis zu 10 Beschäftigten richtet sich der Umfang der betriebs-
ärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung nach Anlage 1.

(3)  Bei Betrieben mit mehr als 10 Beschäftigten gelten die Bestimmungen nach 
Anlage 2.

(4)  Abweichend von den Absätzen 2 und 3 kann der Unternehmer nach Maßgabe 
von Anlage 3 ein alternatives Betreuungsmodell wählen, wenn er aktiv in das Be-
triebsgeschehen eingebunden ist und die Zahl der Beschäftigten bis zu 50 beträgt.

(5)  Bei der Berechnung der Zahl der Beschäftigten sind jährliche Durchschnittszah-
len zugrunde zu legen; bei der Berechnung des Schwellenwertes in den Absätzen 2, 
3 und 4 findet die Regelung des § 6 Abs. 1 Satz 4 des Arbeitsschutzgesetzes ent-
sprechende Anwendung.

(6)  Der Unfallversicherungsträger kann im Einzelfall im Einvernehmen mit der nach 
§ 12 Arbeitssicherheitsgesetz zuständigen Behörde Abweichungen von den Absätzen 
2, 3 und 4 zulassen, soweit im Betrieb die Unfall- und Gesundheitsgefahren vom 
Durchschnitt abweichen und die abweichende Festsetzung mit dem Schutz der 
 Beschäftigten vereinbar ist. Als Vergleichsmaßstab dienen Betriebe der gleichen Art.
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2.  danach eine praktische Tätigkeit als Techniker mindestens zwei Jahre lang ausge-
übt haben

 und
3.  einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträgern veranstalteten Aus-

bildungslehrgang
 oder
  einen staatlich oder von Unfallversicherungsträgern anerkannten Ausbildungs-

lehrgang eines anderen Veranstaltungsträgers mit Erfolg abgeschlossen haben.

Die Anforderungen erfüllt auch, wer ohne Prüfung als staatlich anerkannter Techni-
ker mindestens vier Jahre lang als Techniker tätig war und einen staatlichen oder 
von Unfallversicherungsträgern veranstalteten Ausbildungslehrgang oder einen 
staatlich oder von Unfallversicherungsträgern anerkannten Ausbildungslehrgang 
eines anderen Veranstaltungsträgers mit Erfolg abgeschlossen hat.

(5)  Sicherheitsmeister erfüllen die Anforderungen, wenn sie
1. die Meisterprüfung erfolgreich abgelegt haben,
2.  danach eine praktische Tätigkeit als Meister mindestens zwei Jahre lang aus-

geübt haben
 und
3.  einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträgern veranstalteten Ausbil-

dungslehrgang
 oder
  einen staatlich oder von Unfallversicherungsträgern anerkannten Ausbildungs-

lehrgang eines anderen Veranstaltungsträgers mit Erfolg abgeschlossen haben.

Die Anforderungen erfüllt auch, wer ohne Meisterprüfung mindestens vier Jahre lang 
als Meister oder in gleichwertiger Funktion tätig war und einen staatlichen oder von 
Unfallversicherungsträgern veranstalteten Ausbildungslehrgang oder einen staat-
lich oder von Unfallversicherungsträgern anerkannten Ausbildungslehrgang eines 
anderen Veranstaltungsträgers mit Erfolg abgeschlossen hat.

(6)  Der Ausbildungslehrgang nach den Absätzen 2, 4 und 5 umfasst die Ausbil-
dungsstufe I (Grundausbildung), Ausbildungsstufe II (Vertiefende Ausbildung), 
Ausbildungsstufe III (Bereichsbezogene Ausbildung) und das begleitende Prakti-
kum. Bestandteile der Ausbildungsstufe III sind die nachfolgenden Rahmenthemen:

6

Allgemeine Vorschriften
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Zweites Kapitel
Übergangsbestimmungen

§ 6 Übergangsbestimmungen
(1)  Der Unternehmer kann abweichend von § 3 davon ausgehen, dass Ärzte über 
die erforderliche Fachkunde verfügen, wenn sie
1.  eine Bescheinigung der zuständigen Ärztekammer darüber besitzen, dass sie vor 

dem 1. Januar 1985 ein Jahr klinisch oder poliklinisch tätig gewesen sind und an 
einem arbeitsmedizinischen Einführungslehrgang teilgenommen haben

 und
2. a)  bis zum 31. Dezember 1985 mindestens 500 Stunden innerhalb eines Jahres 

betriebsärztlich tätig waren 
oder

 b)  bis zum 31. Dezember 1987 einen dreimonatigen Kurs über Arbeitsmedizin 
absolviert haben 
und 
 über die Voraussetzungen nach Nummer 2 Buchstabe a) oder b) eine von der 
zuständigen Ärztekammer erteilte Bescheinigung beibringen.

Die Bescheinigung der zuständigen Ärztekammer muss vor dem 31. Dezember 1996 
ausgestellt worden sein.

(2)  Der Nachweis der Fachkunde nach § 4 Abs. 2 bis 5 gilt als erbracht, wenn eine 
Fachkraft für Arbeitssicherheit im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Unfallverhü-
tungsvorschrift als solche tätig ist und die Fachkundevoraussetzungen der Unfall-
verhütungsvorschrift „Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit (GUV-V A6/7) vom März 1975, in der Fassung vom Juli 1989, 
gültig ab 1. April 2004 vorliegen.

(3)  entfällt

(4)  Abweichend von den Bestimmungen nach § 7 tritt Anlage 3 dieser Unfallver-
hütungsvorschrift am 1. Juli 2016 in Kraft.

Betriebsartenspezifische Aufgaben/Tätigkeiten im öffentlichen Dienst unter Berück-
sichtigung der typischen Organisationsstrukturen.

(7)  Bei einem Wechsel einer Fachkraft für Arbeitssicherheit, die die Ausbildungs-
stufe III (Bereichsbezogene Ausbildung) entsprechend den Festlegungen eines 
anderen Unfallversicherungsträgers absolviert hat, in eine andere Branche, hat der 
Unternehmer dafür zu sorgen, dass die Fachkraft für Arbeitssicherheit die erforder-
lichen bereichsbezogenen Kenntnisse durch Fortbildung erwirbt. Der Unfallversiche-
rungsträger entscheidet über den erforderlichen Umfang an Fortbildung unter 
 Berücksichtigung der Inhalte seiner Ausbildungsstufe III.

§ 5 Bericht
Der Unternehmer hat die gemäß § 2 dieser Unfallverhütungsvorschrift bestellten 
Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit zu verpflichten, über die Erfüllung 
der übertragenen Aufgaben regelmäßig schriftlich zu berichten. Die Berichte sollen 
auch über die Zusammenarbeit der Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit Auskunft geben.

7

§ 3 Arbeitsmedizinische Fachkunde
Der Unternehmer kann die erforderliche arbeitsmedizinische Fachkunde als gege-
ben ansehen bei Ärzten, die nachweisen, dass sie berechtigt sind,
1. die Gebietsbezeichnung „Arbeitsmedizin“
 oder
2. die Zusatzbezeichnung „Betriebsmedizin“
zu führen.

§ 4 Sicherheitstechnische Fachkunde
(1)  Der Unternehmer kann die erforderliche sicherheitstechnische Fachkunde von 
Fachkräften für Arbeitssicherheit als nachgewiesen ansehen, wenn diese den in den 
Absätzen 2 bis 5 festgelegten Anforderungen genügen.

(2)  Sicherheitsingenieure erfüllen die Anforderungen, wenn sie 
1.  berechtigt sind, die Berufsbezeichnung Ingenieur zu führen oder einen Bachelor 

oder Masterabschluss der Studienrichtung Ingenieurwissenschaften erworben 
haben,

2.  danach eine praktische Tätigkeit in diesem Beruf mindestens zwei Jahre lang 
ausgeübt

 und
3.  einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträgern veranstalteten Aus-

bildungslehrgang
 oder
  einen staatlich oder von Unfallversicherungsträgern anerkannten Ausbildungs-

lehrgang eines anderen Ausbildungsträgers mit Erfolg abgeschlossen haben.

Sicherheitsingenieure, die auf Grund ihrer Hochschul-/Fachhochschulausbildung 
berechtigt sind, die Berufsbezeichnung „Sicherheitsingenieur“ zu führen und eine 
einjährige praktische Tätigkeit als Ingenieur ausgeübt haben, erfüllen ebenfalls die 
Anforderungen.

(3)  In der Funktion als Sicherheitsingenieur können auch Personen tätig werden, 
die über gleichwertige Qualifikationen verfügen.

(4)  Sicherheitstechniker erfüllen die Anforderungen, wenn sie
1. eine Prüfung als staatlich anerkannter Techniker erfolgreich abgelegt haben,

5
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Anlage 1
(zu § 2 Abs. 2)

Betriebsärztliche und sicherheitstechnische Regelbetreuung in Betrieben mit bis zu 
10  Beschäftigten

Wesentliche Grundlage von Art und Umfang der betriebsärztlichen und sicherheitstechni-
schen Betreuung sind die im Betrieb vorliegenden Gefährdungen für Sicherheit und Gesund-
heit der Beschäftigten sowie die Aufgaben gemäß den §§ 3 bzw. 6 Arbeitssicherheitsgesetz.

Der Umfang der zu erbringenden betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung
besteht in der Durchführung von Grundbetreuungen und anlassbezogenen Betreuungen.
Sie können kombiniert werden.

Grundbetreuungen beinhalten die Unterstützung bei
 — der Erstellung bzw.

 — der Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung.

Bei der Grundbetreuung muss der Sachverstand von Betriebsärzten und Fachkräften für 
 Arbeitssicherheit einbezogen werden. Dies kann dadurch geschehen, dass der Erstberatende 
den Sachverstand des jeweils anderen Sachgebietes hinzuzieht.

Die Grundbetreuung wird bei maßgeblicher Änderung der Arbeitsverhältnisse, spätestens
aber nach 3 Jahren wiederholt:

Fristen für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen bleiben unberührt.

Die Gefährdungsbeurteilung besteht aus einer systematischen Feststellung und Bewertung 
von relevanten Gefährdungen der Beschäftigten. Aus der Gefährdungsbeurteilung sind ent-
sprechende Arbeitsschutzmaßnahmen abzuleiten. Die Gefährdungsbeurteilung und die 
Maßnahmen sind auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und erforderlichenfalls an sich ändern-
de Gegebenheiten anzupassen.

Anlassbezogene Betreuungen:
Der Unternehmer ist verpflichtet, sich bei besonderen Anlässen durch einen Betriebsarzt 
oder eine Fachkraft für Arbeitssicherheit mit branchenbezogener Fachkunde in Fragen der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes betreuen zu lassen.

12

Anlage 1

Ergänzend zur Grundbetreuung können anlassbezogene Beratungen zu spezifischen Fach-
themen im Einzelfall auch durch Personen mit spezieller anlassbezogener Fachkunde er-
bracht werden, die nicht über eine Qualifikation als Betriebsarzt bzw. Fachkraft für Arbeits-
sicherheit verfügen. Dies kann beispielsweise für Beratungen im Zusammenhang mit 
Lärmminderungs-, Brandschutz- und Lüftungsmaßnahmen zutreffen. Eine Kombination mit 
der Grundbetreuung ist in diesen Fällen nicht zulässig.

Unternehmer können sich zur gemeinsamen Nutzung betriebsärztlicher und sicherheitstech-
nischer Regelbetreuung zusammenschließen, soweit die Möglichkeiten zur Organisation im 
Betrieb nicht ausreichen.

Die Beschäftigten sind über die Art der praktizierten betriebsärztlichen und sicherheitstech-
nischen Betreuung zu informieren und darüber in Kenntnis zu setzen, welcher Betriebsarzt 
und welche Fachkraft für Arbeitssicherheit anzusprechen ist.

11

Besondere Anlässe für eine Betreuung durch den Betriebsarzt und die Fachkraft für Arbeitssi-
cherheit können unter anderem sein die

 — Planung, Errichtung und Änderung von Betriebsanlagen,

 — Einführung neuer Arbeitsmittel, die ein erhöhtes Gefährdungspotenzial zur Folge haben,

 — grundlegende Änderung von Arbeitsverfahren,

 — Einführung neuer Arbeitsverfahren,

 — Gestaltung neuer Arbeitsplätze und -abläufe,

 — Einführung neuer Arbeitsstoffe bzw. Gefahrstoffe, die ein erhöhtes Gefährdungspotenzial 
zur Folge haben,

 — Beratung der Beschäftigten über besondere Unfall- und Gesundheitsgefahren bei der 
 Arbeit,

 — Untersuchung von Unfällen und Berufskrankheiten,

 — Erstellung von Notfall- und Alarmplänen.

Ein weiterer Anlass für das Tätigwerden einer Fachkraft für Arbeitssicherheit kann unter ande-
rem die 

 — Durchführung sicherheitstechnischer Überprüfungen und Beurteilungen von Anlagen, 
Arbeitssystemen und Arbeitsverfahren sein.

Weitere Anlässe für das Tätigwerden eines Betriebsarztes können unter anderem sein
 — eine grundlegende Umgestaltung von Arbeitszeit-, Pausen- und Schichtsystemen,

 — die Erforderlichkeit der Durchführung arbeitsmedizinischer Vorsorgeuntersuchungen, Be-
urteilungen und Beratungen,

 — Suchterkrankungen, die ein gefährdungsfreies Arbeiten beeinträchtigen,

 — Fragen des Arbeitsplatzwechsels sowie der Eingliederung und Wiedereingliederung behin-
derter Menschen und der (Wieder-) Eingliederung von Rehabilitanden,

 — die Häufung gesundheitlicher Probleme,

 — das Auftreten posttraumatischer Belastungszustände.

Der Betrieb muss über angemessene und aktuelle Unterlagen verfügen, aus denen das 
 Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung, die abgeleiteten Maßnahmen und das Ergebnis der 
Überprüfung ersichtlich sind. Solche Unterlagen können auch Berichte nach § 5 dieser Unfall-
verhütungsvorschrift sein.

9

Drittes Kapitel
In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten

§ 7 In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten
Diese Unfallverhütungsvorschrift tritt am 1. Juli 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Unfallverhütungsvorschrift „Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit (GUV-V A6/7) vom März 1975, in der Fassung vom Juli 
1989, gültig ab 1. April 2004 außer Kraft.
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Wegezeiten können nicht als Einsatzzeiten angerechnet werden.

Maßnahmen und Ergebnisse der Leistungserbringung sind im Rahmen der regelmäßigen 
Berichte von Betriebsarzt und Fachkraft für Arbeitssicherheit nach § 5 zu dokumentieren.

2. Grundbetreuung
Die Grundbetreuung weist drei Betreuungsgruppen auf, für die jeweils feste Einsatzzeiten als 
Summenwerte für Betriebsarzt und Fachkraft für Arbeitssicherheit gelten. Die Betriebe sind 
über ihre jeweilige Betriebsart den Betreuungsgruppen gemäß Abschnitt 4 zugeordnet. Für 
die Grundbetreuung ist je nach Zuordnung in eine der drei Gruppen folgende Einsatzzeit in 
Stunden pro Beschäftigtem/r und Jahr erforderlich:

Gruppe I Gruppe II Gruppe III

Einsatzzeit (Std./Jahr pro Beschäftigtem/r) 2,5 1,5 0,5

Bei der Aufteilung der Zeiten auf Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit ist ein 
Mindestanteil von 20% der Grundbetreuung, jedoch nicht weniger als 0,2 Std./Jahr pro 
Beschäftigtem/r, für jeden Leistungserbringer anzusetzen.

Die Grundbetreuung umfasst folgende Aufgabenfelder:

1 Unterstützung bei der Gefährdungsbeurteilung (Beurteilung der Arbeitsbedingungen)
1.1  Unterstützung bei der Implementierung eines Gesamtkonzeptes zur Gefähr-

dungsbeurteilung
1.2 Unterstützung bei der Durchführung der Gefährdungsbeurteilung
1.3 Beobachtung der gelebten Praxis und Auswertung der Gefährdungsbeurteilung

2  Unterstützung bei grundlegenden Maßnahmen der Arbeitsgestaltung – Verhältnisprävention
2.1  Eigeninitiatives Handeln zur Verhältnisprävention an bestehenden Arbeits-

systemen
2.2  Eigeninitiatives Handeln zur Verhältnisprävention bei Veränderung der Arbeits-

bedingungen
3 Unterstützung bei grundlegenden Maßnahmen der Arbeitsgestaltung - Verhaltensprävention

3.1  Unterstützung bei Unterweisungen, Betriebsanweisungen, Qualifizierungsmaß-
nahmen

Anlage 2
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Anlage 2

8 Mitwirken in betrieblichen Besprechungen
8.1 Direkte persönliche Beratung von Arbeitgebern
8.2 Teilnahme an Dienstgesprächen des Arbeitgebers mit seinen Führungskräften
8.3  Teilnahme an Besprechungen der betrieblichen Beauftragten entsprechend 

§§ 9, 10 und 11 Arbeitssicherheitsgesetz
8.4 Teilnahme an sonstigen Besprechungen, einschließlich Betriebsversammlung
8.5 Nutzung eines ständigen Kontaktes mit Führungskräften
8.6 Sitzung des Arbeitsschutzausschusses

9 Selbstorganisation
9.1 Ständige Fortbildung organisieren (Aktualisierung und Erweiterung)
9.2 Wissensmanagement entwickeln und nutzen
9.3 Erfassen und Aufarbeiten von Hinweisen der Beschäftigten
9.4  Erfahrungsaustausch insbesondere mit den Unfallversicherungsträgern und den 

zuständigen Behörden nutzen

3. Betriebsspezifischer Teil der Betreuung
Der Bedarf an betriebsspezifischer Betreuung wird vom Unternehmer in einem Verfahren 
ermittelt, das die nachfolgend aufgeführten Aufgabenfelder sowie Auslöse- und Aufwands-
kriterien berücksichtigt. Das Verfahren erfordert, dass der Unternehmer alle Aufgabenfelder 
hinsichtlich ihrer Relevanz für die betriebsärztliche und sicherheitstechnische Betreuung 
regelmäßig, insbesondere nach wesentlichen Änderungen, prüft. Die Aufgabenfelder sind:

1  Regelmäßig vorliegende betriebsspezifische Unfall- und Gesundheitsgefahren, Erforder-
nisse zur menschengerechten Arbeitsgestaltung

1.1 Besondere Tätigkeiten
1.2 Arbeitsplätze und Arbeitsstätten, die besondere Risiken aufweisen
1.3 Arbeitsaufgaben und Arbeitsorganisation mit besonderen Risiken
1.4 Erfordernis arbeitsmedizinischer Vorsorge
1.5  Erfordernis besonderer betriebsspezifischer Anforderungen beim Personal-

einsatz
1.6  Sicherheit und Gesundheit unter den Bedingungen des demografischen Wandels
1.7  Arbeitsgestaltung zur Vermeidung arbeitsbedingter Gesundheitsgefahren, Erhalt 

der individuellen gesundheitlichen Ressourcen im Zusammenhang mit der Arbeit
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3.2 Motivieren zum sicherheits- und gesundheitsgerechten Verhalten
3.3 Information und Aufklärung
3.4 Kollektive arbeitsmedizinische Beratung der Beschäftigten

4  Unterstützung bei der Schaffung einer geeigneten Organisation und Integration in die 
Führungstätigkeit

4.1 Integration des Arbeitsschutzes in die Aufbauorganisation
4.2 Integration des Arbeitsschutzes in die Unternehmensführung
4.3  Beratung zu erforderlichen Ressourcen zur Umsetzung der Arbeitsschutz-

maßnahmen
4.4 Kommunikation und Information sichern
4.5 Berücksichtung der Arbeitsschutzbelange in betrieblichen Prozessen
4.6 Betriebliche arbeitsschutzspezifische Prozesse organisieren
4.7 Ständige Verbesserung sicherstellen

5 Untersuchung nach Ereignissen
5.1 Untersuchungen von Ereignissen, Ursachenanalysen und deren Auswertungen
5.2  Ermitteln von Unfallschwerpunkten sowie Schwerpunkten arbeitsbedingter 

Erkrankungen
5.3 Verbesserungsvorschläge

6  Allgemeine Beratung von Arbeitgebern und Führungskräften, betrieblichen Interessen-
vertretungen, Beschäftigten

6.1  Beratung zu Rechtsgrundlagen, Stand der Technik und Arbeitsmedizin, wissen-
schaftlichen Erkenntnissen

6.2 Beantwortung von Anfragen
6.3  Verbreitung der Information im Unternehmen, einschließlich Teambesprechungen
6.4 Externe Beratung zu speziellen Problemen des Arbeitsschutzes organisieren

7 Erstellung von Dokumentationen, Erfüllung von Meldepflichten
7.1 Unterstützung bei der Erstellung von Dokumentationen
7.2  Unterstützung bei der Erfüllung von Meldepflichten gegenüber den zuständigen 

Behörden und Unfallversicherungsträgern
7.3  Dokumentation von Vorschlägen an den Arbeitgeber einschließlich Angabe des 

jeweiligen Umsetzungsstandes
7.4  Dokumentation zur eigenen Tätigkeit und zur Inanspruchnahme der Einsatzzeiten
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Anlage 2
(zu § 2 Abs. 3)

Betriebsärztliche und sicherheitstechnische Regelbetreuung in Betrieben mit mehr als 
10 Beschäftigten

1. Allgemeines
Grundlagen von Art und Umfang der betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Betreu-
ung sind die im Betrieb vorliegenden Gefährdungen für Sicherheit und Gesundheit der Be-
schäftigten sowie die Aufgaben gemäß den §§ 3 bzw. 6 Arbeitssicherheitsgesetz.

Die betriebsärztliche und sicherheitstechnische Betreuung besteht aus der Grundbetreuung 
und dem betriebsspezifischen Teil der Betreuung. Grundbetreuung und betriebsspezifische 
Betreuung bilden zusammen die Gesamtbetreuung.

Der Unternehmer hat die Aufgaben der Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit ent-
sprechend den betrieblichen Erfordernissen unter Mitwirkung der betrieblichen Interessen-
vertretung (z.B. entsprechend Betriebsverfassungsgesetz) sowie unter Verweis auf § 9 Abs. 3 
Arbeitssicherheitsgesetz zu ermitteln, aufzuteilen und mit ihnen schriftlich zu vereinbaren.

Die Aufgaben der in allen Betrieben anfallenden Grundbetreuung nach Abschnitt 2 werden
in Anhang 3 näher erläutert. Maßgeblich für die Bemessung des Betreuungsumfangs der
Grundbetreuung sind die für alle Betriebe geltenden Einsatzzeiten gemäß Abschnitt 2.

Zweiter Bestandteil der Gesamtbetreuung ist der betriebsspezifische Teil, dessen Aufgaben 
nach Abschnitt 3 in Anhang 4 näher erläutert werden. Relevanz und Umfang des betriebs-
spezifischen Teils der Betreuung werden durch den Unternehmer gemäß Abschnitt 3 ermittelt 
und regelmäßig überprüft.

Der Unternehmer hat sich durch Betriebsarzt und Fachkraft für Arbeitssicherheit bei der Fest-
legung der Grundbetreuung und des betriebsspezifischen Teils der Betreuung beraten zu 
lassen.

Die Beschäftigten sind über die Art der praktizierten betriebsärztlichen und sicherheitstech-
nischen Betreuung zu informieren und darüber in Kenntnis zu setzen, welcher Betriebsarzt 
und welche Fachkraft für Arbeitssicherheit anzusprechen ist.

Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen sind nicht auf die Einsatzzeiten der Grund-
betreuung anzurechnen, sondern Bestandteil des betriebsspezifischen Teils der Betreuung.
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4. Zuordnung der Betriebsarten zu den Betreuungsgruppen
Die nachfolgende Tabelle weist die Zuordnung der Betriebe anhand des WZ-Schlüssels der 
jeweiligen Betriebsart zu den Betreuungsgruppen der Grundbetreuung nach Abschnitt 2 aus.

Auszug für die Unfallkasse Sachsen aus der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 
2008 (WZ 2008). Eine vollständige Liste mit den Angaben aller Unfallversicherungsträger 
wird bei der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) geführt.

Lfd. 
Nr.

WZ 2008  
Kode

WZ 2008 - Bezeichnung 
(a.n.g. = anderweitig nicht genannt)

Gruppe I 
2,5h

Gruppe II 
1,5h

Gruppe III 
0,5h

1 A ABSCHNITT A -  
LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT, FISCHEREI

64 01.5 Gemischte Landwirtschaft X

80 02.1 Forstwirtschaft X

83 02.2 Holzeinschlag X

784 E ABSCHNITT E –  
WASSERVERSORGUNG; ABWASSER- UND 
ABFALLENTSORGUNG UND BESEITIGUNG 
VON UMWELTVERSCHMUTZUNGEN

791 37 Abwasserentsorgung X

797 38.1 Sammlung von Abfällen X

802 38.21 Abfallbehandlung und -beseitigung X

881 G ABSCHNITT G - HANDEL; INSTANDHALTUNG 
UND REPARATUR VON KRAFTFAHRZEUGEN

956 46.3 Großhandel mit Nahrungs- und Genuss-
mitteln, Getränken und Tabakwaren X

1093 47.5 Einzelhandel mit sonstigen Haushaltsgerä-
ten, Textilien, Heimwerker und Einrichtungs-
bedarf (in Verkaufsräumen)

X

1161 H ABSCHNITT H – VERKEHR UND LAGEREI

1186 50 Schifffahrt
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Lfd. 
Nr.

WZ 2008  
Kode

WZ 2008 - Bezeichnung 
(a.n.g. = anderweitig nicht genannt)

Gruppe I 
2,5h

Gruppe II 
1,5h

Gruppe III 
0,5h

1376 64.9 Sonstige Finanzierungsinstitutionen X

1433 M ABSCHNITT M – ERBRINGUNG VON FREI-
BERUFLICHEN, WISSENSCHAFTLICHEN UND 
TECHNISCHEN DIENSTLEISTUNGEN

1459 71.1 Architektur- und Ingenieurbüros X

1470 71.2 Technische, physikalische und chemische 
Untersuchung

X

1474 72.1 Forschung und Entwicklung im Bereich 
 Natur-, Ingenieur-, Agrarwissenschaften und 
Medizin

X

1479 72.2 Forschung und Entwicklung im Bereich 
Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaf-
ten sowie im Bereich Sprach-, Kultur- und 
Kunstwissenschaften

X

1505 74.9 Sonstige freiberufliche, wissenschaftliche 
und technische Tätigkeiten
a.n.g.

X

1513 N ABSCHNITT N – ERBRINGUNG VON 
 SONSTIGEN WIRTSCHAFTLICHEN 
 DIENSTLEISTUNGEN

1544 78.1 Vermittlung von Arbeitskräften X

1547 78.2 Befristete Überlassung von Arbeitskräften 
(gewerblich)

X

1550 78.3 Befristete Überlassung von Arbeitskräften 
(kaufm.-verw.)

X

1553 79 Reisebüros, Reiseveranstalter und Erbrin-
gung sonstiger Reservierungsdienstlei-
stungen

1554 79.1 Reisebüros und Reiseveranstalter X

1559 79.9 Erbringung sonstiger Reservierungsdienstlei-
stungen

X
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Lfd. 
Nr.

WZ 2008  
Kode

WZ 2008 - Bezeichnung 
(a.n.g. = anderweitig nicht genannt)

Gruppe I 
2,5h

Gruppe II 
1,5h

Gruppe III 
0,5h

1187 50.1 Personenbeförderung in der See- und 
 Küstenschifffahrt

X

1193 50.3 Personenbeförderung in der Binnenschiff-
fahrt

X

1196 50.4 Güterbeförderung in der Binnenschifffahrt X

1212 52.2 Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 
für den Verkehr

X

1215 52.21.2 Betrieb von Verkehrswegen für Straßenfahr-
zeuge

X

1221 52.22.1 Betrieb von Wasserstraßen X

1222 52.22.2 Betrieb von Häfen X

1225 52.23 Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 
für die Luftfahrt

X

1241 I ABSCHNITT I – GASTGEWERBE

1249 55.2 Ferienunterkünfte und ähnliche Beherber-
gungsstätten

X

1255 55.3 Campingplätze X

1270 56.2 Caterer und Erbringung sonstiger 
 Verpflegungsdienstleistungen

X

1282 J ABSCHNITT J –  
INFORMATION UND KOMMUNIKATION

1336 62 Erbringung von Dienstleistungen der 
 Informationstechnologie

X

 1358 K ABSCHNITT K – ERBRINGUNG VON FINANZ- 
UND VERSICHERUNGSDIENSTLEISTUNGEN

1359 64 Erbringung von Finanzdienstleistungen

1360 64.1 Zentralbanken und Kreditinstitute X
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1.8 Unterstützung bei der Weiterentwicklung eines Gesundheitsmanagements

2 Betriebliche Veränderungen in den Arbeitsbedingungen und in der Organisation
2.1 Beschaffung von grundlegend neuartigen Maschinen, Geräten
2.2  Grundlegende Veränderungen zur Errichtung neuer Arbeitsplätze bzw. der 

 Arbeitsplatzausstattung; Planung, Neuerrichtung von Betriebsanlagen; Umbau, 
Neubaumaßnahmen

2.3 Einführung völlig neuer Stoffe, Materialien
2.4  Grundlegende Veränderung betrieblicher Abläufe und Prozesse; grundlegende 

Veränderung der Arbeitszeitgestaltung; grundlegende Änderung, Einführung 
neuer Arbeitsverfahren

2.5  Spezifische Erfordernisse zur Schaffung einer geeigneten Organisation zur 
Durchführung der Maßnahmen des Arbeitsschutzes sowie der Integration in die 
Führungstätigkeit und zum Aufbau eines Systems der Gefährdungsbeurteilung

3 Externe Entwicklung mit spezifischem Einfluss auf die betriebliche Situation
3.1  Neue Vorschriften, die für den Betrieb umfangreiche Änderungen nach sich ziehen
3.2  Weiterentwicklung des für den Betrieb relevanten Stands der Technik und 

 Arbeitsmedizin

4 Betriebliche Aktionen, Programme und Maßnahmen
Schwerpunktprogramme, Kampagnen sowie Unterstützung von Aktionen zur 
 Gesundheitsförderung

Ein Verfahren zur Ermittlung der Betreuungsleistungen einschließlich der Anwendung der
Auslöse- und Aufwandskriterien ist in Anhang 4 näher erläutert.

Die Ermittlung von Dauer und Umfang der betriebsspezifischen Betreuung beinhaltet die 
Prüfung durch den Unternehmer, welche Aufgaben im Betrieb erforderlich sind und die Fest-
legung des entsprechenden Personalaufwandes für die Aufgabenerledigung. Er hat auf der 
Grundlage des ermittelten Personalaufwandes die Betreuungsleistung mit Betriebsarzt und 
Fachkraft für Arbeitssicherheit festzulegen und schriftlich zu vereinbaren.
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Lfd. 
Nr.

WZ 2008  
Kode

WZ 2008 - Bezeichnung 
(a.n.g. = anderweitig nicht genannt)

Gruppe I 
2,5h

Gruppe II 
1,5h

Gruppe III 
0,5h

1676 86.10.2 Hochschulkliniken X

1677 86.10.3 Vorsorge- und Rehabilitationskliniken X

1685 86.9 Gesundheitswesen a.n.g. X

1692 87.1 Pflegeheime X

1698 87.3 Altenheime; Alten- und Behindertenwohn-
heime

X

1701 87.9 Sonstige Heime (ohne Erholungs- und 
 Ferienheime)

X

1705 88.1 Soziale Betreuung älterer Menschen und 
Behinderter

1707 88.10.1 Ambulante soziale Dienste X

1708 88.10.2 Sonstige soziale Betreuung älterer 
 Menschen und Behinderter

X

1709 88.9 Sonstiges Sozialwesen (ohne Heime) X

1714 R ABSCHNITT R – KUNST, UNTERHALTUNG  
UND ERHOLUNG

1716 90.0 Kreative, künstlerische und unterhaltende 
Tätigkeiten

1717 90.01 Darstellende Kunst X

1722 90.02 Erbringung von Dienstleistungen für die 
darstellende Kunst

X

1730 90.04 Betrieb von Kultur- und Unterhaltungs-
einrichtungen

X

1736 91.01 Bibliotheken und Archive X

1738 91.02 Museen X

1740 91.03 Betrieb von historischen Stätten und 
 Gebäuden und ähnlichen Attraktionen

X
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Anlage 3
(zu § 2 Abs. 4)

Alternative bedarfsorientierte betriebsärztliche und sicherheitstechnische Betreuung in 
Betrieben mit bis zu 50 Beschäftigten

1. Allgemeines
Bei der Anwendung der alternativen bedarfsorientierten betriebsärztlichen und sicherheits-
technischen Betreuung wird der Unternehmer zu Fragen der Sicherheit und des Gesundheits-
schutzes im Betrieb informiert und für die Durchführung der erforderlichen Maßnahmen 
motiviert. Die alternative bedarfsorientierte betriebsärztliche und sicherheitstechnische 
Betreuung besteht aus Motivations- und Informationsmaßnahmen, Fortbildungsmaßnahmen 
und der Inanspruchnahme der bedarfsorientierten Betreuung.

Die Beschäftigten werden über die Art der praktizierten betriebsärztlichen und sicherheits-
technischen Betreuung informiert und wissen, welcher Betriebsarzt und welche Fachkraft für 
Arbeitssicherheit anzusprechen ist.

2. Motivations-, Informations- und Fortbildungsmaßnahmen
Im Rahmen einer grundlegenden Motivations- und Informationsmaßnahme werden die Teil-
nehmer für Fragen der Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes sensibilisiert. Sie 
werden von Nutzen und Notwendigkeit der betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen 
Betreuung überzeugt und dazu befähigt, zu erkennen, wann eine externe betriebsärztliche
und/oder sicherheitstechnische Betreuung erforderlich ist.

Voraussetzung für die Teilnahme an der grundlegenden Motivations- und Informationsmaß-
nahme ist die Absolvierung einer allgemeinen Informationsveranstaltung zur Organisations-
verpflichtung im Arbeits- und Gesundheitsschutz und zum Unternehmermodell mit 6 Lernein-
heiten (eine Lerneinheit entspricht 45 Minuten). In dieser Einführungsveranstaltung werden 
insbesondere die Themen Organisationsverpflichtung, Haftung und die wesentlichen Aufga-
ben aus den Vorschriften des Staates und der Unfallversicherungsträger (insbesondere Ar-
beitsschutzgesetz, Arbeitssicherheitsgesetz, UVV „Grundsätze der Prävention“, UVV „Be-
triebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit“) vorgestellt.
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Lfd. 
Nr.

WZ 2008  
Kode

WZ 2008 - Bezeichnung 
(a.n.g. = anderweitig nicht genannt)

Gruppe I 
2,5h

Gruppe II 
1,5h

Gruppe III 
0,5h

1742 91.04 Botanische und zoologische Gärten sowie 
Naturparks

X

1744 92 Spiel-, Wett- und Lotteriewesen X

1751 93.1 Erbringung von Dienstleistungen des Sports X

1761 93.21 Vergnügungs- und Themenparks X

1765 S ABSCHNITT S – ERBRINGUNG VON  
SONS TIGEN DIENSTLEISTUNGEN

1767 94.1 Wirtschafts- und Arbeitgeberverbände, 
Berufsorganisationen

X

1775 94.9 Kirchliche Vereinigungen; politische Parteien 
sowie sonstige Interessenvertretungen
und Vereinigungen a.n.g.

X

1815 96.04 Saunas, Solarien, Bäder u.Ä. X
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Lfd. 
Nr.

WZ 2008  
Kode

WZ 2008 - Bezeichnung 
(a.n.g. = anderweitig nicht genannt)

Gruppe I 
2,5h

Gruppe II 
1,5h

Gruppe III 
0,5h

1572 81 Gebäudebetreuung;  
Garten- und Landschaftsbau

1573 81.1 Hausmeisterdienste X

1585 81.29.9 Sonstige Reinigung a.n.g. X

1599 82.3 Messe-, Ausstellungs- und Kongress-
veranstalter

X

1608 82.99 Erbringung sonstiger wirtschaftlicher Dienst-
leistungen für Unternehmen und Privatper-
sonen a.n.g.

X

1611 O ABSCHNITT O – ÖFFENTLICHE VERWALTUNG, 
VERTEIDIGUNG; SOZIALVERSICHERUNG

1613 84.1 Öffentliche Verwaltung X

1620 84.2 Auswärtige Angelegenheiten, Verteidigung, 
Rechtspflege, öffentliche Sicherheit und 
Ordnung

X

1634 P ABSCHNITT P – ERZIEHUNG UND UNTERRICHT

1636 85.1 Kindergärten und Vorschulen X

1640 85.2 Grundschulen X

1643 85.3 Weiterführende Schulen X

1649 85.4 Tertiärer und post-sekundärer, nicht tertiärer 
Unterricht

X

1657 85.5 Sonstiger Unterricht X

1671 Q ABSCHNITT Q – GESUNDHEITS-  
UND SOZIALWESEN

1673 86.1 Krankenhäuser

1675 86.10.1 Krankenhäuser (ohne Hochschulkliniken, 
Vorsorge- und Rehabilitationskliniken)

X
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Die Zuordnung der Betriebe zu den Betreuungsgruppen I bis III erfolgt entsprechend der 
Tabelle in Anlage 2, Abschnitt 4.

Zusätzlich zur Fortbildung im Bereich der Grundqualifizierung kann der Unfallversicherungs-
träger Fortbildungsmaßnahmen für die betriebsarten- oder tätigkeitsspezifische Qualifizie-
rung verlangen, wenn eine wesentliche Änderung der Arbeitsschutzvorschriften, der Gefähr-
dungslage oder der Präventionsmöglichkeiten vorliegt.

Anerkennung von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen
Hat ein Teilnahmeberechtigter bereits Aus- und Fortbildungsmaßnahmen im Rahmen der 
alternativen Betreuungsform bei einem anderen Unfallversicherungsträger erfolgreich absol-
viert, so entscheidet der Unfallversicherungsträger im Einzelfall, ob und gegebenenfalls an 
welchen Aus- und Fortbildungsmaßnahmen er teilzunehmen hat.

3. Bedarfsorientierte Betreuung
Nach dem Abschluss der Motivations- und Informationsmaßnahmen kann der Unternehmer 
über die Notwendigkeit und das Ausmaß einer externen Betreuung selbst entscheiden. Eine 
sachgerechte bedarfsorientierte betriebsärztliche und sicherheitstechnische Betreuung im 
Betrieb erfolgt auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung, die erforderlichenfalls unter 
Einschaltung von Betriebsarzt und Fachkraft für Arbeitssicherheit mit branchenspezifischen 
Kenntnissen durchgeführt wird.

Darüber hinaus ist der Unternehmer verpflichtet, sich bei besonderen Anlässen qualifiziert in 
Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes durch einen Betriebsarzt oder eine Fach-
kraft für Arbeitssicherheit mit branchenbezogener Fachkunde betreuen zu lassen. Besondere 
Anlässe für eine Betreuung durch den Betriebsarzt und die Fachkraft für Arbeitssicherheit 
können unter anderem sein die

 — Planung, Errichtung und Änderung von Betriebsanlagen,

 — Einführung neuer Arbeitsmittel, die ein erhöhtes Gefährdungspotenzial zur Folge haben,

 — grundlegende Änderung von Arbeitsverfahren,

 — Einführung neuer Arbeitsverfahren,

 — Gestaltung neuer Arbeitsplätze und -abläufe,

 — Einführung neuer Arbeitsstoffe bzw. Gefahrstoffe, die ein erhöhtes Gefährdungspotenzial 
zur Folge haben,
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 — die Berichte nach § 5 dieser Unfallverhütungsvorschrift.

Erfüllt der Unternehmer seine Verpflichtungen im Rahmen der alternativen bedarfsorientier-
ten Betreuungsform nicht, unterliegt er mit seinem Betrieb der Regelbetreuung nach § 2 Abs. 
2 oder 3 dieser Unfallverhütungsvorschrift.
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 — Untersuchung von Unfällen und Berufskrankheiten,

 — Beratung der Beschäftigten über besondere Unfall- und Gesundheitsgefahren bei der 
 Arbeit,

 — Erstellung von Notfall- und Alarmplänen.

Ein weiterer Anlass für das Tätigwerden einer Fachkraft für Arbeitssicherheit kann unter 
 anderem sein die

 — Durchführung sicherheitstechnischer Überprüfungen und Beurteilungen von Anlagen, 
Arbeitssystemen und Arbeitsverfahren.

Weitere Anlässe für das Tätigwerden eines Betriebsarztes können unter anderem sein
 — eine grundlegende Umgestaltung von Arbeitszeit-, Pausen- und Schichtsystemen,

 — die Erforderlichkeit der Durchführung arbeitsmedizinischer Vorsorgeuntersuchungen, 
 Beurteilungen und Beratungen,

 — Suchterkrankungen, die ein gefährdungsfreies Arbeiten beeinträchtigen,

 — Fragen des Arbeitsplatzwechsels sowie der Eingliederung und Wiedereingliederung behin-
derter Menschen und der (Wieder-) Eingliederung von Rehabilitanden,

 — die Häufung gesundheitlicher Probleme,

 — das Auftreten posttraumatischer Belastungszustände.

Anlassbezogene Beratungen zu spezifischen Fachthemen können im Einzelfall auch durch 
Personen mit spezieller anlassbezogener Fachkunde erbracht werden, die nicht über eine 
Qualifikation als Betriebsarzt bzw. Fachkraft für Arbeitssicherheit verfügen. Dies kann bei-
spielsweise für Beratungen im Zusammenhang mit Lärmminderungs-, Brandschutz- und 
Lüftungsmaßnahmen zutreffen.

4. Schriftliche Nachweise
Im Betrieb sind die nachfolgend aufgeführten schriftlichen Nachweise zur Einsichtnahme 
durch die zuständigen Aufsichtsorgane vorzuhalten

 — Teilnahmenachweis an den Maßnahmen zur Motivation, Information sowie der Fortbil-
dung,

 — aktuelle Unterlagen über die im Betrieb durchgeführte Gefährdungsbeurteilung,

Unfallkasse Sachsen

Rosa-Luxemburg-Str. 17a 
01662 Meißen 
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Der grundlegende Motivations- und Informationsbedarf beträgt 16 Lerneinheiten, die als 
Präsenzseminar des Unfallversicherungsträgers oder vom Unfallversicherungsträger aner-
kanntes Präsenzseminar oder von dem Unfallversicherungsträger vorgegebene Selbstlern-
maßnahme zu absolvieren sind. Sie schließen mit einer erfolgreich zu absolvierenden Prü-
fung ab. Über die erfolgreiche Teilnahme wird eine Bescheinigung ausgestellt.
Die Verpflichtung zur Bestellung von Fachkräften für Arbeitssicherheit oder Betriebsärzten 
entfällt erst nach Absolvierung dieser beiden Abschnitte. Die Motivations- und Informations-
maßnahmen sind innerhalb von 2 Jahren zu absolvieren.

Schwerpunktthemen der Grundqualifizierung sind insbesondere:
 — Arbeits- und Gesundheitsschutz als Führungsaufgabe und Unternehmensziel

 — Grundlagen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes

 — Ökonomische Aspekte des Arbeits- und Gesundheitsschutzes

 — Betriebsartenspezifische Gefährdungspotenziale und Probleme des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes

 — Verfahren zur Feststellung des betrieblichen Beratungsbedarfs

 — Durchführung und Dokumentation von Gefährdungsbeurteilungen

 — Anlässe für sicherheitstechnische oder betriebsärztliche Betreuung.

Der Unfallversicherungsträger kann zusätzlich zur Grundqualifizierung eine betriebsarten-
oder tätigkeitsspezifische Qualifizierung verlangen.

Zur Aktualisierung und zur Aufrechterhaltung des Wissensstandes bietet der Unfallversiche-
rungsträger Maßnahmen in Form von selbst durchgeführten oder anerkannten Seminaren 
und Selbstlernmaßnahmen an. Hiermit wird der Kenntnisstand der Teilnehmer aktualisiert 
und die Motivation aufrechterhalten. Die Wahrnehmung der Fortbildung ist dem Unfallversi-
cherungsträger auf Verlangen nachzuweisen.

Der Fortbildungsbedarf beträgt mindestens 8 Lerneinheiten, die in Gruppe I nach höchstens
1 Jahr, in Gruppe II nach höchstens 3 Jahren und in Gruppe III nach höchstens 5 Jahren in 
Form von Maßnahmen, die vom Unfallversicherungsträger zu diesem Zweck durchgeführt 
oder anerkannt werden, zu absolvieren sind.



Satzung der Unfallkasse Sachsen
zur Änderung der Satzung vom 04. November 1997

vom 12. November 2014

Die Vertreterversammlung der Unfallkasse 
Sachsen hat mit Beschluss vom 12. Novem-
ber 2014, veröffentlicht im SächsABl./AAz. 
Nr. 5/2015 S. A 50 vom 29. Januar 2015, die 
folgenden Änderungen der Satzung der Un-
fallkasse Sachsen beschlossen.

Die Aufsichtsbehörde hat dies mit Geneh-
migungsbescheid vom 25. November 2014 
genehmigt
...
§ 5 
Zuständigkeit für Versicherte

…	 2 Hiernach sind, unbeschadet weiterer 
gesetzlicher Vorschriften, bei der Un-
fallkasse versichert

…
4.	 Behinderte, die in nach dem Schwer-

behindertengesetz anerkannten Werk-
stätten für Behinderte oder in nach 
dem Blindenwarenvertriebsgesetz an-
erkannten Blindenwerkstätten oder für 
diese Einrichtungen in Heimarbeit tätig 
sind, soweit das Land, eine Gemeinde, 
ein Landkreis, ein Zweck- oder ein Ver-
waltungsverband für die genannten Ein-
richtungen zuständig ist (§ 2 Abs. 1 Nr. 
4 SGB VII in Verbindung mit § 128 Abs. 1 
Nr. 1, 1 a, Abs. 4 Satz 1, § 129 Abs. 1 Nr. 
1, 1 a und Abs. 3 Satz 1 SGB VII), 

…

9.	 Personen, die 
...
b)	 Blut oder körpereigene Organe, Organ-

teile oder Gewebe spenden oder bei de-
nen Voruntersuchungen oder Nachsor-
gemaßnahmen anlässlich der Spende 
vorgenommen werden, soweit die Un-
fallkasse für das Unternehmen zustän-
dig ist, das die Maßnahme zur Gewin-
nung von Blut, körpereigenen Organen, 
Organteilen oder Gewebe oder Vorun-
tersuchungen oder Nachsorgemaßnah-
men anlässlich der Spende durchführt 
(§§ 2 Abs. 1 Nr. 13 b, 133 Abs. 1 SGB 
VII), 

…

20.	Personen, die Leistungen der Träger der 

Sozialhilfe zur Unterstützung und Akti-
vierung nach § 11 Abs. 3 des 12. Buches 
(SGB XII) erhalten (§§ 2 Abs. 2 Satz 1, 
129 Abs. 1 Nr. 5 SGB VII),

21.	Personen, die einen internationalen 
Jugendfreiwilligendienst im Sinne der 
Richtlinie „Internationaler Jugendfrei-
willigendienst des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend“ vom 20. Dezember 2010 (GMBl S. 
1778) leisten (§ 2 Abs. 3 Nr. 2 Buchsta-
be c SGB VII), soweit die Unfallkasse für 
den zugelassenen Träger der Maßnah-
men zuständig ist.

…

ABSCHNITT III

LEISTUNGEN UND VERFAHREN

§ 19 
Leistungen, Jahresarbeitsverdienst
...

(2)	 1 Der Höchstbetrag des Jahresarbeits-
verdienstes beträgt 61.260,00 €.

(3)	 1 Bei nicht kontinuierlicher Arbeitsver-
richtung und -vergütung werden der Be-
rechnung des Regelentgelts die Verhält-
nisse aus den letzten drei vor Beginn 
der Arbeitsunfähigkeit abgerechneten 
Entgeltabrechnungszeiträumen zugrun-
de gelegt (§ 47 Abs. 1 Satz 3 SGB VII).

...

ABSCHNITT V

AUFBRINGUNG DER MITTEL
§ 26 
Allgemeine Bestimmungen
...

(6)	 1 Die angeforderten Beiträge sind frist-
gemäß einzuzahlen. 

	 2 Sie werden gemäß § 23 Abs. 3 SGB IV 
am Fünfzehnten des Monats fällig, der 
dem Monat folgt, in dem der Beitrag-
bescheid dem Zahlungspflichtigen be-
kannt gegeben worden ist. 

	 3 Als Tag der Zahlung gilt gemäß § 3 Abs. 1 
der Beitragsverfahrensverordnung in 
Verbindung mit § 23 Abs. 3 SGB IV:

1.	 Bei Überweisung oder Einzahlung auf 
ein Konto der Einzugsstelle der Tag der 
Wertstellung zugunsten der Einzugs-
stelle. Bei rückwirkender Wertstellung 
gilt das Datum des elektronischen Kon-
toauszuges des Geldinstituts der Ein-
zugsstelle; 

2.	 Bei Vorliegen einer Einzugsermächti-
gung der Tag der Fälligkeit;

	 Zahlungen in fremder Währung und 
durch Wechsel sind nicht zugelassen.

...
§ 27 
Beitragsgruppen
...

(2)	 1 Innerhalb der Beitragsgruppe säch-
sische Kommunen werden folgende Um-
lagegruppen gebildet:

	 1.	 Kreisfreie Städte
	 2.	 Kreisangehörige Städte und 
		  Gemeinden
	 3.	 Landkreise

	 2 Diese Umlagegruppen haben die Ent-
schädigungs-, Renten- sowie Unfall-
verhütungsleistungen, zusätzlich die 
anteiligen Vermögensaufwendungen 
und Verwaltungskosten im Verhältnis 
des Anteils an den gesamten Entschädi-
gungs- und Rentenleistungen nach der 
zuletzt abgeschlossenen Jahresrech-
nung zu tragen, die sich aus der Allge-
meinen-, der Pflege- sowie der Schüler-
Unfallversicherung für den nach § 5 der 
Satzung versicherten Personenkreis 
ergeben, soweit dieser nach § 129 SGB 
VII oder gemäß § 128 Abs. 2 SGB VII den 
sächsischen Kommunen zuzuordnen ist.

	 3Innerhalb der Umlagegruppen wird ein 
einheitlicher Beitragsfuß je Einwohner 
jährlich ermittelt. 

	 4 Der Beitragsfuß ergibt sich aus dem 
Anteil der einzelnen Umlagegruppen 
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an den in Satz 2 aufgeführten Aufwen-
dungen. 

	 5 Der Beitragsanteil jeder Umlagegrup-
pe errechnet sich aus dem Beitragsfuß, 
multipliziert mit der Einwohnerzahl, die 
sich aus der letzten Volkszählung und 
deren Fortschreibung ergibt. 

	 6 Maßgebende Einwohnerzahl im je-
weiligen Geschäftsjahr ist die auf den  
31. Dezember des vorvergangenen Ka-
lenderjahres vom Statistischen Landes-
amt ermittelte Einwohnerzahl. 

	 7 Der zum Zeitpunkt der Bekanntgabe 
des Beitragsbescheides vom Statisti-
schen Landesamt bekannt gegebene 
aktuelle Gebietsstand ist maßgebend.

(3)	 1 Der Freistaat Sachsen bildet eine ei-
gene Beitragsgruppe und trägt die 
Entschädigungs‑, Renten- sowie Unfall-
verhütungsleistungen, zusätzlich die 
anteiligen Vermögensaufwendungen 
und Verwaltungskosten im Verhältnis 
des Anteils an den gesamten Entschädi-
gungs- und Rentenleistungen nach der 
zuletzt abgeschlossenen Jahresrech-
nung der Allgemeinen- sowie der Schü-
ler-Unfallversicherung des nach § 5 der 
Satzung versicherten Personenkreises, 
soweit dieser nach § 128 Abs. 1 SGB VII 
oder gemäß § 128 Abs. 2 SGB VII dem 
Freistaat Sachsen zuzuordnen ist. 

	 2 Alle finanziellen Belastungen ein-
schließlich der anteiligen Vermögens-
aufwendungen und Verwaltungsko-
sten im Verhältnis des Anteils an den 
gesamten Entschädigungs- und Ren-
tenleistungen nach der zuletzt abge-
schlossenen Jahresrechnung aus den 
durch den Einigungsvertrag zugewie-
senen Arbeitsunfällen, die bis zum  
31. Dezember 1990 im Beitrittsgebiet 
eingetreten sind, trägt vorbehaltlich 
einer gesonderten Verteilungsregelung 
der Freistaat Sachsen. 

	 3 Der Beitrag errechnet sich aus dem 
Beitragsfuß, multipliziert mit der Ein-
wohnerzahl des Freistaates Sachsen, 
die sich aus der letzten Volkszählung 
und deren Fortschreibung ergibt auf-
gerundet auf volle 100 tausend einer 
durch 12 teilbaren Zahl. 

	 4 Maßgebende Einwohnerzahl im jewei-
ligen Geschäftsjahr ist die auf den 31. 
Dezember des vorvergangenen Kalen-
derjahres vom Statistischen Landesamt 
ermittelte Einwohnerzahl. 

...

(6)	 1 Aufwendungen, die sich aus Versiche-
rungsfällen in Haushaltungen ergeben 

(§ 4 Abs. 1 Nr. 5 und 6 der Satzung), 
werden nach dem Arbeitsentgelt gemäß 
§ 14 SGB IV der Versicherten im jewei-
ligen Haushalt in Form eines Jahresbei-
trages umgelegt.

	 2 Der Beitrag beträgt 1,5 vom Hundert 
des auf Beträge, die durch fünfzig teil-
bar sind, aufgerundeten Monatsent-
gelts aller Beschäftigten im Haushalt, 
soweit die Beschäftigten nicht der Mel-
depflicht nach § 28a Abs. 7 SGB IV un-
terliegen. 

	 3 Werden Versicherte nicht während des 
gesamten Kalenderjahres beschäftigt, 
reduziert sich der Jahresbeitrag zeitan-
teilig für jeden vollen Kalendermonat 
des Unterbrechens der Beschäftigung.

(7)	 1 Von der Beitragspflicht sind Unterneh-
men gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 3 der Satzung, 
in denen keine Versicherten tätig sind, 
ausgenommen, ebenso wie bezeichnete 
Verwaltungsverbände im Sinne von § 4 
Abs. 1 Nr. 9 der Satzung, die nach den 
Vorschriften über die kommunale Zu-
sammenarbeit (SächsKomZG) vom 19. 
August 1993 (SächsGVBl. Nr. 39/1993 
S. 815, ber. S. 1103), in der derzeit gül-
tigen Fassung entstanden sind.

...

§ 29 
Betriebsmittel und Verwaltungsvermögen

(1)	 1 Für die gesetzlich oder durch die Sat-
zung vorgesehenen Aufgaben sowie für 
die Verwaltungskosten und zur Bildung 
von Verwaltungsvermögen werden Be-
triebsmittel im Sinne des § 81 SGB IV 
angesammelt.

	 2 Die nach § 26 und § 27 der Satzung zu 
erhebenden Beiträge und Vorschüsse 
sind so zu bemessen, dass die Betriebs-
mittel neben den Mitteln, die für die 
Aufwendungen des laufenden Kalen-
derjahres benötigt werden, eine zusätz-
liche Liquiditätsreserve von mindestens 
dem 0,2-Fachen der Aufwendungen des 
abgelaufenen Kalenderjahres (Stichtag 
ist der 31. Dezember) beinhalten.

	 3 Die Liquiditätsreserve ist von den drei 
Beitragsgruppen anteilig zu bilden, 
entsprechend dem Verhältnis der je-
weiligen Ausgaben der Entschädigungs- 
und Rentenleistungen nach der zuletzt 
abgeschlossenen Jahresrechnung. 

	 4 Die Liquiditätsreserve soll spätestens 
mit Beginn des Kalenderjahrs 2016 an 
aufgebaut werden und nach Ablauf von 
3 Kalenderjahren erreicht sein (Stichtag 
ist der 31. Dezember). 

	 5 Entnahmen aus der Liquiditätsreserve 
sind spätestens in den beiden Folgejah-
ren nach der Feststellung von der Bei-
tragsgruppe auszugleichen für welche 
die Entnahme erforderlich wurde.

	 6 Die Betriebsmittel dürfen gemäß  
§ 172 Abs. 2 Satz 2 SGB VII die Ausga-
ben des abgelaufenen Kalenderjahres 
am 31. Dezember des laufenden Kalen-
derjahres nicht übersteigen.

	 7 Auf Vorschlag des Vorstandes ent-
scheidet die Vertreterversammlung 
über die Verwendung der Betriebsmit-
tel, die die Liquiditätsreserve von 0,2 
der Aufwendungen des abgelaufenen 
Kalenderjahres übersteigen.

...

ABSCHNITT VII

VERSICHERUNG ANDERER PERSONEN 
KRAFT SATZUNG

§ 36 
Versicherung nicht im Unternehmen be-
schäftigter Personen

(1)	 1 Personen, die nicht bei einem der 
in § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, 8 und 9 der 
Satzung genannten Unternehmen be-
schäftigt sind, aber als Doktoranden, 
Diplomanden, Masteranwärter, Bache-
loranwärter oder als Stipendiaten sich 
auf der Unternehmensstätte im Auftrag 
oder mit Zustimmung des Unterneh-
mers aufhalten, sind während ihres Auf-
enthaltes auf der Betriebsstätte gegen 
die Folgen von Arbeitsunfällen und Be-
rufskrankheiten versichert, soweit sie 
nicht schon nach anderen Vorschriften 
der Versicherung unterliegen oder sich 
nicht freiwillig versichern können (§ 3 
Abs. 1 Nr. 2 SGB VII).

...

Meißen, 12.11.2014

gez. Rother
Vorsitzender der Vertreterversammlung
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Seminarprogramm 2016
Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz

Arbeitssicherheit  und Gesundheitsschutz  lohnen sich –  sowohl  für  den Unternehmer als  auch für  den Versicher-

ten.  Die  Unfal lkasse Sachsen hat  deshalb auch für  2016  e in  breit  gefächertes Seminarangebot  vorbereitet .

Geben Sie dann einfach in Ihren Browser 

www.unfallkassesachsen.de ein. Klicken 

Sie in der blauen Leiste auf „Service“ und 

wählen Sie auf der neuen Seite links „Semi-

narangebot“. Nachdem Sie auf der nächsten 

Seite das Jahr 2016 ausgewählt haben, kön-

nen Sie sich bequem informieren. Haben Sie 

sich für ein Seminar entschieden, klicken 

Sie auf „Seminar-Anmeldung“. Hier können 

Sie sich ganz einfach und vor allem schnell 

anmelden. Achten Sie nach Ihrer Anmeldung 

auf die Sendebestätigung auf dem Bild-

schirm. Ob Sie für das Seminar berücksich-

tigt werden konnten, erfahren Sie schriftlich 

ca. vier Wochen vor dem Seminartermin.

Alle Bereiche
Seminartitel Zielgruppe Seminar-Nr. geplanter Termin Ort

Alle Bereiche

Fortbildung und Erfahrungsaustausch für
Fachkräfte für Arbeitssicherheit

Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
kommunaler Einrichtungen/ 
ehem. kreisfreie Städte

1.1 03.03.2016 Dresden

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz 
– Grundlagenseminar für Personal- und 
Betriebsräte

Mitglieder von Personal- und 
Betriebsräten

1.2 22. – 23.11.2016 Augustusburg

Aufbauseminar für Personal- und Betriebs-
räte

Mitglieder von Personal- und 
Betriebsräten, die bereits am 
Grundlagenseminar teilgenom-
men haben

1.3 27.09.2016 Dresden

Tätigkeiten mit Gefahrstoffen am Arbeits-
platz

Führungskräfte, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Sicherheitsbe-
auftragte

1.15 15. – 16.08.2016 Dresden
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Sicheres Arbeiten in Laboratorien, in denen 
mit Gefahrstoffen gearbeitet wird

Laborleiter, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Sicherheits-
beauftragte in Laboratorien, in 
denen mit Gefahrstoffen ge-
arbeitet wird

1.16 05. – 06.09.2016 Dresden

Grundlagen des Brand- und Explosions-
schutzes

Leitende Mitarbeiter mit Aufga-
ben im vorbeugenden Brand-
schutz, Brandschutzhelfer, 
Sicherheitsbeauftragte

1.17 17.03.2016 Meißen

Arbeitssicherheit an hoch gelegenen Ar-
beitsplätzen

Führungskräfte und Beschäftigte 
aus staatlichen und kommunalen 
Einrichtungen, Fachlehrer des 
Berufsfeldes Bautechnik

1.19/S 13 06.12.2016 Meißen

Arbeitssicherheit in der Grünflächenpflege 
und beim Umgang mit Motorkettensägen

Führungskräfte und Beschäftigte 
aus staatlichen und kommunalen 
Einrichtungen

1.25 07.04.2016 Meißen

Sicherer Umgang mit Motorkettensägen Motorkettensägeführer 1.26/1.1
1.26/1.2
1.26/1.3
1.26/2.1
1.26/2.2

22. – 26.02.2016
24. – 28.10.2016
07. – 11.11.2016
29.02. – 04.03.2016*
10.10. – 14.10.2016*
*nur für Feuerwehr

Muldenhammer
Muldenhammer
Muldenhammer
Muldenhammer
Muldenhammer

Sicherer Umgang mit Motorkettensägen –
Aufbaulehrgang

Motorkettensägeführer aus allen 
technischen Bereichen, die einen 
Grundlehrgang absolviert haben

1.26/1A.1
1.26/1A.2

14.03. – 15.03.2016
14.11. – 15.11.2016

Muldenhammer
Muldenhammer

Sicherer Umgang mit Freischneidern Mitarbeiter aller Bereiche, die 
Tätigkeiten mit Freischneidern 
ausüben

1.27/1.1
1.27/1.2

09.05. – 10.05.2016
06.06. – 07.06.2016

Muldenhammer
Muldenhammer

Sicheres Arbeiten mit Holzbearbeitungsma-
schinen

Tischler aus allen Bereichen 1.28/1 25.04. – 27.04.2016 Pirna

Ladungssicherung Führungskräfte und beauftragte 
Personen

1.29.1
1.29.2

23.06.2016
25.08.2016

Chemnitz
Chemnitz

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz – 
Grundlagenseminar für Führungskräfte

Landräte, Bürgermeister, Amtslei-
ter, Führungskräfte

1.32 24.02.2016 Kesselsdorf

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz – 
Aufbauseminar für Führungskräfte I

Landräte, Bürgermeister, Amtslei-
ter, Führungskräfte

1.33/1 26.05.2016 Dresden

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz – 
Aufbauseminar für Führungskräfte II

Landräte, Bürgermeister, Füh-
rungskräfte

1.33/2 17.08.2016 Kesselsdorf

Betriebliches Gesundheitsmanagement Akteure im Betrieb, die BGM in 
ihrem Unternehmen integrieren 
möchten

1.36 05.09. – 06.09.2016 Meißen

Fit durch den Büroalltag Sicherheitsbeauftragte, Mitarbei-
ter mit Aufgaben im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz

1.37 28.09.2016 Meißen

Ergonomie im Büro Führungskräfte, Personal- und 
Betriebsräte, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit

1.38 15.11.2016 Dresden

Psychosoziales

Psychische Arbeitsbelastungen und deren 
Folgen – eine Querschnittsbetrachtung für 
Führungskräfte

Führungskräfte aus allen Berei-
chen

2.1 30.05.2016 Meißen

Psychische Arbeitsbelastungen und deren 
Folgen – Grundseminar

Führungskräfte, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Personal-/
Betriebsräte und Mitarbeiter 
mit Aufgaben im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz

2.2 29.02.2016 Meißen

Psychische Arbeitsbelastungen und deren 
Folgen: Persönliche Arbeitsvoraussetzun-
gen – Aufbauseminar I

Führungskräfte, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Personal-/
Betriebsräte und Mitarbeiter 
mit Aufgaben im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz

2.3 22.03. – 23.03.2016 Augustusburg
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Psychische Arbeitsbelastungen und deren 
Folgen: Motivation und Arbeitszufrieden-
heit – Aufbauseminar II

Führungskräfte, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Personal-/
Betriebsräte und Mitarbeiter 
mit Aufgaben im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz

2.4 18.04.2016 Meißen

Psychische Arbeitsbelastungen und deren 
Folgen: Stress, Burnout und andere Arbeits-
auswirkungen – Aufbauseminar III

Führungskräfte, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Personal-/
Betriebsräte und Mitarbeiter 
mit Aufgaben im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz

2.5 09.05. – 10.05.2016 Augustusburg

Psychische Arbeitsbelastungen und deren 
Folgen: Gruppe, Führung, Konflikte und 
Mobbing – Aufbauseminar IV

Führungskräfte, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Personal-/
Betriebsräte und Mitarbeiter 
mit Aufgaben im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz

2.6 06.06.2016 Meißen

Psychische Arbeitsbelastungen und deren 
Folgen: Analyse- und Gestaltungsmethoden 
– Aufbauseminar V

Führungskräfte, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Personal-/
Betriebsräte und Mitarbeiter mit 
Aufgaben im Arbeits- und Gesund-
heitsschutz

2.7 25.10. – 26.10.2016 Augustusburg

Psychische Arbeitsbelastungen und deren 
Folgen – Erfahrungsaustausch

Ehemalige Teilnehmer an Semi-
naren der Unfallkasse Sachsen zu 
verschiedenen psychologischen 
Fragen im Arbeitsprozess und alle 
Interessierten

2.7/1 01.06. – 02.06.2016 Augustusburg

Gefährdungsbeurteilung – auch für arbeits-
bedingte psychische Gesundheitsrisiken

Führungskräfte, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Personal-/
Betriebsräte und Mitarbeiter 
mit Aufgaben im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz

2.8.1
2.8.2
2.8.3

27.01.2016
03.05.2016
19.10.2016*
*nur für Auslän- 
der- und Unterbringungs-
behörden

Meißen
Meißen
Meißen

Umgang mit Aggressionen und Übergriffen 
in öffentlichen Verwaltungen – für Tätigkei-
ten überwiegend im Innendienst

Führungskräfte und Mitarbeiter 
aus Arbeitsbereichen mit Bür-
gerkontakt, die überwiegend im 
Innendienst tätig sind

2.10/1.1
2.10/1.2

07. – 08.06.2016
27. – 28.10.2016

Augustusburg
Augustusburg

Umgang mit Aggressionen und Übergriffen 
in öffentlichen Verwaltungen – für Tätigkei-
ten überwiegend im Außendienst

Führungskräfte und Mitarbeiter 
aus Arbeitsbereichen mit Bür-
gerkontakt, die überwiegend im 
Außendienst tätig sind

2.10/2.1
2.10/2.2

02. – 03.02.2016
23. – 24.08.2016

Augustusburg
Augustusburg

Notfallpsychologie für arbeitsbedingte 
psychische Krisensituationen

Führungskräfte, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Mitarbeiter 
mit Aufgaben im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz

2.11.1
2.11.2

25.01.2016
03.03.2016

Meißen
Meißen

Ältere Beschäftigte am Arbeitsplatz – An-
forderungen an Personalentwicklung und 
Arbeitsgestaltung

Führungskräfte, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Personal-/
Betriebsräte, Mitarbeiter des 
Personalamtes und Mitarbeiter 
mit Aufgaben im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz

2.12 08.03.2016 Meißen

Rückkehr nach Erkrankung – eine Heraus-
forderung nicht nur für die betriebliche 
Personalarbeit

Führungskräfte, Personal-/
Betriebsräte, Mitarbeiter des 
Personalamtes, Mitarbeiter mit 
Aufgaben im Arbeits- und Gesund-
heitsschutz

2.13 29.09.2016 Meißen

Abwasserbereich 

Arbeitssicherheit im Abwasserbereich
(Kooperationsseminar mit der Unfallkasse 
Thüringen)

Führungskräfte und Sicherheits-
beauftragte aus Abwasserbe-
handlungsanlagen, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Mitarbeiter aus 
Behörden, die für Abwasseranla-
gen zuständig sind

3.1 13.04.2016 NN
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Bäder

Arbeitssicherheit in Bädern
(Kooperationsseminar mit der Unfallkasse 
Thüringen)

Führungskräfte, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Sicherheitsbe-
auftragte

4.2 19. – 20.10.2016 NN

Umgang mit Aggressionen und Übergriffen 
in Bädern

Führungskräfte, Mitarbeiter/
-innen

4.3 29.11.2016 Kesselsdorf

Bauhöfe, Straßenunterhaltung, Landestalsperrenverwaltung

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz – 
Grundlagenseminar für Führungskräfte

Führungskräfte aus Bauhöfen, 
Straßenmeistereien und der Lan-
destalsperrenverwaltung

5.1.1
5.1.2

25.10.2016 (Teil 1)*
01.12.2016 (Teil 2)*
* Das Seminar ist in 2 Teile 
getrennt, Teil 1 und 2 sind 
gesamt zu absolvieren!

Meißen 
Meißen

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz – 
Aufbauseminar für Führungskräfte 1

Führungskräfte Bauhöfe, die 
bereits ein Grundlagenseminar 
besucht haben

5.2/1 23.08.2016 Meißen

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz – 
Aufbauseminar für Führungskräfte 2

Führungskräfte Autobahnamt und 
Straßenmeistereien, die bereits 
ein Grundlagenseminar besucht 
haben

5.2/2 18.10.2016 Meißen

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz – 
Aufbauseminar für Führungskräfte 3

Führungskräfte Landestalsperren-
verwaltung, die bereits ein Grund-
lagenseminar besucht haben

5.2/3 08.11.2016 Meißen

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz – 
Grundlagenseminar für Sicherheits- 
beauftragte

Sicherheitsbeauftragte aus Bau-
höfen, Straßenmeistereien und 
der Landestalsperrenverwaltung

5.3.1
5.3.2

01.03.2016 (Teil 1)*
05.04.2016 (Teil 2)*
*Das Seminar ist in 2 
Teile getrennt, Teil 1 
und 2 sind gesamt zu 
absolvieren!

Meißen
Meißen

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz – 
Aufbauseminar für Sicherheitsbeauftragte

Sicherheitsbeauftragte aus Bau-
höfen, Straßenmeistereien und 
der Landestalsperrenverwaltung, 
die bereits ein Grundlagensemi-
nar besucht haben

5.4 10.03.2016 Meißen

Entsorgung

Führungskräfte-Seminar der Abfallbranche 
(Kooperationsseminar)

Führungskräfte aus der Abfallbe-
handlung (Abfallbehandlungs-
anlagen, Abfallumladestationen, 
Sortieranlagen, Kompostierungs-
anlagen)

6.2 20.04. – 21.04.2016 Wörlitz

Grundlagenseminar für Sicherheitsbeauf-
tragte der Entsorgungsbranche einschließ-
lich Abwasserbereich

Sicherheitsbeauftragte aus 
Entsorgungsbetrieben (Abfall-
sammlung, -beförderung sowie 
-umschlag, Stadtreinigung, 
Abfallbehandlung, Deponien, 
Kompostierung u. Ä.), Abwasser-
behandlungsbetrieben, Umwelt-
behörden

6.5 03.03.2016 NN

Kooperationsseminar für Sicherheitsbeauf-
tragte der Abfallbranche

Sicherheitsbeauftragte aus der 
Abfallbehandlung (Abfallbe-
handlungsanlagen, Abfallum-
ladestationen, Sortieranlagen, 
Kompostierungsanlagen), auch 
Personal- und Betriebsräte

6.8 09.11. – 10.11.2016 Wörlitz

Feuerwehr

Grundlagenseminar zur Unfallverhütung im 
Feuerwehrdienst

Wehrleiter und stellvertretende 
Wehrleiter von freiwilligen 
Feuerwehren

7.1.1
7.1.2

07.03. – 08.03.2016
09.03. – 10.03.2016

Augustusburg
Augustusburg
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Aufbauseminar zur Unfallverhütung im 
Feuerwehrdienst

Wehrleiter und stellvertretende 
Wehrleiter von freiwilligen 
Feuerwehren

7.2.1
7.2.2

22.11. – 23.11.2016
24.11. – 25.11.2016

Augustusburg
Augustusburg

Sicherheit bei Planung, Bau und Betrieb von 
Feuerwehrhäusern

Wehrleiter, Verantwortliche für 
Feuerwehren aus kommunalen und 
staatlichen Verwaltungen, Planer

7.3 30.11.2016 Meißen

Fortbildung der Ausbilder für Sicherheitsbe-
auftragte der Feuerwehren

Ausbilder für Sicherheitsbeauf-
tragte der Feuerwehren (Multipli-
katoren)

7.4 23.05. – 24.05.2016 Dresden

Fortbildung und Erfahrungsaustausch der 
Kreis- und Bezirksbrandmeister

Kreisbrandmeister, Bezirksbrand-
meister

7.5 30.05. – 31.05.2016 Augustusburg

Forst

Aufgaben der Sicherheitsbeauftragten im 
Forst (Kooperationsseminar mit der Unfall-
kasse Thüringen)

Sicherheitsbeauftragte 8.1 09.06.2016 Augustusburg

Aufgaben der Revierförster im Forst (Koope-
rationsseminar mit der Unfallkasse Thürin-
gen)

Revierförster 8.2 31.05. – 01.06.2016 Gera

Grundlagenseminar Sicherheits- 
beauftragte – Arbeitsschutz im Forstbereich

Sicherheitsbeauftragte 8.3 17.11.2016 Meißen

Gesundheitsdienst

Psychische Arbeitsbelastungen für das Pfle-
gepersonal im Gesundheitsdienst

Führungskräfte, Fachkräfte für Ar-
beitssicherheit, Personalräte und 
Mitarbeiter aus dem Pflegebereich

9.1.1
9.1.2
9.1.3.

28.01.2016
09.06.2016
10.11.2016

Inhouse-Veran-
staltungen

Fortbildung und Erfahrungsaustausch für 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit aus dem 
Gesundheitsdienst

Ausschließlich Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit

9.2 20.12.2016 Dresden

Basisseminar zum Umgang mit Patienten-
übergriffen – Möglichkeiten der Prävention

Mitarbeiter aus Kliniken und Kran-
kenhäusern

9.6/1.1
9.6/1.2
9.6/1.3

12. – 13.01.2016
23. – 24.03.2016 
01. – 02.06.2016

Inhouse-Veran-
staltungen,
Termine sind be-
reits an verschie-
dene Einrichtun-
gen vergeben!

Grundlagenseminar für Sicherheitsbe- 
auftragte aus dem Gesundheitsdienst   

Sicherheitsbeauftragte, die bisher 
an keiner Fortbildung der UKS 
teilgenommen haben

9.11.1
9.11.2
9.11.3

20.01.2016
21.01.2016
Zusatzseminar bei 
Bedarf

Meißen
Meißen
Meißen

Ausbildung zu Multiplikatoren im Umgang 
mit Patientenübergriffen

Dieses Seminarangebot richtet 
sich ausschließlich an Mitarbei-
ter, die bereits am Basisseminar 
teilgenommen haben

9.13 3 x 2 Tage 2016 Inhouse-Veran-
staltungen,
Termine sind be-
reits an verschie-
dene Einrichtun-
gen vergeben!

Hautschutzberatung – Präventionsveranstal-
tung

Für Kliniken, stationäre Pflegeein-
richtungen und alle Beschäftigten 
des Gesundheitsdienstes, welche 
regelmäßig Kontakt mit Gefahr-
stoffen, Infektionserregern und 
Feuchtarbeit (> 2 Stunden/Tag) 
haben

9.15 nach Vereinbarung Inhouse-Veran-
staltung

Auffrischungskurs und Erfahrungsaustausch 
im Umgang mit Bewohner- und Patienten-
übergriffen  

Für Mitarbeiter, die die Qualifi-
zierung zum innerbetrieblichen 
Multiplikator bei Herrn Mattausch 
absolviert haben

9.17 14.03.2016 Meißen

Rückengerechtes Arbeiten im Gesund-
heitsdienst – Qualifizierung zum innerbe-
trieblichen Multiplikator in der Pflege und 
Betreuung        

Medizinpädagogen, Berufspä-
dagogen für Gesundheitswissen-
schaft und Lehrer für Kranken- und 
Altenpflege, Praxisanleiter und 
Mentoren, Pflegekräfte und Phy-
siotherapeuten

9.18.1
9.18.2

18. – 22.04.2016
07. – 11.11.2016

Dresden
Dresden
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Rückengerechtes Arbeiten im Gesundheits-
dienst – Refresher für innerbetriebliche 
Multiplikatoren in der Pflege und Betreuung 

Medizinpädagogen, Berufspä-
dagogen für Gesundheitswissen-
schaft und Lehrer für Kranken- 
und Altenpflege, Praxisanleiter 
und Mentoren, Pflegekräfte und 
Physiotherapeuten, die die Quali-
fizierung zum innerbetrieblichen 
Multiplikator in Dresden oder 
Torgau absolviert haben

9.19.1
9.19.2

15. – 16.02.2016
05. – 06.12.2016

Dresden
Dresden

Hochschulen und Forschungseinrichtungen

Arbeitssicherheit in technischen Bereichen 
und Werkstätten von Universitäten, Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen

Werkstattleiter und Beschäftigte 
in Werkstätten, Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, Sicherheitsbe-
auftragte

10.1 08.11. – 09.11.2016 Augustusburg

Fortbildung und Erfahrungsaustausch der 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit an Uni-
versitäten, Hoch- und Fachschulen sowie 
wissenschaftlichen Einrichtungen

Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
an Universitäten, Hoch- und Fach-
schulen sowie wissenschaftlichen 
Einrichtungen

10.2 02.11. – 03.11.2016 Augustusburg
Teilnehmer wer-
den persönlich 
eingeladen!

Sicherheitsbeauftragte an Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen – Grundlagense-
minar

Sicherheitsbeauftragte an Hoch-
schulen und Forschungseinrich-
tungen ohne Vorkenntnisse

10.3.1
10.3.2

09.03.2016
07.12.2016

Meißen
Meißen

Justiz

Grundlagenseminar 
Sicherheitsbeauftragte – Arbeitsschutz 
im Justizvollzug (JVA)

Sicherheitsbeauftragte 11.2 16.06.2016 Meißen

Erfahrungsaustausch – Arbeits- und Gesund-
heitsschutz im Justizvollzug (JVA)
(Kooperationsseminar mit der Unfallkasse 
Thüringen)

Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
der JVA

11.7 17.10.2016 Meißen

Kindertageseinrichtungen (Seminar 12.6.1 bis 3 auch für Schulen)

Unfallverhütung und Sicherheitserziehung – 
eine Aufgabe der Leiterin/des Leiters

Leiter/Leiterinnen von Kinderta-
geseinrichtungen, deren Träger 
bei der Unfallkasse Sachsen 
versichert ist

12.1.1
12.1.2
12.1.3
12.1.4

03. – 04.02.2016
15. – 16.02.2016
02. – 03.03.2016
09. – 10.03.2016

Leipzig
Dresden
Augustusburg
Bautzen

Sicherheit in Kindertageseinrichtungen Sicherheitsbeauftragte Erzieher/-
innen von Kindertageseinrichtun-
gen, deren Träger bei der Unfall-
kasse Sachsen versichert ist

12.2.1
12.2.2
12.2.3
12.2.4

19.04.2016
21.04.2016
26.04.2016
28.04.2016

Meißen
Augustusburg
Leipzig
Meißen

Aufgaben der Sicherheitsbeauftragten – 
Hausmeister

Hausmeister als Sicherheitsbe-
auftragte von Kindertageseinrich-
tungen und Schulen, deren Träger 
bei der Unfallkasse Sachsen 
versichert ist

12.6.1
12.6.2
12.6.3

22.03.2016
24.05.2016
29.11.2016

Meißen
Augustusburg
Meißen

Meine Stimme – mein wichtigstes Arbeits-
mittel, gesunder und müheloser Stimmein-
satz in der Kindertageseinrichtung

Erzieher/-innen von Kindertages-
einrichtungen, deren Träger bei 
der Unfallkasse Sachsen versi-
chert ist

12.12 nach Vereinbarung Inhouse-Veran-
staltung

Projekt „Bewegte Kita – Partner für Sicher-
heit“: Bewegungsförderung in Kindertages-
einrichtungen

Erzieher/-innen, deren Kita im 
Projektjahr 2016 am Projekt „Be-
wegte Kita – Partner für Sicher-
heit“ teilnimmt

12.20.1
12.20.2

23.02.2016
24.02.2016

Dresden
Dresden

Bewegungsförderung und Entspannung in 
Kindertageseinrichtungen

Erzieher/-innen von Kindertages-
einrichtungen

12.21 19.01.2016 Dresden

Fitness für die Seele – Stressbewältigung 
für Erzieher/-innen

Erzieher/-innen von Kindertages-
einrichtungen, deren Träger bei 
der Unfallkasse Sachsen versi-
chert ist

12.22 nach Vereinbarung Inhouse-
Veranstaltung
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Entspannung – schon ein Thema in Kita? Erzieher/-innen von Kindergärten 
und Horten

12.25 04.04.2016 Meißen

Kindertageseinrichtungen sicher bauen Mitarbeiter in kommunalen 
Verwaltungen, die für Bau und 
Sanierung von Kindertagesein-
richtungen verantwortlich sind

12.28 16.08.2016 Dresden

Polizei

Grundlagenseminar zur Arbeitssicherheit im 
Polizeidienst

Leiter von Dienststellen, Füh-
rungskräfte, Sicherheitsbeauf-
tragte

13.1 1 Tag 2016 * NN

Aufbauseminar zur Arbeitssicherheit im 
Polizeidienst
 

Leiter von Dienststellen, Füh-
rungskräfte, Sicherheitsbeauf-
tragte, die bereits ein Grundsemi-
nar besucht haben

13.2 1 Tag 2016 *
* Terminfestlegung durch 
Polizeiverwaltungsamt - 
Anmeldung über PVA

NN

Fortbildung und Erfahrungsaustausch der 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit und der 
Betriebsärzte im Polizeidienst

Fachkräfte für Arbeitssicherheit, 
Betriebsärzte

13.3 10.11.2016 Meißen

Rettungsdienst

Arbeitssicherheit im Rettungsdienst Rettungsdienstleiter, Rettungswa-
chenleiter, Sicherheitsbeauftragte

14.1 23.03.2016 Meißen

Sparkassen

Erfahrungsaustausch Führungskräfte und mit Arbeits- 
und Gesundheitsschutzaufgaben 
beauftragte Beschäftigte

15.1 27.04.2016 Meißen

Kulturelle Einrichtungen

Neue gesetzliche Grundlagen und deren 
Auswirkungen auf die Praxis

Technische Fachkräfte in Veran-
staltungsstätten

16.1 29.09.2016 Dresden

Verwaltungen

Sicherheitsbeauftragter – Was nun?
– Grundlagenseminar

Neu bestellte Sicherheitsbeauf-
tragte im Verwaltungsbereich 
ohne Vorkenntnisse

17.3.1
17.3.2
17.3.3
17.3.4
17.3.5

15.03.2016
16.03.2016
19.09.2016
20.09.2016
22.11.2016

Meißen
Meißen
Meißen
Meißen
Meißen

Kommunale Kassen – Erfahrungsaustausch Leiter und Beschäftigte kommu-
naler Kassen

17.4 31.05.2016 Meißen

Zoologische Einrichtungen

Arbeits- und Gesundheitsschutz in der Wild-
tierhaltung (Kooperationsseminar mit der 
Unfallkasse Thüringen)

Tierpfleger 18.4 30.08.2016 Meißen

2. Unfallverhütung in Schulen
Seminartitel Zielgruppe Seminar-Nr. geplanter Termin Ort

Alle Bereiche

Unfallverhütung und Sicherheitserziehung – 
Aufgaben der Schulleitung

Schulleiter und Referenten der 
Sächsischen Bildungsagentur

S 1.1
S 1.2

12.04. – 13.04.2016
29.08. – 30.08.2016

Bautzen
Meerane

Lehrergesundheit mit einem komplexen 
Gestaltungsansatz

Schulleiter, Sicherheitsbeauf-
tragte, Personalräte, interessier-
te Lehrer, Schulreferenten der 
Bildungsagenturen

S 2.1
S 2.2
S 2.3 Z
S 2.4 Z
S 2.5 Z
S 2.6 Z
S 2.7 Z

19.01.2016
17.03.2016
12.05.2016
02.08.2016
03.08.2016
04.08.2016
03.11.2016

Meißen
Augustusburg
Inhouse-Veran-
stalt.
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Unfallverhütung und Sicherheitserziehung 
in der Schule – Aufgaben der Sicherheitsbe-
auftragten im inneren Schulbereich

Sicherheitsbeauftragte im inneren 
Schulbereich

S 4.1
S 4.2
S 4.3
S 4.4

01.03.2016
07.03.2016
05.04.2016
10.05.2016

Leipzig
Meißen
Augustusburg
Meißen

Unfallverhütung, Gesundheit und Fitness im 
Schulsport

Sportlehrer aller Schularten S 5.1
S 5.2

06.04. – 07.04.2016
24.08 – 25.08.2016

Werdau
Werdau

Sicheres Arbeiten mit Gefahrstoffen im 
Unterricht

Lehrer aller Schularten, die mit 
Gefahrstoffen arbeiten

S 8 06.04.2016 Meißen

Sicheres Arbeiten mit Holzbearbeitungsma-
schinen

Fachlehrer für Werken und Tech-
nik, Techniklehrer der Berufsbil-
dung

S 9.1
S 9.2
S 9.3

21.03. – 23.03.2016
02.05. – 04.05.2016
17.05. – 19.05.2016

Pirna
Pirna
Pirna

Arbeitssicherheit an hoch gelegenen Ar-
beitsplätzen

Fachlehrer des Berufsfeldes 
Bautechnik

S 13 06.12.2016 Meißen

Gewaltprävention an Schulen Schulleiter, Sicherheitsbeauftrag-
te, Personalräte, Beratungslehrer 
und interessierte Lehrer aller 
Schularten, Schulreferenten der 
Bildungsagenturen

S 17.1
S 17.2

04.02.2016 
25.08.2016

Meißen
Meißen

Einführung in die Schülerstreitschlichtung 
für Lehrer

Lehrer von Förderschulen, Ober-
schulen und Gymnasien

S 18 27.04 – 29.04.2016 Augustusburg

Supervision für Lehrer – ein anderer Weg aus 
dem Stress (Grundseminar)

Schulleiter, Lehrer aller Schular-
ten, Personalräte, Sicherheits-
beauftragte, Schulreferenten der 
Bildungsagenturen

S 19.1
S 19.2

12.04 – 13.04.2016
29.08 – 30.08.2016

Augustusburg
Augustusburg

Supervision für Lehrer – ein anderer Weg aus 
dem Stress (Aufbauseminar)

Schulleiter, Lehrer aller Schul-
arten, Personalräte, Sicher-
heitsbeauftragte, die bereits ein 
Grundseminar besucht haben, 
Schulreferenten der Bildungs-
agenturen

S 19 A 30.11. – 01.12.2016 Augustusburg

Notfallpsychologie für arbeitsbedingte
psychische Krisensituationen

Schulleiter, Sicherheitsbeauf-
tragte, interessierte Lehrer, 
Personalräte, Schulreferenten der 
Bildungsagenturen

S 21 21.03.2016 Meißen

Streitschlichtungstraining mit Schülern Schüler von Gymnasien, Ober-
schulen und Förderschulen

S 22.1
S 22.2
S 22.3

13.01. – 15.01.2016
09.03. – 11.03.2016
07.12. – 09.12.2016
(Termine gelten jeweils 
für eine Schule; Schule 
übernimmt Projektorga-
nisation eigenständig. 
Unfallkasse Sachsen 
vergibt Fördermittel.)

Aufbauseminar zur Schülerstreitschlichtung 
für Lehrer

Lehrer von Förderschulen, 
Oberschulen und Gymnasien, die 
bereits Erfahrungen mit Schüler-
streitschlichtung haben

S 26 07.04. – 08.04.2016 Augustusburg

Meine Stimme – mein wichtigstes Arbeits-
mittel, gesunder und müheloser Stimmein-
satz in der Schule

Lehrer aller Schularten, deren Trä-
ger bei der Unfallkasse Sachsen 
versichert ist

S 27 nach Vereinbarung Inhouse-Veran-
staltung

Gefahrstoffbeauftragte in weiterführenden 
Schulen

Lehrer in weiterführenden Schu-
len, die neu als Gefahrstoffbeauf-
tragte bestellt wurden
(Achtung: Personen, die die Ausbildung 
bereits besucht haben, werden nicht 
berücksichtigt!)

S 28 25.02.2016 Meißen

Gefahrstoffbeauftragte in Grundschulen Lehrer in Grundschulen, die neu 
als Gefahrstoffbeauftragte be-
stellt wurden 
(Achtung: Personen, die die Ausbildung 
bereits besucht haben, werden nicht 
berücksichtigt!)

S 29 24.11.2016 Meißen

Weitere Angebote – Wanderausstellung Straßenkreuze (für berufliche Schulen)
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Neue Medien für Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz

DGUV Information 214-078
Broschüre „Vorsicht Zecken!“
Ausgabe August 2014

Die Broschüre informiert über berufl ich bedingte Ge-
sundheitsgefahren im Zusammenhang mit Zeckenstich-
en. Sie bietet einen Leitfaden für präventive Maßnahmen 
und zeigt, was nach einem Zeckenstich zu beachten ist.

DGUV Information 214-078
214-078

Vorsicht Zecken!

Risiko Zeckenstich - was tun?

August 2014 

DGUV Regel 115-002
Broschüre „Veranstaltungs- und 
Produktionsstätten für szenische Darstellung“
Ausgabe Februar 2015

Mit dieser DGUV Regel werden konkrete Präventions-
maßnahmen für einen ganzheitlichen Arbeits- und 
Gesundheitsschutz in Veranstaltungs- und Produktions-
stätten der szenischen Darstellung beschrieben. 

DGUV Regel 115-002

Veranstaltungs- und  

Produktionsstätten  

für szenische Darstellung

Februar 2015

115-002

DGUV Information 250-104
Broschüre „Leitfaden für Betriebsärztinnen und
Betriebsärzte zur arbeitsmedizinischen Betreuung
bei Arbeiten in kontaminierten Bereichen“
Ausgabe Juni 2015

Dieser Leitfaden liefert Betriebsärztinnen und Betriebs- 
ärzten wichtige Informationen zur Durchführung der 
Gefährdungsbeurteilung, zur arbeitsmedizinisch-toxiko-
logischen Beratung und zu arbeitsmedizinischen Unter-
suchungsinhalte nach den DGUV Grundsätzen.

Leitfaden für Betriebs- 

ärztinnen und Betriebsärzte 

zur arbeitsmedizinischen 

Betreuung bei Arbeiten in 

kontaminierten Bereichen

DGUV Information 250-104

Juni 2015 

250-104

DGUV Information 213-727
Broschüre „Hauptuntersuchungen und Sicherheits-
prüfungen von Kfz in Prüfstellen amtlich anerkannter 
Überwachungsinstitutionen“
Ausgabe Juli 2014

Die Empfehlungen in dieser Broschüre geben prakti-
kable Hilfestellung bei der Durchführung einer Gefähr-
dungsbeurteilung und dokumentieren den derzeitigen 
Stand der Technik für den Arbeitsbereich: „Hauptunter-
suchungen, Abgasuntersuchungen und Sicherheitsprüfungen von 
Kfz in Prüfstellen amtlich anerkannter Überwachungsinstitutionen.“ 

Juli 2014

DGUV Information 213-727

Hauptuntersuchungen  

und Sicherheitsprüfungen 

von Kfz in Prüfstellen  

amtlich anerkannter 

Überwachungsinstitutionen

Empfehlungen Gefährdungsermittlung der 

Unfallversicherungsträger (EGU) nach der 

Gefahrstoffverordnung

213-727

DGUV Information 213-853
Broschüre „Nanomaterialien im Labor“
Ausgabe März 2015

Nanotechnologie ist ein wichtiges Gebiet für Forschung 
und Entwicklung. Kenntnisse über Gefährdungen in 
diesem Bereich sind bislang aber noch lückenhaft und 
lassen eine abschließende Beurteilung der Risiken noch 
nicht zu. Pragmatische Lösungen für wirksame Schutz-
maßnahmen bietet neben dieser Broschüre auch die 
DGUV Informationen: Sicheres arbeiten in Laboratorien.  

DGUV Information 213-853
213-853

Nanomaterialien im Labor

Hilfestellungen für den Umgang

März 2015

DGUV Information 211-040
Broschüre Einsatz mobiler Informations- und 
Kommunikationstechnologie am Arbeitsplatz
Ausgabe März 2015

In dieser Broschüre fi nden Sie praktische Empfeh-
lungen zur ergonomischen Arbeitsgestaltung im Um-
gang mit mobilen Arbeitsmitteln, wie Smartphones, 
Notebooks oder Tablet-PCs.

DGUV Information 211-040
211-040

Einsatz mobiler  

Informations- und  

Kommunikationstechnologie 

an Arbeitsplätzen

Technische Rahmenkriterien

März 2015

DGUV Information 213-046
Broschüre „Verarbeiten von 
Schaumstoffklebern“
Ausgabe März 2015

Diese Informationsschrift beschreibt Arbeitsschutz-
maßnahmen bei der Verarbeitung von Schaumstoffkle-
bern und den dazugehörigen Reinigern.

DGUV Information 213-046
213-046

Verarbeiten von  

Schaumstoffklebern

März 2015

DGUV Information 211-039
Broschüre „Leitfaden zur Ermittlung der Anzahl der 
Sicherheitsbeauftragten im öffentlichen Dienst“
Ausgabe Februar 2015

Sicherheitsbeauftragte unterstützen den Unternehmer 
im Ehrenamt in allen Fragen des Arbeitsschutzes. Diese Infor-
mation soll eine schnelle Hilfe für die Ermittlung der zu bestel-
lenden Anzahl von Sicherheitsbeauftragten geben. 

DGUV Information 211-039211-039

Leitfaden zur Ermittlung der Anzahl 

der Sicherheitsbeauftragten im  

öffentlichen Dienst

Februar 2015

DGUV Information 206-017
Broschüre „Gut vorbereitet für den Ernstfall!“
Ausgabe Juli 2015

Traumatische Ereignisse sind verstörende Ausnahmen 
von den normalen Geschehnissen des Alltags. Sie 
passieren selten, sind aber hoch belastend. Wie man 
danach vorgeht, sollte vorher klar sein.

DGUV Information 206-017
206-017

Gut vorbereitet  

für den Ernstfall!

Mit traumatischen Ereignissen  

im Betrieb umgehen.

Juli 2015

DGUV Grundsatz 311-001
Broschüre „Leitpapier zur Evaluation“
Ausgabe Oktober 2014

Für eine systematische betriebliche und überbetrieb-
liche Präventionsarbeit muss die Wirksamkeit von 
Leistungen und Produkten überprüft und dokumentiert 
werden. Das vorliegende Leitpapier liefert eine Begriffs-
defi nition und einen standardisierten Ablauf zur Evalua-
tion von Präventionsmaßnahmen.  

Oktober 2014

DGUV Grundsatz 311-001

Leitpapier zur Evaluation

Grundverständnis in der gesetzlichen 

Unfallversicherung

311-001

DGUV Information 250-010
Broschüre „Eignungsuntersuchungen 
in der betrieblichen Praxis“
Ausgabe August 2015

Eignungsuntersuchungen sollen die Frage beantworten, 
ob ein Beschäftigter die zu erledigenden Tätigkeiten 
bewältigen kann. Sie gehören nicht zur arbeitsmedi-
zinischen Vorsorge und bedürfen immer einer Rechts-
grundlage. Wann und unter welchen Voraussetzungen sie 
möglich sind, klärt diese Broschüre.

DGUV Information 250-010

Eignungsuntersuchungen  

in der betrieblichen Praxis

August 2015

250-010

DGUV Information 201-057
Broschüre „Maßnahmen zum Schutz gegen Absturz 
bei Bauarbeiten“
Ausgabe Januar 2015

Die vorliegende DGUV Information dient als Handlungs-
hilfe zur Durchführung der Gefährdungsbeurteilung. 
Sie gibt Anwendungs- und Praxisbeispiele, bei denen 
Maßnahmen zum Schutz gegen Absturz nur im Einzelfall 
anwendbar sind.

DGUV Information 201-057

Maßnahmen zum  

Schutz gegen Absturz  

bei Bauarbeiten

201-057

Januar 2015
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DGUV Grundsatz 311-002
Broschüre „Arbeitsschutzmanagementsysteme – Ma-
nagement für Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit
Ausgabe März 2015

Mit dieser Broschüre haben die Betriebe nun auch die 
Möglichkeit, aufbauend auf ihrem bestehenden Arbeits-
schutzmanagementsystem (AMS) auch ihr Betriebliches 
Gesundheitsmanagementsystem (BGM) begutachten zu 
lassen. 

DGUV Grundsatz 311-002
311-002

Arbeitsschutzmanagement-

systeme -  

Managementsy steme für 

Sicherheit und Gesundheit 

bei der Arbeit

Verfahrensgrundsatz für die Beratung und 

Begutachtung

März 2015

DGUV Grundsatz 312-001
Broschüre „Anforderungen an Ausbildende und 
Ausbildungsstätten zur Durchführung von Unterwei-
sungen mit praktischen Übungen bei Benutzung von 
PSA gegen Absturz und Rettungsübungen“
Ausgabe Juni 2015

Praktische Übungen mit PSA gegen Absturz bzw. Ret-
tungsübungen sind mit Gefährdungen verbunden. Des-
halb müssen Ausbildende über besondere Kenntnisse 
und Fähigkeiten verfügen – nicht für die Ausbildung von 
Einsatzkräften der Feuerwehr und der Hilfeleistungs-
organisationen. 

DGUV Grundsatz 312-001

Anforderungen an Aus-  

bildende und Ausbildungs-

stätten zur Durchführung 

von Unterweisungen mit 

praktischen Übungen bei 

Benutzung von persönli-

chen Schutzausrüstungen 

gegen Absturz und 

Rettungsausrüstungen

Juni 2015

312-001

DGUV Information 215-111
Broschüre „Barrierefreie Arbeitsgestaltung“
Ausgabe März 2015

Barrieren können das Leben schwer machen. Doch wie 
kann man Barrieren abbauen, die Menschen mit Behinde-
rungen daran hindern, selbstbestimmt am gesellschaft-
lichen Leben teilzuhaben? Teil 1 fasst die Gesetze, Vor-
schriften und Regeln zusammen und stellt die 
Anwendungsbereiche vor. 

DGUV Sachgebiet 

Barrierefreie Arbeitsgestaltung

Mehr als eine Vision: 

Gemeinsam Lernen und Arbeiten 

Deutsche Gesetzliche 

Unfallversicherung e.V. (DGUV)

Mittelstraße 51

10117 Berlin

Tel.: 030 288763800

Fax: 030 288763808

E-Mail: info@dguv.de

Internet: www.dguv.de

Leiter des Sachgebiets „Barrierefreie Arbeitsgestaltung“

Hans-Jürgen Penz

VBG - Ihre gesetzliche Unfallversicherung

Friesenstraße 22

20097 Hamburg

Telefon: 040 23656-484

hans-juergen.penz@vbg.de

Eine Grundlage unseres Handelns

Neben  der UN-Behindertenrechtskonvention bietet der 

DGUV Aktionsplan eine wichtige Grundlage zur Realisie-

rung der Vision „Gemeinsam Lernen und Arbeiten“.

Der DGUV Aktionsplan zur UN-Konvention über die Rechte 

von Menschen beinhaltet fünf Handlungsfelder:

• Bewusstseinsbildung

• Barrierefreiheit 

• Partizipation

• Individualisierung und Vielfalt

• Lebensräume und Inklusion

Das Handlungsfeld Barrierefreiheit ist hierbei das Funda-

ment für das Betätigungsfeld des Sachgebietes „Barriere-

freie Arbeitsgestaltung“. 

Das Handlungsfeld Barrierefreiheit hat folgendes Ziel:

Menschen mit Behinderungen sollen einen möglichst 

barrierefreien Zugang zu ihrer Umwelt haben. Das bezieht 

sich auf bauliche Maßnahmen ebenso wie auf Sprache 

und Kommunikation.
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DGUV Information 208-047
Broschüre „Pedelec 25“
Ausgabe August 2015

Pedelecs, auch unter dem Oberbegriff E-Bike geläufig, 
finden zunehmend Einsatz in der Zustellerbranche oder 
als Fahrradtaxi. Diese Broschüre gibt einen Überblick 
über die Bauformen, die Ausrüstung und den sicheren 
Betrieb.

DGUV Information 208-047
208-047

Pedelec 25

Fahrrad, Transportmittel - Elektromobilität

August 2015

DGUV Information 207-022
Broschüre „Bewegen von Menschen im Gesundheits-
dienst und in der Wohlfahrtspflege“
Ausgabe Oktober 2014

Die Lastenhandhabungsverordnung regelt die Pflichten 
des Unternehmers in Bezug auf den manuellen Umgang 
mit physikalischer Last. Diese Broschüre konkretisiert 
die Lastenhandhabungsverordnung auf den Bereich der 
Wohlfahrtspflege und des Gesundheitsdienstes.  Mit 
physikalischer Last ist in dieser Branche wohl am häufigsten das Be-
wegen von Menschen gemeint. 

DGUV Information 207-022
207-022

Bewegen von Menschen  

im Gesundheitsdienst und  

in der Wohlfahrtspflege

Hilfestellung zur Gefährdungsbeurteilung  

nach der Lastenhandhabungsverordnung

Oktober 2014 

Öffentliche Sitzungen der Vertreterversammlung

Die 11. Sitzung findet am 15. Juni 2016 statt und die 12. Sitzung am 23. November 2016

Tagungsort für beide Sitzungen ist das Verwaltungsgebäude der Unfallkasse in Meißen.

Abschied
Im Juni dieses Jahres verabschiedete die 

Vertreterversammlung zwei langjährige 

Mitglieder. Berthold Brehm war seit 2001 

für die Arbeitgeber ordentliches Mitglied, 

und Ewald Ernst fungierte seit 2008 als 

stellvertretendes Mitglied. 

Vorstand, Vertreterversammlung und Ge-

schäftsführer der Unfallkasse Sachsen 

dankten beiden für ihre engagierte Arbeit.



Wir wünschen allen Lesern ein 
gesundes und unfallfreies Jahr

2016
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